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Einleitung. 


Durch den auf Allerhöchſte Anordnung zugunſten der 
Kriegsbeſchädigten Oſtpreußens ergangenen Miniſterialerlaß 
vom 18. Januar 1915 ſind die ſchon im Spätherbſt 1914 be⸗ 
gonnenen ſtaatlichen Maßnahmen zur vorläufigen Beſeitigung der 
Kriegsſchäden auf eine feſte Rechtsgrundlage geſtellt worden. Da⸗ 
nach iſt die unter Leitung des Oberpräſidenten der Provinz tätige 
Kriegshilfskommiſſion mit ihren Ausſchüſſen berufen, 
die für das jetzige und zukünftige Verfahren maßgebenden Grund⸗ 
ſätze zu beraten und zu begutachten. Die Aus ſchüſſe der Kom⸗ 
miſſion arbeiten, nachdem fie ihre Aufgaben bezüglich der Rege⸗ 
lung des Vorentſchädigungsverfahrens erledigt haben, 
zurzeit an der wichtigen Aufgabe, das Geſetz, durch welches die end- 
gültige Kriegsentſchädigung nach Form und Sache zu regeln iſt, 
vorzubereiten. Die in den geſchädigten Kreiſen beſtehenden Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſe nehmen unter Leitung des Landrats (Ober⸗ 
bürgermeiſters) oder ſeines Vertreters die vorläufige Kriegsſchaden⸗ 
ermittlung vor und begutachten die Anträge auf Zahlung von Vor⸗ 
entſchädigung. 

Die vorläufigen Kriegsſchadensermittelungen 
dienen in erſter Linie als Unterlagen für die Anweiſung der Vor- 
entſchädigungen, deren Geſamtbetrag ſelbſtperſtändlich inner- 
halb der Höhe des geſamten Kriegsſchadens liegen muß. Die vor⸗ 
läufige Kriegsſchadensermittlung hat ferner den Zweck, das Tat— 
ſachenmaterial bezüglich des Kriegsſchadens möglichſt früh- 
zeitig feſtzulegen, da dies nach Ablauf längerer Zeit noch ſchwerer 
als jetzt möglich ſein wird. Der Kriegshilfsausſchuß hat ſeine 
Feſtſtellungen auf den direkten Kriegsſachſchaden zu beſchränken, 
da noch nicht feſtſteht, inwieweit das künftige Geſetz indirekte 
Schäden berückſichtigen wird. Er iſt berechtigt, auch tatſächliche An⸗ 
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gaben über indirekte Kriegsſchäden, ſoweit ihre künftige Berück⸗ 
ſichtigung nicht von vornherein ausgeſchloſſen erſcheint, als Unter⸗ 
lage für ſpätere Verhandlungen zur Kenntnis und zu den Akten zu 
nehmen. Brand- und Trümmerſchäden hat nach beſon⸗ 
deren Beſtimmungen die Oſtpreußiſche Feuerſozietät vorläufig feſt⸗ 
zuſtellen. 

Die vorläufige Schadensfeſtſtellung kann naturgemäß nur 
überſchläglich erfolgen. Sie kann auch ſchon deswegen nicht end- 
gültig maßgebend ſein, weil die entſcheidenden Grundſätze erſt durch 
das nach Friedensſchluß zu erwartende Reichsgeſetz feſtgeſetzt werden. 
Es iſt zu erwarten, daß dies, mindeſtens für die wichtigeren 
Sachen, auf Grund der von den Kriegshilfsausſchüſſen feſtgelegten 
Tatſachen und neuer Beweiserhebungen durch beſondere Kom— 
miſſionen die endgültigen Schadensfeſtſetzungen neu vornehmen 
laſſen wird. Denn eine ſorgſame und gründliche 
Durchführung dieſer Arbeit iſt nicht nur wegen 
der gewaltigen Summen, um die es ſich handelt, 
im fiskaliſchen Intereſſe, ſondern auch deshalb 
geboten, weil jede Ungerechtigkeit, jede Bevor- 
zugung des einen vor dem andern, jede Erfüllung 
ſachlich ungerechtfertigter oder mit dem Sinne 
des Geſetzes nicht in Einklang ſtehender Entſchädi— 
gungsforderungen das geſunde Empfinden der 
Bevölkerung verletzen und Neid und Unzufrieden⸗ 
heit hervorrufen, alſo das Gegenteil von dem 
erreichen würden, was durch die ganzen ſtaatlichen 
Maßnahmen erſtrebt wird. 

Die Vorentſchädigung darf den vorläufig feſtgeſetzten 
Kriegsſchaden nicht voll erreichen. Ein beſtimmter Höchſtbruchteil 
iſt aber nicht feſtgeſetzt. Die geſamte Vorentſchädigung kann einen 
ſehr hohen Bruchteil des vorläufig feſtgeſetzten Kriegsſchadens 
erreichen, wenn das zur Erfüllung der für die Vor- 
entſchädigung vorgeſchriebenen Zwecke nötig iſt. 
Sie wird nur einen geringen Bruchteil des Geſamtſchadens um- 
faſſen, wenn ein größerer Betrag für die durch Vorentſchädigung 
zu erfüllenden Zwecke nicht in Frage kommt. Welche Zwecke dieſes 
ſind, iſt durch den Miniſterialerlaß feſtgeſetzt. 

Die Anweiſung der Vorentſchädigung erfolgt, in der Regel 
nach vorheriger gutachtlicher Außerung des Kriegshilfsausſchuſſes, 
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durch den Landrat (Oberbürgermeiſter), bei Beträgen über 5000 M 
durch den Regierungspräſidenten. In beſtimmten Fällen iſt die Ge⸗ 
nehmigung des Oberpräſidenten erforderlich. 

Das ganze geſchilderte Verfahren ſtellt die 
Behörden und Kriegshilfsausſchüſſe vor Auf⸗ 
gaben, wie ſie bisher der preußiſchen Verwaltung 
unbekannt waren. Irgendwelche Erfahrungen konnten des⸗ 
halb den zu erlaſſenden Vorſchriften nicht zugrunde gelegt werden. 
Die Kriegslage, welche ſich — ſeit dem Februar 1915 erfreulicher⸗ 
weiſe dauernd zu unſeren Gunſten — änderte, machte ſtändige 
Abänderungen getroffener Einzelbeſtimmungen notwendig. Bei 
der Durchführung des Verfahrens tauchten fortgeſetzt neue Fragen 
auf, welche auf Grund der in dem Miniſterialerlaß aufgeſtellten 
allgemeinen Grundſätze und der praktiſchen Verhältniſſe gelöſt 
werden mußten. Auch jetzt iſt dieſe Entwicklung noch nicht abge⸗ 
ſchloſſen, weitere Abänderungen und Ergänzungen der beſtehenden 
Vorſchriften werden noch häufig nötig ſein. Zur Erleichterung der 
beteiligten Behörden und Einzelperſonen erſcheint es aber erwünſcht, 
den durch die zahlreichen ergangenen Beſtimmungen geſchaffenen 
augenblicklichen Rechtszuſtand in überſichtlicher 
Form darzuſtellen. 

Die nachfolgende Zuſammenſtellung iſt dazu beſtimmt, allen 
Beteiligten, den Behörden und Selbſtverwaltungskörperſchaften wie 
den Geſchädigten ſelbſt die Arbeit zu erleichtern, falſchen Auf⸗ 
faſſungen und überflüſſigen Anträgen und Anfragen vorzubeugen 
und auch in weiteren Kreiſen möglichſte Klarheit über Grundlagen 
und Abſichten des Kriegsentſchädigungsverfahrens in Oſtpreußen zu 
ſchaffen. Wichtigere Ergänzungen der Vorſchriften, welche in Zu⸗ 
kunft erlaſſen werden, ſollen in Form von Einlageblättern im 
Druck den Behörden zugehen und den übrigen Beteiligten durch die 
Verlagsbuchhandlung zugänglich gemacht werden. 


Königsberg, im Juni 1915. 


Der Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen. 
v. Batocki. 


zer Ar 
%% m Ber 


u u 5 g 

= ke <z iS: aao 

B | = 9 
* . = 
E 


R — — 825 — Ip aront 
i — z Soa ee u 


N 


nee 


e 


. 


I. 
Königlicher Erlaß vom 27. Auguſt über die Hilfe für Oſtpreußen. 


Die Heimſuchung Meiner treuen Provinz Oſtpreußen durch 
das Eindringen feindlicher Truppen erfüllt Mich mit herzlicher Teil⸗ 
nahme. Ich kenne den in noch ſchwererer Zeit bewährten unerſchütter⸗ 
lichen Mut Meiner Oſtpreußen zu genau, um nicht zu wiſſen, daß ſie 
ſtets bereit ſind, auf dem Altare des Vaterlandes Gut und Blut zu 
opfern und die Schreckniſſe des Krieges ſtandhaft auf ſich zu nehmen. 
Das Vertrauen zu der unwiderſtehlichen Macht unſeres helden⸗ 
mütigen Heeres und der unerſchütterliche Glaube an die Hilfe des 
lebendigen Gottes, der dem deutſchen Volke in ſeiner gerechten Sache 
und Notwehr bisher ſo wunderbaren Beiſtand geleiſtet hat, werden 
niemanden in der Zuverſicht auf baldige Befreiung des Vaterlandes 
von den Feinden ringsum wanken laſſen. Ich wünſche aber, daß 
alles, was zur Linderung der augenblicklichen Not in Oſtpreußen, 
ſowohl der von ihrer Scholle vertriebenen als auch der in ihrem 
Beſitz und Erwerbe geſtörten Bevölkerung geſchehen kann, als ein 
Akt der Dankbarkeit des Vaterlandes ſogleich in Angriff genommen 
wird. Ich beauftrage das Staatsminiſterium im Verein mit den 
Behörden des Staates, den provinziellen und ſtädtiſchen Verbänden 
und den Hilfsvereinen auf den verſchiedenen Gebieten der Fürſorge 
durchgreifende Maßnahmen zu treffen und Mir vom Geſchehenen 
Meldung zu machen. 


Großes Hauptquartier, den 27. Auguſt 1914. 


Wilhelm R. 


An das Staatsminiſterium. 
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Königlicher Erlaß wegen Errichtung der Kommiſſion vom 24. September. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 21. d. M. will 
Ich, nachdem der Feind durch die Waffenerfolge unſeres tapferen 
Heeres aus dem Lande vertrieben iſt, in Billigung der Mir unter⸗ 
breiteten Vorſchläge zur Linderung der Meiner treuen Provinz 
Oſtpreußen durch den Einfall ruſſiſcher Truppen verurſachten Not 
genehmigen, daß unverzüglich die zur Feſtſtellung der Kriegsſchäden 
erforderlichen Maßnahmen getroffen und mit Hilfe der von Meinem 
Finanzminiſter bereit geſtellten Mittel den geſchädigten Bewohnern 
der Provinz einſtweilen die Führung ihres Haushalts, Wirtſchafts⸗ 
und Gewerbebetriebes ermöglicht werde. Zur Beratung der Staats⸗ 
behörden bei der Erfüllung dieſer Aufgabe will Ich ferner die Ein⸗ 
ſetzung einer Kriegshilfskommiſſion für die Provinz Oſtpreußen 
unter dem Vorſitze des Oberpräſidenten in Königsberg genehmigen 
und zu deren Mitgliedern neben den Regierungspräſidenten in 
Königsberg, Gumbinnen und Allenſtein die Vorſitzenden des Pro⸗ 
vinziallandtages und des Provinzialausſchuſſes, den Landeshaupt⸗ 
mann und den Generallandſchaftsdirektor der Provinz Oſtpreußen 
und den Oberbürgermeiſter Meiner Reſidenzſtadt Königsberg aus 
Königlichem Vertrauen berufen. Der Kommiſſion ſollen ferner 
zwei Vertreter der Landwirtſchaftskammer und je ein Vertreter der 
kaufmänniſchen Korporationen in Königsberg und Tilſit ſowie der 
Handwerkskammern in Königsberg und Gumbinnen als Mitglieder 
beitreten, die auf Grund von Vorſchlägen der Vorſtände dieſer 
Körperſchaften vom Staatsminiſterium zu beſtellen ſind, dem im 
übrigen die Ergänzung der Kommiſſion durch Berufung von örtlich 
nicht intereſſierten Sachverſtändigen zu Mitgliedern überlaſſen 
bleibt. Das Staatsminiſterium wird mit der Ausführung dieſes 
Erlaſſes beauftragt und ermächtigt, den Geſchäftskreis der Kommiſſion 
zu regeln und ſich an ihren Beratungen durch Kommiſſare zu beteiligen. 


Großes Hauptquartier, den 24. September 1914. 
gez. Wilhelm R. 
993. v. Bethmann Holweg. Delbrück. v. Tirpitz. Beſeler. 


993. v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
893. Lenge. v. Falkenhayn. v. Loebell. Kühn. v. Jagow. 


An das Staatsminiſterium. 
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III. 


Die dazu ergangene Miniſterialanweiſung vom 29. September. 


Berlin, den 29. September 1914. 


In Ausführung des Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. September 
d. J. wird hiermit wegen 
Bildung einer Kriegshilfskommiſſion für Oſtpreußen und 
Gewährung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung in den 
durch den Krieg betroffenen Landesteilen folgendes be⸗ 
ſtimmt: 
I. Kriegshilfskommiſſion für Oſtpreußen: 


1. Als ſachverſtändige Mitglieder werden auf Grund Aller⸗ 
höchſter Ermächtigung berufen: 
der Vorſitzende des mitteldeutſchen Feuerſozietätsver⸗ 
bandes, Landrat a. D. Winkler in Merſeburg, 
der Generaldirektor der Oſtpreußiſchen Landfeuer⸗ 
ſozietät, Oberregierungsrat a. D. Schickert, 
der Generaldirektor der Oſtpreußiſchen Landgeſellſchaft, 
Regierungsrat a. D. Gramberg. 

2. Die Vorſtände der Landwirtſchaftskammer in Königsberg 
i. Pr., der kaufmänniſchen Korporationen in Königsberg 
und Tilſit und der Handwerkskammern in Königsberg und 
Gumbinnen haben das ihnen Allerhöchſt verliehene Vor⸗ 
ſchlagsrecht unverzüglich auszuüben und ihre Vorſchläge 
dem Staatsminiſterium durch Vermittelung des Ober- 
präſidenten in Königsberg zu unterbreiten. 


3. Die Kommiſſion tritt auf Einladung des Vorſitzenden zu⸗ 
ſammen, der den Schriftverkehr in ihrem Namen zu führen 
und ſie nach außen zu vertreten hat. Sie iſt beſchlußfähig 
bei Anweſenheit von mindeſtens ſieben Mitgliedern unter 
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Einſchluß des Vorſitzenden, der durch ſeinen Vertreter im 
Hauptamte vertreten werden kann. — Die Kommiſſion 
kann Unterausſchüſſe zur Beratung beſtimmt zu bezeichnen⸗ 
der Angelegenheiten bilden. Sie hat ihre Geſchäftsordnung 
und die Geſchäftsordnung der Unterausſchüſſe ſelbſtändig 
zu regeln. 


. Die Mitglieder der Kriegshilfskommiſſion erhalten bei 


notwendigen Reiſen zur Erledigung der ihnen zugewieſenen 
Aufgaben Reiſekoſten und Tagegelder, und zwar: 
die beamteten Mitglieder nach den ihnen als Beamten 
zuſtehenden, 
die nichtbeamteten Mitglieder nach den für die Mit⸗ 
glieder des Provinziallandtages der Provinz Oſt⸗ 
preußen geltenden Sätzen. 


Die Kommiſſion wird mit ſchleuniger Begutachtung der bei 


Gewährung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung zu beachten⸗ 
den Grundſätze unter Innehaltung der im Abſchnitt II 
dieſer Anweiſung gegebenen Beſtimmungen betraut. 

Ihr liegt ferner ob, ſich über die Feſtſtellung der 
Kriegsſchäden, die Regelung des Feſtſetzungsverfahrens und 
über wirtſchaftliche Maßnahmen zur Erhaltung der Lebens⸗ 
fähigkeit der Provinz Oſtpreußen gutachtlich zu äußern. 
Die Erteilung beſtimmter Aufträge im Rahmen dieſer 
Aufgaben bleibt den beteiligten Reſſortminiſtern vorbe⸗ 
halten. Die Berichte der Kommiſſion ſind an den Miniſter 
des Innern zu richten; Abſchriften für den Vizepräsidenten 
des Staatsminiſteriums und den Finanzminiſter find 
dieſen in allen Fällen unmittelbar einzureichen. 

Soweit an der Entſcheidung einer Angelegenheit 
andere Reſſorts beteiligt ſind, iſt den zuſtändigen Reſſort⸗ 
miniſtern ebenfalls unmittelbar Bericht zu erſtatten, und 
daß dies geſchehen, in dem Bericht an den Miniſter des 
Innern zu vermerken. 


II. Vorentſchädigung. Vorbehaltlich reichsgeſetzlicher Beſtim⸗ 


mungen gemäß § 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juli 1873 
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wegen endgültiger Erſtattung des Schadens, der durch den Krieg 
an beweglichem und unbeweglichem Eigentum entſtanden iſt, und in 
Anrechnung auf dieſe ſoll aus bereiten ſtaatlichen Mitteln den durch 
den Einfall feindlicher Truppen, durch Beſchießung oder andere auf 
Anordnung militäriſcher Befehlshaber getroffene kriegeriſche Maß⸗ 
nahmen in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz bedrohten Einwohnern 
der vom Kriege berührten Landesteile eine Vorentſchädigung gewährt 
werden, durch welche ſie zur Fortführung ihres Haushaltes, ihres 
landwirtſchaftlichen und gewerblichen Betriebes oder ſonſtigen Er⸗ 
werbszweige und zur Beſchaffung der hierzu erforderlichen Geräte 
und Inventarſtücke notdürftig inſtand geſetzt werden, ſoweit ihnen 
ſolche nicht in natura geliefert werden können. Die Vorentſchädi⸗ 
gung, die der Regel nach auf einen Bruchteil des entſtandenen Kriegs⸗ 
ſchadens zu beſchränken iſt, unterliegt der zwangsweiſen Wieder⸗ 
einziehung durch den Staat im Wege des Verwaltungszwangsver⸗ 
fahrens, ſoweit ihr Betrag von dem Geſchädigten nicht oder nicht 
im vollen Umfange zu dem angegebenen Zwecke verwendet wird. Die 
Beſtimmung über das Verfahren bei Feſtſetzung der Vorentſchädi⸗ 
gung bleibt weiterer Verfügung vorbehalten. 

III. Kriegshilfsausſchüſſe. Die Bildung örtlicher Kommiſſionen 
zur Feſtſtellung der Kriegsſchäden und zur Begutachtung der vor⸗ 
läufig zu gewährenden Vorentſchädigung (Kriegshilfsausſchüſſe) 
erfolgt auf Anordnung der Miniſter des Innern und der Finanzen. 


Das Staatsminiſterium. 


gez. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. 
ih v. Chorlemer Lenze v Loebell. Kühn. 
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Anweiſung über die vorläufige Ermittelung von Kriegsſchäden und 
die Gewährung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung in den durch den 
Krieg unmittelbar berührten Landesteilen vom 18. Januar 1915. 


I. Allgemeines. 


In weiterer Ausführung des Staatsminiſterialbeſchluſſes vom 
29. September d. J. wird hiermit nach Anhörung der Kriegshilfs⸗ 
kommiſſion für die Provinz Oſtpreußen folgendes beſtimmt: 

1. Für Schäden, die in der Provinz Oſtpreußen durch den Krieg 
an beweglichem und unbeweglichem Eigentum entſtanden ſind, 
deren endgültige Vergütung aber nach Höhe und Umfang 
gemäß $ 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juli 1873 
der Regelung durch ein Spezialgeſetz des Reiches vorbehalten 
iſt, können dem Beſchädigten in Anrechnung auf die endgültige 
Entſchädigung aus den durch das Geſetz vom 10. November 
1914 zur Abänderung des Geſetzes betr. die Feſtſtellung des 
Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr 1914 vom 3. Juni 
1914 (Geſetzſamml. S. 173) bereitgeſtellten ſtaatlichen Mitteln 
Vorentſchädigungen nach Maßgabe der folgenden Beſtim⸗ 
mungen gewährt werden. 

2. Die Vorentſchädigung iſt beſchränkt auf das zur Fortführung 
des Haushaltes, des landwirtſchaftlichen und gewerblichen 
Betriebes oder ſonſtigen Erwerbszweiges und zur Beſchaffung 
der hierzu erforderlichen Geräte, Betriebsmittel und Zubehör⸗ 
ſtücke notwendige Maß. 

Die Vorentſchädigung muß hinter dem vorläufig zu er⸗ 
mittelnden Geſamtbetrage des Kriegsſchadens zurückbleiben. 
Sie iſt nicht auf einen beſtimmten Bruchteil beſchränkt. Den 
Geſchädigten können als Vorentſchädigung Abſchlagzahlungen 
auf die ſpätere endgültige Entſchädigung ſo weit bewilligt 
werden, als ſie deren zu den vorerwähnten Zwecken bedürfen. 

Die bereits geleiſteten Vorſchüſſe ſind auf die Vorent⸗ 
ſchädigung anzurechnen. 

Die Vorentſchädigung unterliegt der zwangsweiſen 
Wiedereinziehung durch den Staat, ſoweit ihr Betrag nicht 
oder nicht in vollem Umfange zu dem angegebenen Zwecke ver⸗ 
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wendet wird, ferner wenn wiſſentlich oder grob fahrläſſig falſche 
Angaben von dem Antragſteller über Umfang und Entſtehung 
des Schadens gemacht ſind oder noch gemacht werden, und 
wenn der Empfänger der Vorentſchädigung ohne wichtigen 
Grund innerhalb eines Jahres nach Friedensſchluß die Heimat 
verläßt oder ſeinen Betrieb aufgibt. Ob dieſe Vorausſetzungen 
vorliegen, entſcheidet der Oberpräſident. 


II. Verfahren. 


.Der Bewilligung einer Vorentſchädigung hat — von dringen⸗ 
den Fällen abgeſehen — eine vorläufige Ermittelung des 
entſtandenen Schadens vorherzugehen (vergleiche Ziffer 12). 

Allgemeine Erwerbsſchwierigkeiten, die mit dem Kriege, 

aber nicht mit dem Einbruch feindlicher Truppen zuſammen⸗ 
hängen, dürfen nicht berückſichtigt werden. 
„Die Geſchädigten oder ihre Vertreter haben ihren Schaden 
auf dem vorgeſchriebenen Vordruck bei dem zuſtändigen 
Landrat — in Stadtkreiſen bei dem Oberbürgermeiſter — 
anzumelden. Zuſtändig iſt in der Regel der Landrat (Ober⸗ 
bürgermeiſter), in deſſen Bezirk das beſchädigte unbewegliche 
Eigentum liegt oder das beſchädigte bewegliche Eigentum 
feinen gewöhnlichen Standort hatte. Unbeſchadet der Be- 
ſtimmung Ziffer 30 ff. kann, wo mehrere Landräte (Ober⸗ 
bürgermeiſter) zuſtändig ſind, durch den Oberpräſidenten eine 
Stelle mit der Bearbeitung betraut werden. Auch ſonſt regelt 
in zweifelhaften Fällen der Oberpräſident die Zuſtändigkeit. 
Die Zuſtändigkeit des Kriegshilfsausſchuſſes Königsberg Stadt 
wird beſonders beſtimmt. 

Gleichzeitig haben die Geſchädigten ebenfalls unter Be⸗ 
nutzung des beſonderen hierfür vorgeſchriebenen Vordrucks 
unter Klarlegung ihrer Einkommens⸗ und Vermögensver⸗ 
hältniſſe anzugeben, ob und in welcher Höhe ſie die Gewährung 
einer Vorentſchädigung beantragen. Der Oberpräſident kann 
für einzelne Teile der Provinz einen Zeitpunkt beſtimmen, 
bis zu dem Anträge auf Vorentſchädigung angebracht ſein 
müſſen. Die beſonderen Vorſchriften über die Ausfüllung der 
Vordrucke unter Ziffer 29 bis 34 dieſer Anweiſung ſind zu 
beachten. 
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Für alle beſchädigten Sachen iſt derjenige, der nach dem 
Geſetze die Gefahr ihres zufälligen Unterganges trägt, zur 
Anmeldung berechtigt; bei unter Eigentumsvorbehalt abge⸗ 
tretenem Vieh und Maſchinen derjenige, welcher ſich das 
Eigentum vorbehalten hat. Die Vordrucke ſind dieſer An⸗ 
weiſung als Anlage beigefügt; ſie werden von den Landrats⸗ 
ämtern (Oberbürgermeiſtern) unentgeltlich verabfolgt. In 
dringenden Fällen kann, falls nicht ſämtliche Unterlagen vor⸗ 
handen find, die Einreichung der Schadensanmeldung nach⸗ 
träglich erfolgen, wenn anderenfalls eine Verzögerung die 
Erhaltung des Haus- und Nahrungsſtandes gefährden würde. 

Ausnahmsweiſe kann eine Vorentſchädigung auch ohne 
Antrag des Geſchädigten feſtgeſetzt werden, wenn Gefahr im 
Verzuge und der Antrag in angemeſſener Friſt nicht zu be⸗ 
ſchaffen iſt. 


In Kreiſen, die zur Zeit der Schadensanmeldung vom Feinde 


beſetzt ſind oder deren zuſtändige Behörde nicht zu erreichen 
iſt, kann die Schadensanmeldung und der Antrag auf Vor⸗ 
entſchädigung an den zuſtändigen Regierungspräſidenten ge- 
richtet werden. 

Unzuſtändige Behörden haben die bei ihnen eingehenden 
Anträge unverzüglich der zuſtändigen Behörde zur Bearbeitung 
zu überſenden. 


. Die vorläufige Ermittelung des Schadens erfolgt durch die 


gemäß Erlaß der Miniſter des Innern und der Finanzen vom 
26. September 1914 — M. d. J. Ie. 2662 F. M. S. J. 1774 — 
in den Kreiſen in der erforderlichen Anzahl gebildeten Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſe für die in den Bereich ihrer Zuſtändigkeit ge⸗ 
wieſenen Ortſchaften. 

Die Mitglieder der Kriegshilfsausſchüſſe erhalten Reiſe⸗ 
koſten und Tagegelder nach den in der Verordnung zur Aus⸗ 
führung des Geſetzes über die Naturalleiſtungen für die be⸗ 
waffnete Macht im Frieden vom 13. Juli 1898 (R.⸗G. Bl. 
S. 921) in der Faſſung vom 21. Juli 1913 (R. G. Bl. S. 433) 
zu § 14 dieſes Geſetzes für die Entſchädigung der Sachver⸗ 
ſtändigen getroffenen Vorſchriften. 

Der Oberpräſident wird ermächtigt, mit der Abſchätzung 
beſtimmter Arten von Schäden — z. B. Brand- und Trümmer: 
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ſchäden, größeren Forſtſchäden — beſondere Sachverſtändige 
zu betrauen und wegen der Vornahme der Abſchätzung ſolcher 
Schäden mit geeigneten Körperſchaften wie z. B. der Pro⸗ 
vinzial⸗Feuerſozietät beſondere Vereinbarungen zu treffen. 
Das Ergebnis der Abſchätzung iſt in dieſem Falle den Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſen zur Verwertung bei der vorläufigen Schadens⸗ 
ermittelung mitzuteilen, ohne daß dieſe in eine Nachprüfung 
einzutreten haben. 

Im übrigen haben die Kriegshilfsausſchüſſe, ſoweit er⸗ 
forderlich, auf Grund örtlicher Verhandlung tunlichſt unter 
Zuziehung des Geſchädigten, ihr eigenes Gutachten über die 
Höhe der entſtandenen Schäden in die dafür beſtimmten Spalten 
der Schadensanmeldung einzutragen und den Geſamtbetrag 
der einzelnen Schätzungen für jeden Beſchädigten aufzurechnen. 
Der Abſchätzung iſt der Zuſtand des Schadens zu dem Zeit⸗ 
punkte zugrunde zu legen, in dem die unmittelbare Einwir⸗ 
kung des Krieges im Einzelfalle beendet war. Iſt er durch 
abſichtliches oder grob fahrläſſiges Verſchulden des Anmelden⸗ 
den — z. B. durch unverſtändige Flucht oder durch Unter⸗ 
laſſung der wirtſchaftlich gebotenen und möglichen Maßnahmen 
nach der Rückkehr — vergrößert, ſo iſt der Schaden bei der 
Abſchätzung nur inſoweit zu berückſichtigen, als er auch bei 
richtigem Verhalten des Anmeldenden eingetreten wäre. 

Die Kriegshilfsausſchüſſe haben ſich in der Regel gut⸗ 
achtlich über die Höhe der dem Antragſteller zuzubilligenden 
Vorentſchädigung zu äußern. 

Die vorläufige Ermittelung des Kriegsſchadens 
erfolgt vorbehaltlich der endgültigen darüber auf Grund des 
§ 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes ergehenden reichsgeſetzlichen 
Beſtimmungen und dient inſoweit lediglich zur Vorbereitung 
der endgültigen Feſtſtellung. Sie gibt dem Geſchädig— 
ten keinen Rechtsanſpruch auf endgültige Er— 
ſtattung in dem geſchätzten Umfange. 

Die Feſtſetzung der Vorentſchädigung erfolgt auf 
Grund des Gutachtens der Kriegshilfsausſchüſſe, ſoweit es 
ſich um Beträge bis zu 5000 Mark handelt, durch den Landrat 
— in Stadtkreiſen durch den Oberbürgermeiſter — bei höheren 
Beträgen durch den Regierungspräſidenten. Bei Entſcheidung 
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10. 


über die Zweckmäßigkeit der Vorentſchädigung iſt die Kriegs⸗ 
lage zu berückſichtigen. In zweifelhaften Fällen iſt die Ent⸗ 
ſcheidung des Oberpräſidenten einzuholen. 


„Die Anweiſung der Vorentſchädigung erfolgt auf Grund 


der gemäß Ziffer 8 dieſer Anweiſung erfolgten Feſtſetzung 
durch den Landrat — in Stadtkreiſen durch den Oberbürger⸗ 
meiſter. 

Die Auszahlung bewilligter Vorentſchädigungs⸗ 
beträge erfolgt durch die vom Finanzminiſter zu beſtimmenden 
Zahlſtellen. Weitere Anweiſung hierüber und über die Ver⸗ 
rechnung der bereits vorſchußweiſe angewieſenen Beträge 
bleibt dem Finanzminiſter vorbehalten. 

Soweit als angängig und zweckmäßig, hat die Vorent⸗ 
ſchädigung — gegebenenfalls unter Vermittelung der Qand- 
wirtſchafts⸗, Handels⸗ oder Handwerkskammer — in Natur 
durch Lieferung von Zubehörſtücken, Waren, Rohmaterial uſw. 
zu erfolgen. Die erforderlichen allgemeinen Anordnungen und 
die Vereinbarungen mit den beteiligten Körperſchaften trifft 
der Oberpräſident nach Anhörung der Kriegshilfskommiſſion. 
Sie bedürfen der Genehmigung der beteiligten Reſſortminiſter 
und des Finanzminiſters. Wo Lieferung in Natur nicht 
möglich iſt, erhält der Geſchädigte in der Regel eine Beſcheini⸗ 
gung des Landrats (Oberbürgermeiſters), daß Rechnungen 
für die bezeichneten Anſchaffungen bis zur feſtgeſetzten Höhe 
aus Staatsmitteln bezahlt werden. 

Die Anweiſung erfolgt innerhalb dieſer Grenze nach 
Vorlage der vom Geſchädigten auf ihre Richtigkeit zu be⸗ 
ſcheinigenden Rechnungen an die Forderungsberechtigten. 


Barmittel zur Bezahlung von Angeſtellten und Arbeitern und 
zur Zahlung von Zinſen, letztere nur in Beträgen unter 
100 Mark, können, wenn ſich aus der Perſon des Empfängers 
keine Bedenken ergeben und wenn ſie im Verhältnis zum Ge⸗ 
ſamtſchaden gering ſind, an den Beſchädigten angewieſen 
werden, ebenſo Beträge zur Bezahlung von Rechnungen, deren 
Geſamtbetrag 1000 Mark nicht überſteigt. Der Landrat 
— Oberbürgermeiſter — kann die Vorlage der Quittungen. 
innerhalb beſtimmter Friſt anordnen. 


11. 


12. 


13. 


14. 


15. 
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Zahlungen für fortlaufende Bedürfniſſe — wie für Lebens⸗ 
mittel und Löhne — dürfen nur in Monats- oder Viertel- 
jahresbeträgen, dem nachzuweiſenden alsbaldigen Bedarf ent⸗ 
ſprechend, geleiſtet werden. 

In dringenden Fällen können die Landräte (Oberbürger⸗ 
meiſter) Vorſchüſſe auf die Vorentſchädigung auch 
vor Abſchluß der vorläufigen Schadensermittelung, und, ſo⸗ 
weit die Feſtſetzung der Vorentſchädigung dem Regierungs⸗ 
präſidenten zuſteht, auch vor dieſer anweiſen. 

Solche Vorſchüſſe dürfen höchſtens bis zu / der voraus- 
ſichtlich zu erwartenden Vorentſchädigung bewilligt werden. 
Wo die Verhältniſſe ganz einfach liegen und der Geſamtſchaden 
des einzelnen Geſchädigten 500 Mark nicht überſteigt, iſt die 
Schadensanmeldung und vorläufige Schadensermittelung für 
eine Ortſchaft nach dem vereinfachten Vordruck 3 vorzunehmen. 

Die Abſchätzung kann durch einen vom Landrat (Ober⸗ 
bürgermeiſter) beſtellten Kommiſſar unter Zuziehung des 
Gemeinde- (Guts⸗)vorſtehers erfolgen. 

In dieſen Fällen genügt eine formloſe Anmeldung bei 
dem Gemeinde (Guts-)vorſteher, der den Antrag auf Vor⸗ 
nahme der Abſchätzung dem zuſtändigen Kriegshilfsausſchuß 
einzureichen hat. 

Die Regierungspräſidenten haben die Gleichmäßigkeit der vor⸗ 
läufigen Schadensermittelung und der Feſtſetzung der Vor⸗ 
entſchädigung in ihren Bezirken zu überwachen und Fälle von 
grundſätzlicher Bedeutung dem Oberpräſidenten zur Ent⸗ 
ſcheidung vorzulegen. 

Die Aufſicht über das geſamte Vorentſchädigungsgeſchäft führt 
der Oberpräſident. Ihm ſteht die Kriegshilfskommiſſion be⸗ 
ratend zur Seite. Der Oberpräſident kann nach Anhörung der 
Kriegshilfskommiſſion oder ihrer Abteilung einheitliche 
Schätzungsnormen feſtſetzen, welche die Kriegshilfsausſchüſſe 
ihrer Begutachtung zugrunde zu legen haben. 

Wegen der rechtlichen Bedeutung ſolcher Normen für die 
endgültige Schadensfeſtſetzung wird auf Ziffer 7 dieſer An⸗ 
weiſung verwieſen. Der Oberpräſident iſt ermächtigt, die 
Vordrucke für die Schadensanmeldung durch Aufnahme ſolcher 
Schätzungsnormen zu ergänzen. 
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III. Beſondere Beſtimmungen. 


A. Fortführung des Haushalts. 


16. Die Vorentſchädigung iſt auf das für Fortführung des Haus⸗ 


N 


haltes, Erhaltung der Geſundheit und Fortſetzung der Er- 
ziehung der Haushaltsangehörigen nötige Maß zu beſchränken. 

Darüber hinausgehende Anſchaffungen dürfen aus der 
Vorentſchädigung nicht bezahlt werden. Anſchaffung an 
Nahrungsmitteln, Kleidung, Brennſtoffen uſw. dürfen nur 
inſoweit bezahlt werden, als ſie zur Fortführung des Haus⸗ 
haltes erforderlich ſind. Wo genügendes Einkommen und 
genügende Erwerbsmöglichkeit fehlt, können ausnahmsweiſe 
die zum Lebensunterhalt erforderlichen Beträge in Monats⸗ 
raten an den Beſchädigten gezahlt werden. Bei fortbeſtehender 
Verpflichtung zur Zahlung der Miete und Leiſtungsunfähigkeit 
des Beſchädigten kann die Miete aus der Vorentſchädigung 
gezahlt werden. 

Keine Vorentſchädigung zur Fortführung des Haushalts 
erhalten Geſchädigte, welche 


a) außerhalb ihres Wohnortes auf Staatskoſten unter⸗ 
gebracht ſind, während der Dauer dieſer Unter⸗ 
bringung, oder 

b) eine ihnen angebotene oder zuteil gewordene ſtaatliche 
Unterbringung ohne triftigen Grund abgelehnt oder 
aufgegeben haben. 


B. Schuldverbindlichkeiten, Zinſen und 
Abgaben. 


Schuldverbindlichkeiten, die ſchon vor dem Einbruch des 
Feindes beſtanden, dürfen in der Regel aus der Vorent⸗ 
ſchädigung nicht bezahlt werden. Ausnahmen ſind zuläſſig, 
ſoweit es ſich um Schulden handelt 


a) für Anſchaffungen von Vieh, Saat, Kundſtdünger, 
Wirtſchaftsgeräte für die Frühjahrsbeſtellung und 
Ernte 1914, bei denen die Zahlung aus den Erträgen 
der Ernte üblich iſt, 
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b) für Anſchaffungen von Vorräten, Rohſtoffen uſw. in 
kaufmänniſchen und gewerblichen Betrieben, deren 
richtige Verwertung durch den Krieg nicht möglich 
wurde und deren Bezahlung ſonſt aus dieſer Ver⸗ 
wertung hätte ſtattfinden müſſen. 

Auf eine tunlichſt umfangreiche Inanſpruchnahme der 

Kriegskreditbank iſt hinzuwirken. 

Die zu a und b erwähnten Zahlungen bedürfen der Ge⸗ 
nehmigung des Oberpräſidenten. 

Die Zahlung von Hypothekenzinſen aus der Vorent⸗ 
ſchädigung iſt zuläſſig, ſoweit die Hypotheken drei Viertel des 
Verkehrswertes des beſchädigten Grundſtückes nicht über⸗ 
ſteigen und die Zinſen ſeit dem 1. Juli d. J. aufgelaufen oder 
fällig geworden ſind. Zinſen mündelſicherer Hypothken im 
Betrage von höchſtens einer halbjahresrate, die im Juni 1914 
fällig waren, können bei der Vorentſchädigung berüdfichtigt 
werden, ſoweit nicht die Säumnis auf Vermögensverfall des 
Schuldners zurückzuführen iſt. 

Die Zahlung von Zinſen für beſtehenden Perſonalkredit 
darf in der Regel nur erfolgen, ſoweit ſie ſeit dem 1. Juli 
1914 aufgelaufen ſind. 

Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Ober— 
präſidenten. 


Die Zahlungen erfolgen unmittelbar an die Forderungs⸗ 
berechtigten. 

Die Miniſter des Innern, der Finanzen und für Land⸗ 

wirtſchaft beſtimmen den Zeitpunkt, bis zu welchem überhaupt 
Hypothekenzinſen aus der Vorentſchädigung gezahlt werden 
dürfen. 
Es iſt darauf zu achten, daß bei Vorentſchädigungen die im 
Juni 1914 fällig geweſenen und die laufenden Zinſen der 
öffentlichen Kreditinſtitute, Steuern, Renten, Beiträge für 
öffentliche Genoſſenſchaften und ähnliche Forderungen des 
Staats, der Kommunalverbände, der öffentlichen Verbände 
und öffentlichen Berufsvertretungen angemeldet und berid- 
ſichtigt werden. 

Fällige Verſicherungsprämien find ebenfalls zu berück⸗ 
ſichtigen. 
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C. 
19. 


20. 


Brand⸗ und Trümmerſchäden an Gebäuden. 


Bei der Schätzung von Brand- und Trümmerſchäden ift der 
Neubauwert der Gebäude unter Berückſichtigung der vor Aus⸗ 
bruch des Krieges im Juli 1914 üblichen Bauſtoffpreiſe und 
Löhne feſtzuſtellen. 

Der Berechnung des Schadens iſt der ſo ermittelte Bau⸗ 
wert unter Abzug eines dem Zuſtande des Gebäudes, insbe⸗ 
ſondere dem Alter und der Abnutzung entſprechenden Betrages 
zugrunde zu legen. 

Wegen der rechtlichen Bedeutung der Schätzung wird auf 

Ziffer 7 dieſer Anweiſung verwieſen. 
Zahlungen für den Wiederaufbau von Gebäuden erfolgen 
— ſoweit dieſer nicht durch beſondere Anordnung der be⸗ 
teiligten Reſſortminiſter geregelt wird — gegen Vorlage der 
vom Beſchädigten auf ihre Richtigkeit zu beſcheinigenden Rech⸗ 
nungen. Dem Oberpräſidenten bleibt die Anordnung weiterer 
Kontrollmaßnahmen überlaſſen. 

Vor Zahlung einer Vorentſchädigung hat der Beſchädigte 
ſeine Anſprüche gegen den Verſicherungsunternehmer, bei dem 
er für die beſchädigten Gebäude Verſicherung gegen Feuer⸗ 
ſchaden genommen hat, an den Staat oder eine von dem Ober⸗ 
präſidenten bezeichnete Stelle abzutreten. Der Vordruck für 
den Antrag auf Vorentſchädigung enthält die hierfür vorge⸗ 
ſchriebene, vom Beſchädigten auszufüllende Erklärung. Zah⸗ 
lungen zur Errichtung von Notbauten bedürfen der Genehmi⸗ 
gung des Oberpräſidenten, der nach Anhörung der Kriegs⸗ 
hilfskommiſſion darüber weitere Anordnungen erlaſſen kann. 


D. Brand⸗, Trümmer- und Plünderſchäden 
an beweglichen Sachen. 


21. Soweit die Abſchätzung nicht durch Sachverſtändige gemäß 


Ziffer 6 dieſer Anweiſung erfolgen kann, iſt ſie durch Auf⸗ 
ſtellung von Schätzungsnormen gemäß Ziffer 15 dieſer An⸗ 
weiſung zu erleichtern. 

Vor der Auszahlung der Vorentſchädigung hat der Ge⸗ 
ſchädigte — vergl. Vordruck — ſeine Anſprüche gegen den Ver⸗ 
ſicherungsunternehmer, bei dem er für ſeine beweglichen 
Sachen Verſicherung genommen hat, an den Staat oder eine 
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von dem Oberpräſidenten bezeichnete Stelle in der Höhe der 
Beträge abzutreten, die ihm von dieſem als Vergütung für 
Kriegsſchäden an beweglichen Sachen ſofort oder in Zukunft 
gezahlt werden. 


E. Landwirtſchaftliche Betriebe. 


Für Wiederherſtellung kleinerer Schäden an Röhrenentwäſſe⸗ 
rung und ſonſtigen Bodenverbeſſerungsanlagen können Vor⸗ 
entſchädigungen gewährt werden, wenn bei Aufſchub die An⸗ 
lage oder die Wirtſchaft erheblich leiden würde. 
Vorentſchädigungen zur Anſchaffung von Rindvieh bedürfen 
der Genehmigung des Oberpräſidenten, ſoweit dieſe nicht durch 
Vermittelung der Landwirtſchaftskammer erfolgen ſoll. 
Zuchtſchweine, Ferkel und Läufer zu Maſtzwecken können 
durch Vermittelung der Landwirtſchaftskammer oder auf 
anderem Wege aus Vorentſchädigungsmitteln angeſchafft 
werden. Vorentſchädigungen zum Ankauf von Füllen ſind 
nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung des Oberpräſidenten 
zuläſſig. 
Beihilfen zum Ankauf von Rauhfutter können nur dann aus 
der Vorentſchädigung gegeben werden, wenn es ſich um Hal⸗ 
tung von Pferden, wertvollem Zuchtmaterial oder für den 
Haushalt unbedingt nötiger Milchkühe handelt. Ausnahmen 
bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten. 
Vorentſchädigung für Beſchaffung von Kraftfutter kann 
nur in vorſichtig bemeſſenem Maße gewährt werden, wenn es 
ſich um Erhaltung des Viehs und nicht um Maſtung handelt. 
Pflüge können aus der Vorentſchädigung beſchafft werden. 
Für Kraftpflüge ſind die beſonderen Vorſchußmittel der Land⸗ 
wirtſchaftskammer in Anſpruch zu nehmen. Vorentſchädi⸗ 
gungen für fehlende Geräte zur Frühjahrsbeſtellung können 
in Ausſicht geſtellt werden, damit die rechtzeitige Beſtellung 
der Geräte zum Frühjahr erfolgen kann. Auch für die zum 
Winterbetrieb nötigen Maſchinen und Anlagen, wie zum 
Dreſchen, Getreidereinigen, Rübenſchneiden, Milchverwerten, 
können Vorentſchädigungen gewährt werden. 
Zur Anſchaffung von Arbeitspferden, ſoweit dieſe nicht aus 
dem Pferdebeſtand der Landwirtſchaftskammer entnommen 


24 


28, 


29, 


30. 


31. 


werden können, find in dringenden Fällen Vorentſchädigungen 
zuläſſig. Ebenſo können zum Ankauf von Pflugochſen zu an⸗ 
gemeſſenen Preiſen ſowie zur Beſchaffung unbedingt erforder— 
licher Sielen, Sättel, Wirtſchaftswagen uſw. Vorentſchädi⸗ 
gungen gewährt werden. 

F. Gewerbliche Betriebe. 

Gewerbebetriebe, deren Wiederaufnahme geſichert iſt, ſind in 
ihren Anlagen und durch Beſchaffung der zur Eröffnung des 
Betriebes notwendigen erſten Vorräte an Waren, Roh- und 
Betriebsſtoffen aus Vorentſchädigungsmitteln möglichſt ſchnell 
betriebsfähig zu machen. 
Die erſten beiden Seiten des Vordrucks A ſollen dazu dienen, 
eine Ueberſicht über die Vermögensverhältniſſe vor dem Kriege 
zu geben, die übrigen ſollen in überſchläglicher Weiſe die Be⸗ 
rechnung des Geſamtſchadens und den Zweck der Vorent⸗ 
ſchädigung erkennen laſſen. 

Für jede geſchädigte Betriebsſtelle eines Handels⸗ oder 

Gewerbebetriebes ſoll eine Geſamtanmeldung durch den Be— 
triebsinhaber eingereicht werden, in welcher ſämtliche Kriegs⸗ 
ſchäden, die auf der Betriebsſtelle entſtanden ſind, ausführlich 
angemeldet werden, alfo auch die Schäden an ſolchen beiveg- 
lichen Sachen, für welche der Betriebsinhaber nicht erftattung®- 
berechtigt iſt. (Vordruck A.) Schäden an unbeweglichem 
Eigentum hat jedoch nur der Eigentümer anzumelden. 
Die Schadensanmeldung ift bei dem Landrat oder Oberbürger- 
meiſter des Kreiſes einzureichen, in welchem ſich die Betriebs- 
ſtelle befindet. Iſt in dieſem Kreiſe kein Kriegshilfsausſchuß 
gebildet, ſo iſt der Kriegshilfsausſchuß zu Königsberg i. Pr. 
(Stadt) für die Begutachtung zuſtändig. 

Hat ein Handels- oder Gewerbebetrieb mehrere Betriebs 
ſtellen (Zweigniederlaſſungen), ſo gilt als Schadensſtelle im 
Sinne dieſer Geſamtanmeldung die Hauptbetriebsſtelle, auch 
wenn dieſe nicht ſelbſt durch den Krieg berührt iſt. Die in 
den Zweigniederlaſſungen entſtandenen Kriegsſchäden ſind in 
Abt. IV und durch Sonderanmeldung nach Vordruck B nadh- 
zuweiſen. 

Es iſt ſtets genau anzugeben, welche Handelszweige oder 
welches Handwerk oder Gewerbe der Betrieb umfaßt, welchem 


32. 


33. 


34. 
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Stand, Beruf oder Erwerbszweig der Anmeldende angehört, 
ſowie ob auch gleichzeitig Landwirtſchaft betrieben wird. Wenn 
die Landwirtſchaft einen erheblicheren Umfang hat, iſt neben 
dem Vordruck für Gewerbebetriebe auch der für landwirtſchaft⸗ 
liche Betriebe aufgeſtellte Sondervordruck 4 zu benutzen. 
Geſchädigte, die keinen Antrag auf Vorentſchädigung ſtellen 
wollen, müſſen zur Klarſtellung ihres Beſitzſtandes vor Kriegs⸗ 
ausbruch Seite 1 und 2 des Vorentſchädigungsvordrucks aus⸗ 
füllen und in den Vordruck A für endgültige Schadens⸗ 
ermittelung hineinlegen. 

Die Kriegshilfsausſchüſſe haben zu prüfen, welche Be⸗ 
weismittel genügen. 

Wo es erforderlich iſt, ſind Sachverſtändige zuzuziehen. 


G. Sonſtige Erwerbszweige. 


Für ſonſtige Erwerbszweige kommen neben der Erhaltung des 


Haushaltes in der Regel nur Vorentſchädigungen zur An⸗ 
ſchaffung der nötigen Betriebsmittel — wie z. B. Möbel für 
Geſchäftszimmer, Inſtrumente für Aerzte und Zahnärzte, 
Bücher uſw. — in Frage. 
Vorentſchädigungen über 3000 Mark bedürfen der Ge⸗ 
nehmigung des Oberpräſidenten. 
Die in den Vordrucken und in den Anmerkungen angewandten 
Bezeichnungen für geſchädigte Handels- oder Gewerbetreibende 
beziehen ſich in entſprechendem Sinne auch auf die geſchädigten 
freien Berufe: es iſt alſo 
Betrieb gleich Beruf, Stand, 
Betriebsinhaber gleich Anmeldender, Geſchädigter dieſes 
Berufs oder Standes, 
Betriebsſtelle gleich Haushalt, Wohnung, Geſchäftsraum 
des Geſchädigten 
zu ſetzen. 
(Vergl. Anmerkung 1 des Vordrucks.) 


„Die Fürſorge für ſolche Perſonen, welche genötigt waren, ihren 


Wohnſitz zu verlaſſen und ſich an ihrem Aufenthaltsorte keinen 
ausreichenden Erwerb verſchaffen können, insbeſondere An— 
gehörige freier Berufe, bleibt beſonderen Maßnahmen der 
Miniſter des Innern und der Finanzen vorbehalten. 
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IV. Gültigkeit dieſer Anweiſung für Weſtpreußen. 


36. Auf die vorläufige Kriegsſchadenermittelung und die Ge⸗ 
währung von Vorentſchädigungen in den vom Kriege un⸗ 
mittelbar berührten Landesteilen der Provinz Weſtpreußen 
finden die vorſtehenden Vorſchriften mit der Maßgabe An⸗ 
wendung, daß an die Stelle der Kriegshilfskommiſſion der 
Provinzialausſchuß tritt, zu deſſen auf dieſe Angelegenheiten 
ſich erſtreckenden Beratungen die Regierungspräſidenten zuzu⸗ 
ziehen ſind. 


Berlin, den 18. Januar 1915. 


Königliches Staatsminiſterium. 


Delbrück. Bejeler v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 
v. Loebell. Kühn. 


r 


V. 


Königsberg, den 6. Februar 1915. 


Zuſatzbeſtimmungen vom 6. Februar 1915 zur Miniſterial⸗ 
Anweiſung vom 18. Januar 1915. 


In dem Verfahren, betreffend die vorläufige Ermittelung 
von Kriegsſchäden und die Gewährung einer ſtaatlichen Vorent⸗ 
ſchädigung iſt nunmehr überall die Anweiſung des Königlichen 
Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1915 zu benutzen. Nach An⸗ 
hörung der Kriegshilfskommiſſion gebe ich folgende Zuſatzbeſtim⸗ 
mungen: 

1. Nachdem die vom Staatsminiſterium feſtgeſtellten Vor⸗ 
drucke eingegangen ſind, iſt eine fernere Verwendung abweichender 
Muſter unzuläſſig. 

Vordrucke können bei der Oſtpreußiſchen Druckerei und Verlags⸗ 
anſtalt hierſelbſt auf Koſten des Oberpräſidiums nachbeſtellt werden. 
Wo der Geſchäftsgang es zuläßt, wird es ratſam fein, mit der Über- 
tragung der Anmeldungen von endgültigem Kriegsſchaden von den 
bisherigen auf die neuen Vordrucke zu beginnen. 
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2. In Nr. 1 der Anweiſung (A) find die in der Provinz Oſt⸗ 
preußen durch den Krieg an beweglichem und unbeweglichem Eigen⸗ 
tum der Ausländer entſtandenen Schäden nicht ausdrücklich ausge⸗ 
ſchloſſen. Welche Beſtimmungen das künftige Reichsgeſetz über dieſe 
Schäden enthalten wird, iſt nicht bekannt. Zur Gewährung einer 
Vorentſchädigung für Ausländer iſt in jedem Falle meine Genehmi⸗ 
gung einzuholen. 

Vorentſchädigungen für Kriegsſchaden, der im Auslande ent⸗ 
ſtanden iſt, ſind bis auf weiteres nicht zuläſſig. 

3. Im Einklang mit dem bisherigen Verfahren iſt das Vor⸗ 
handenſein von Vermögensloſigkeit der Geſchädigten nicht Vorbe⸗ 
dingung zur Erlangung einer Vorentſchädigung. 

4. Nr. AA, letzter Abſatz: 


Die Bewilligung von Vorentſchädigungen ohne Antrag der 
Geſchädigten kann nur bei den Zahlungen nach Nr. 18 A in Frage 
kommen. Das Vorhandenſein von Gefahr im Verzuge kann in 
dieſen Fällen in der Regel ohne weiteres angenommen werden, da 
die Unterlaſſung der Zahlung faſt immer nachteilige Folgen (Kün⸗ 
digung der Hypothek, Zwangsverſteigerung uſw.) für den Schuldner 
nach ſich ziehen muß. 

5. Nr. 6 Abi. 2 A. Die den Mitgliedern der Kriegshilfs⸗ 
ausſchüſſe zuſtehenden Tagegelder und Reiſekoſten können vom 
1. Februar 1915 ab auch den mit meiner Genehmigung zugezogenen 
Sachverſtändigen gewährt werden. Für Hilfsarbeiter ſind die 
Reiſekoſten und Tagegelder in angemeſſenem Verhältnis zu ihren 
Dienſtbezügen und ihrer Vorbildung feſtzuſetzen, ſelbſtverſtändlich 
in keinem Fall höher als die der Mitglieder. 

Abſatz 4. Zu den „unmittelbaren Einwirkungen des Krieges 
im Einzelfall“ iſt, im Einklang mit dem bisherigen Verfahren, auch 
der ſogenannte Flüchtlingsſchaden zu rechnen. 

6. Nr. 6 Abſ. 5 A. Es können in eiligen und unbedenklich 
erſcheinenden Fällen Vorentſchädigungen ohne Zuziehung der Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſe gewährt werden, welchen hiervon nachträglich Kenntnis 
zu geben iſt. 

7. Nr. 7 A. Bei der vorläufigen Schadensermittelung können 
bei Grundſtücken, gewerblichen und landwirtſchaftlichen Betrieben 
Nutzungen, die infolge der unmittelbaren Einwirkungen des Krieges 
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beſchränkt oder aufgehoben find, berückſichtigt werden, jedoch nicht 
höher, als in Höhe der landesüblichen Verzinſung von 4 Prozent 
(Vordruck A und B). Bei der Ermittelung des Wertes, den das 
nutzbare bewegliche und unbewegliche Eigentum darſtellt, ſind die 
Ergebniſſe der Steuerveranlagung zugrunde zu legen. Abgeſehen 
von dem Ruhen der Nutzung vermieteter oder ſelbſtbenutzter, zu einem 
landwirtſchaftlichen Betriebe gehöriger Wohngebäude, welches 
nach dieſer Beſtimmung zu berückſichtigen iſt, wird bei landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben der Nachteil des Ruhens des Betriebes in der 
Regel früheſtens bei der diesjährigen Ernte zur Geltung kommen; 
bis dahin können für ſolche Betriebe Vorentſchädigungen nur auf 
Sachſchaden gezahlt werden. Für Abweichungen ift meine Ge- 
nehmigung einzuholen. 

8. Nr. 16 Abſ. 2 A. In geeigneten Fällen können Zahlungen 
für den Lebensunterhalt in mehreren, bis zu höchſtens 3 Monats⸗ 
teilbeträgen im voraus auf einmal geleiſtet werden. 

9. Pachtzahlungen dürfen auf Vorentſchädigungen nur aus⸗ 
nahmsweiſe mit meiner Genehmigung geleiſtet werden, wenn dem 
Verpächter aus der Nichtzahlung der Pacht erhebliche wirtſchaftliche 
Schwierigkeiten erwachſen würden. 

10. Nr. 16 Abſ. 3 A. Vorentſchädigungen an Perſonen, welche 
auf Staatskoſten untergebracht ſind, können in geeigneten Fällen in 
mäßigen Grenzen zu trotz der ſtaatlichen Unterbringung nötigen Auf⸗ 
wendungen für Anſchaffung von Kleidungsſtücken, Betten uſw. be⸗ 
willigt werden. 

11. Nr. 17 a und b A. Die zu a und b erwähnten Zahlungen 
bedürfen meiner Genehmigung. Warenſchuldgläubiger ſind auf das 
von mir entworfene Muſter für die Aufforderung an den Schuldner 
zur Einreichung des Antrages auf Vorentſchädigung (Erl. v. 2. 2. 15, 
K. 1123) hinzuweiſen. 

12. 18 A Mit den Hypothekenzinſen können die etwa ent- 
ſtandenen Verzugszinſen beglichen werden. 

13. Nr. 19 A. Den Trümmerſchäden ſind gleich zu achten 
Schäden, die durch zweckwidrige Benutzung einer Sache entſtanden 
ſind. (Beiſpiel: Benutzung eines Wohnzimmers zum Schlachten 
von Tieren.) 

14. 20 A. Vorentſchädigungen zur Beſchaffung von Ziegeln 
und Kalk können für Bauten auf dem Lande ohne weiteres bewilligt 
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werden, für Bauholz jedoch ohne meine beſondere Genehmigung 
nur bis zum Betrag von 1000 Mark. 

Vorentſchädigungen zur Beſchaffung von Baumaterial für 
Bauten innerhalb der Städte bedürfen meiner Genehmigung. So⸗ 
bald der Geſamtbetrag der Koſten für alle Materialien zuſammen 
1000 Mark überſteigt. Zahlungen über 3000 Mark zur Errichtung 
von Notbauten bedürfen meiner Genehmigung. 

15. 22 A. Die in dieſer Nummer genannte Vorausſetzung 
für die Vorentſchädigung wird in jedem Falle als gegeben anzu⸗ 
nehmen ſein, da bei einem Aufſchub Anlage oder Wirtſchaft ſtets 
erheblich leiden werden. 

16. 24 A. Vorentſchädigungen zur Anſchaffung von Zucht⸗ 
ſchweinen, Ferkeln und Läufern können in der Regel nur gegeben 
werden, wenn der Nachweis geführt wird, daß die Tiere im weſent⸗ 
lichen durch Abfälle des Haushalts genährt werden können oder 
der Betrieb einer Meierei ihre Fütterung ohne erheblichen Kraft⸗ 
futteraufwand ermöglicht. Die Genehmigung zum Ankauf von 
Futter wird erteilt werden, wenn der Geſchädigte die ſchriftliche Ver⸗ 
pflichtung eingeht, die Füllen mindeſtens ein halbes Jahr zu halten 
und nicht zu veräußern. 

17. 26 A. Vorentſchädigungen zur Beſchaffung fehlender 
Geräte zur Frühjahrsbeſtellung können jetzt gegeben werden. 

18. 27 A. Zur Beſchaffung von Arbeitspferden für die eigene 
Wirtſchaft können Vorentſchädigungen jetzt gegeben werden. 

19. 28 A. Die Einholung meiner Genehmigung für Vor- 
ſchädigungen über 3000 Mark iſt nicht mehr nötig. Zweifelhafte 
Fälle und ſolche von grundſätzlicher Bedeutung werden gemäß Nr. 8 
und 14 A zur Entſcheidung gebracht. 

20. 33 A. Die Befugnis, Vorentſchädigungen über 3000 Mark 
zu genehmigen, wird den Regierungspräſidenten übertragen. Meine 
Mitwirkung regelt ſich nach Nr. 8 und 14 A. 

21. Auf die bisher erſtatteten Anzeigen über die Sitzungen der 
Kriegshilfsausſchüſſe verzichte ich. Wenn die Anweſenheit eines 
Vertreters des Regierungspräſidenten oder des Oberpräſidenten in 
einer Sitzung zweckmäßig erſcheint, iſt dem Regierungspräſidenten 
zu berichten, der nach A 14 darüber befinden wird. 


Der Oberpräſident. 
v Batodi. 


VI. 


Weitere Anweiſungen. 


A. Überficht. 


Die Sammlung der Erlaſſe wird fortgeführt. 
Einzelne Druckſtücke ſind in der Oſtpreußiſchen 
Druckerei und Verlagsanſtalt A.⸗G. zu haben. 
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Zur Miniſterial⸗Anweiſung I, 1. 


1. Körperliche Schäden können aus Staatsmitteln nicht ent⸗ 
ſchädigt werden. Unter Umſtänden ſind Zahlungen aus den Liebes⸗ 
gabenmitteln zuläſſig. (Erlaß vom 23. Dezember 1914. K. 2204.) 
Anlage 1. 

2. Von Flüchtlingen angerichteter Schaden iſt ebenſo wie 
Kriegsſchaden zu behandeln. (Erlaß vom 27. November 1914. 
K. 1555.) Anlage 2. 

3. Schäden, die deutſchen Zivilperſonen in Feindesland an 
Leib, Leben oder Eigentum zugefügt ſind, ſind anzumelden bei dem 
Reichskommiſſar zur Erörterung von Gewalttätigkeiten (Berlin W 35, 
Potsdamer Straße 38). 

4. Schäden, die ſich auf Wegnahme oder Zurückhaltung 
deutſcher Schiffe und Ladungen im Auslande beziehen, find inner- 
halb der Binnenſchiffahrt bei dem zu 3 Genannten, innerhalb der 
Seeſchiffahrt bei dem Reichsamt des Innern (Abteilung III), 
Berlin, anzumelden. Vorentſchädigungen können in den Fällen 3 
und 4 nicht gewährt werden. 

5. Vorentſchädigungen an Ausländer dürfen nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Oberpräſidenten gezahlt werden. (Zuſatzbeſtim⸗ 
mungen vom 6. Februar 1915. Nr. 2.) 

6. Vermögensloſigkeit der Geſchädigten iſt nicht Vorbedingung 
zur Erlangung einer Vorentſchädigung. (Zuſatzbeſtimmungen vom 
6. Februar 1915. Nr. 3.) 

7. Auf der Flucht entſtandene Koſten für Unterhaltung von 
Menſchen und Vieh können als Kriegsſchaden angemeldet werden. 
Vorentſchädigungen dürfen darauf nicht gegeben werden. (Erlaß vom 
12. Februar 1915. K. 1438.) Anlage 3. 

8. Die Vorentſchädignug wird auch dem gezahlt, der nicht 
imſtande iſt, ſich ohne verluſtreiche Maßregeln flüſſige Mittel zu 
verſchaffen. (Erlaß vom 9. Januar 1915. O. P. 280 K.) Anlage 3a. 

9. Keine Vorentſchädigung für Weideſchäden, die bei Weg⸗ 
ſchaffung des Viehes durch das Militär entſtanden ſind (ſogen. 
Bergungsvieh). (Erlaß des Landwirtſchaftsminiſteriums vom 
19. Februar 1915. I A III e 2212.) Anlage 4, 
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Zur Miniſterial⸗Anweiſung II. 


1. Lediglich aus dem Grunde, daß der Geſchädigte wegen 
Plünderns beſtraft iſt, darf die Vorentſchädigung nicht verſagt 
werden. (Erlaß vom 9. Februar 1915. K. 1349.) Anlage 5. 


2. Über Vorentſchädigungen an Beamte, ſtändige Lohnange⸗ 
ſtellte und Arbeiter des Staates entſcheidet die vorgeſetzte Behörde 
nach Anhörung des Kriegshilfsausſchuſſes. (Erlaß vom 19. Mai 
1915, K. 5371, Anlage 6, und vom 27. Februar 1915, K. 2157.) 
Anlage 6a. 


3. Die Vorentſchädigung der Domänenpächter, abgeſehen von 
den Baukoſten für fiskaliſche Gebäude, deren Bereitſtellung im 
Miniſterium erfolgt, wird von den ordentlichen Verwaltungsbehörden 
nach Anhörung der Kriegshilfsausſchüſſe bearbeitet. (Erlaß vom 
3. November 1914. K. 762.) Anlage 7. 


4. Die Vorentſchädigung für aktive Militärperſonen (Offi⸗ 
ziere, Unteroffiziere und Beamte) erfolgt durch die vorgeſetzte mili- 
täriſche Dienſtſtelle. (Erlaß vom 28. November 1914. K. 1644.) 
Anlage 8. 

5. Geiſtliche und Kirchenbeamte, deren kirchliches Amt mit 
einem Schulamt organiſch nicht verbunden iſt, ſind wie Privatper⸗ 
ſonen zu behandeln. (Erlaß vom 13. Februar 1915. K. 1414.) 
Anlage 9. 

6. Beſondere Mittel ſind bewilligt für die Vorentſchädigung 
für Kirchen und ſonſtiges kirchliches Eigentum. (Miniſterialerlaß 
vom 31. Dezember 1914 MEDFILM), Das Verfahren regelt 
der Miniſterialerlaß vom 25. Januar 1915 (G. I 7448), mitgeteilt 
durch Erlaß vom 18. März 1915. K. 2839.) Anlage 10. 


7. Grundſätze über die Vorentſchädigung von Schulgebäuden, 
mitgeteilt durch Miniſterialerlaß vom 7. Juni 1915. (U. III. E. 371. 
1 G. 1 pp.) Anlage 11. Vorentſchädigung der Lehrer durch die vor- 
geſetzte Behörde nach Anhörung der Kriegshilfsausſchüſſe, geregelt 
durch Miniſterialerlaß vom 26. Januar 1915. (U. III. E. 29 I. 
Erlaß vom 3. Februar 1915. K. 941.) Anlage 12. 


8. Sachſchaden der Kommunalverbände kann aus allgemeinen 
Vorentſchädigungsmitteln erſtattet werden. (Erlaß vom 28. Mai 
1915. K. 5321.) Anlage 13. 
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da. Vorentſchädigung für Brücken⸗ und Straßenbauten, ſo⸗ 
weit nicht die Militärverwaltung zahlungspflichtig iſt. (Erlaß vom 
22. Mai 1915. K. 5379.) Anlage 13a. 

9. Wirtſchaftliche Maßnahmen zum Ermöglichen des Aus- 
dreſchens von Getreide, der Beſtellung, gleichviel ob aus eigenen oder 
Vorentſchädigungsmitteln bezahlt, ſind als gerechtfertigt auch in den. 
Grenzkreiſen anzuerkennen. Erneuter Schaden durch einen etwaigen 
neuen feindlichen Einfall wird als Kriegsſchaden zu behandeln 
ſein. (Erlaß vom 10. März 1915. K. 2660.) Anlage 14. (Erlaß. 
vom 19. April 1915. K. 4195.) Anlage 15. 

10. An Arbeiter und Kleinbauerfamilien können Vorentſchädi— 
gungen ohne förmliche Schätzung und Anhörung des Kriegshilfs— 
ausſchuſſes in Beträgen von 2—400 M durch die Ortsvorſteher ge- 
zahlt werden. (Erlaß vom 6. April 1915. K. 3168.) Anlage 16. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 4. 

Die Zuſtändigkeit des Königsberger ſtädtiſchen Kriegshilfs⸗ 
ausſchuſſes regelt der Erlaß vom 14. Dezember 1914. (K. 2111.) 
Anlage 16a. 

Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 6. 

1. Die Koſten der Kriegshilfsausſchüſſe (landrätliche Hilfs⸗ 
kräfte) werden aus den allgemeinen Vorentſchädigungsmtiteln be⸗ 
zahlt. (Erlaß vom 8. April 1915. K. 3206.) Die bei den Regie⸗ 
rungen und dem Oberpräſidium aus Anlaß des Wiederaufbaus ent⸗ 
ſtehenden Ausgaben (Reiſekoſten, Bureaubedürfniſſe, Hilfskräfte uſw.) 
müſſen den Haushaltsplanmitteln zur Laſt gelegt werden, die zur 
Beſtreitung derartiger Ausgaben ſonſt zur Verfügung ſtehen. Die 
Ausgaben find unter einem beſonderen Abſchnitt zu buchen. (Erlaß 
vom 12. November 1914. K. 1247.) Anlage 16b. 

2. Dieſelben Reiſekoſten und Tagegelder erhalten die Mit⸗ 
glieder der Kreisbeſtellungskommiſſion. Die Mitglieder der Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſe, die nicht Staatsbeamte ſind, erhalten ermäßigte 
Tagegelder auch bei Geſchäften am Wohnort. (Erlaſſe vom 26. Mai 
und 28. Mai 1915. K. 5443, 5698.) Anlage 17 und 18. 

3. Zur Sicherung des Beweiſes haben die Kriegshilfsausſchüſſe 
alle Unterlagen zu prüfen, die für die endgültige Wiederherſtellung 
in Frage kommen. (Erlaß vom 2. Juni 1915. K. 5712.) Anlage 19. 

4. Durchſchnittserträge für die Schätzung von Obſtſchäden 
enthält der Erlaß vom 29. März 1915. (K. 3275.) Anlage 20. 
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5. Die Sozietät ſchätzt ſämtliche Gebäude, Brand- und 
Trümmerſchäden ab, gleichgültig, ob das Gebäude bei ihr, anderweit 
oder nicht verſichert iſt, bei beweglichen Sachen nur, ſoweit bei ihren 
Verſicherungsnehmern ein Brandſchaden vorliegt. 

Die Sozietät überwacht, ſoweit die Gebäude bei ihr verſichert 
waren, den Wiederaufbau und beſcheinigt zum Zweck der Auszahlung 
der Entſchädigung die Höhe der zum Wiederaufbau verwendeten 
Beträge. (Erlaß vom 8. März 1915. K. 2290.) Anlage 21. 

6. Zwecks Entlaſtung der Sozietät iſt die Feſtſtellung kleinerer 
Schäden an Gebäuden, deren vorausſichtlicher Schadensbetrag 300 M 
nicht überſteigt, den Kriegshilfsausſchüſſen übertragen. (Erlaß vom 
13. April 1915. K. 2905.) Anlage 22. 

7. Die Vorſitzenden der Kriegshilfsausſchüſſe werden er⸗ 
mächtigt, in den Fällen, in welchen wegen Inangriffnahme der 
erforderlichen Aufräumungsarbeiten und der baldigen Herſtellung 
des Erſatzes des Zerſtörten auf das Eintreffen der Schätzungs⸗ 
kommiſſion der Feuerſozietät nicht länger gewartet werden kann, 
ſelbſtändig eine vorläufige Schätzung vorzunehmen. (Erlaß vom 
14. Suni. O. P. 6245 K.) Anlage 22a. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 7. 


1. Da ein Anſpruch auf Vorentſchädigung nicht gegeben iſt, 
kann ein derartiger angeblicher Anſpruch weder abgetreten noch ge⸗ 
pfändet werden. (Erlaß vom 13. Januar 1915. K. 408.) Anlage 23. 

Auf die nach Nr. 7 der Zuſatzbeſtimmungen vom 6. Februar 
1915 zugelaſſenen Nutzungsentſchädigungen können auch ohne Sach⸗ 
ſchaden Vorentſchädigungen gewährt werden. (Erlaß vom 19. April 
1915. K. 4071.) Anlage 24. 

2. Die Anmeldung aller Brand-, Blünder- und Trümmerſchäden, 
welche in einem wenn auch nur mittelbaren urſächlichen Zuſammen⸗ 
hange mit dem Kriege ſtehen, als Kriegsſchäden iſt nicht zurück⸗ 
zuweiſen, ſondern zwecks vorläufiger Schadensermittekung entgegen⸗ 
zunehmen. (Erlaß vom 6. Mai 1915. O. P. 4885 K.) Anlage 25. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 8. 


Wenn durch mehrere zu verſchiedenen Zeiten bewilligte Vor⸗ 
entſchädigungsanträge derſelben Geſchädigten der Geſamtbetrag der 
Vorentſchädigung über 5000 M anwächſt, ſo erfolgt die Feſtſetzung 


36 


durch den Landrat, fofern auf die vorliegenden Anträge nicht mehr 
als 5000 M feſtzuſetzen find. (Erlaß vom 12. Februar 1915. K. 1493.) 
Anlage 26. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 15. 


1. Zuläſſigkeit der Abſchätzung von Gebäudeſchaden ohne 
Heranziehung der Feuerſozietät in eiligen Fällen durch die Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſe. (Erlaß vom 14. Juni 1915. K. 6245.) Anlage 27. 

2. Weiſungen zur Abſchätzung von Brand-, Trümmer- und 
Plünderſchäden an beweglichen Sachen. (Erlaß vom 6. Mai 1915. 
K. 4954.) Anlage 28. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 17. 


1. Die Frage der Bezahlung von Schuldverbindlichkeiten, die 
ſchon vor dem Einbruch des Feindes entſtanden, iſt behandelt in den 
Erlaſſen vom 2. Februar 1915, K. 1123 und vom 31. Mai 1915, 
K. 5937.) Anlage 29 und 30. 

2. Die Genehmigung zu den in Nr. 17 A und B erwähnten 
Zahlungen iſt den Regierungspräſidenten übertragen mit der Er⸗ 
mächtigung, bis zu einer beſtimmten Höchſtgrenze die Landräte mit 
der ſelbſtändigen Zahlung zu betrauen. (Erlaß vom 25. Februar 
1915. O. P. 1842 K.) Anlage 31. 

3. Soweit üblicherweiſe Abrechnung gegen Zinſen aus bpe- 
ſtehendem Perſonalkredit in laufender Rechnung nur einmal jährlich 
erfolgt oder ſonſt zu entnehmen iſt, daß das Rückſtändigwerden von 
Perſonalkreditzinſen vor Kriegsausbruch nicht auf damals ſchon be- 
ſtehenden Vermögensverfall des Schuldners zurückzuführen iſt, iſt 
nach Nr. 17 Abſ. 5/6 der Anweiſung vom 18. Januar 1915 allge⸗ 
mein Genehmigung zur Zahlung der Zinſen auf Vorentſchädigung 
erteilt, ſoweit ſie unabhängig vom Zeitpunkt der Fälligkeit vom 
1. Januar 1914 ab laufen. (Erlaß vom 13. April 1914. K. 3384.) 
Anlage 32. 

4. Kapitalrückzahlungen aus den Vorentſchädigungsmitteln 
finden nicht ſtatt. (Erlaß vom 24. Februar 1915. K. 1972.) 
Anlage 33. 

5. Auch die nach dem 31. März 1915 fälligen Zinſen uſw. 
können bis auf weiteres gezahlt werden. (Erlaß vom 12. März 1915. 
K. 2628.) Anlage 34. 
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Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 18. 

Jeuerſozietätsbeiträge, Landſchaftszinſen und Zinſen öffent⸗ 
licher Sparkaſſen können einſchließlich Verzugszinſen auch ohne An⸗ 
trag der Geſchädigten auf Vorentſchädigung gezahlt werden. (Erlaß 
vom 27. Januar 1915. K. 744) Anlage 35. 

Pachtzahlungen dürfen auf Vorentſchädigung nur gezahlt 
werden, wenn dem Pächter aus der Nichtzahlung weſentliche wirt⸗ 
ſchaftliche Schwierigkeiten erwachſen. Die in Nr. 9 der Zuſatz⸗ 
beſtimmungen vom 6. Februar 1915 dem Oberpräſidenten vorbe⸗ 
haltene Genehmigung wird nach dem Erlaß vom 27. März 1915, 
K. 2922, Anlage 36, erteilt durch: 


a) den Oberpräſidenten bei Privatpachtungen über 3000 M, 
b) den Regierungspräſidenten bei allen fiskaliſchen Pachtungen, 
e) die Landräte bei Privatpachtungen unter 3000 M. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 19. 


Wertſummen für das Hausgerät von Inſtleuten und kleinen 
Beſitzern ſind feſtgelegt durch Erlaß vom 5. November 1914. (K. 884.) 
Anlage 37. 

Bei Bauten in eigener Regie dürfen Zahlungen für Mate⸗ 
rialien und Löhne auf Vorentſchädigung nur nach Nr. 10/11 der 
Miniſterial⸗Anweiſung vom 18. Januar 1915 erfolgen. (Erlaß vom 
5. März 1915. K. 2388.) Anlage 38. 

Reicht die auf Grund der Schadensabſchätzung zuläſſige Vor⸗ 
entſchädigung nicht aus zum Wiederaufbau aller zerſtörten Gebäude, 
ſo iſt ein teilweiſer Aufbau der am dringendſten notwendigen Ge⸗ 
bäude vorzunehmen. (Erlaß vom 29. März 1915. K. 3235.) 
Anlage 39. 

Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 20. 

1. Vorentſchädigungen zur Errichtung von Wohnhäuſern mit 
kleinem Stall für Beſitzer und von Arbeiterhäuſern für Güter können 
nur in dringenden Fällen bewilligt werden. (Erlaß vom 12. April 
1915. O. P. 4020 K.) Anlage 39a. 

2. Den Regierungspräſidenten in Gumbinnen und Allenſtein 
ind Mittel zu Barackenbauten überwieſen worden. Bei den aus 
dieſen Mitteln gebauten Baracken ſind den Benutzern ein Fünftel 
bis ein Zwanzigſtel der Koſten als Miete auf die Vorentſchädigung 
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anzurechnen. (Erlaß vom 22. April 1915. O. P. 4275 K.) An⸗ 
lage 39b.) 

3.) Die Landräte können Vorentſchädigungen für alle land⸗ 
wirtſchaftlichen Bauten, ſowie für Baracken und Notbauten bis zu 
3000 M Baukoſten des einzelnen Gebäudes ſelbſtändig gewähren. 
(Erlaß vom 9. Juni 1915. O. P. 6098 K.) Anlage 39e. 


Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 23. 

1. Vorentſchädigung zum Kaufe aus Rußland eingeführter 
Pferde, Vieh, Wagen, Geſchirre, Geräte, Futter an die Einwohner 
der vom Feinde beſetzt geweſenen Teile der Provinz. (Erlaß vom 
19. Februar 1915. K. 1801.) Anlage 40. 

2. Soweit Bergung von Vieh durch die Landwirtſchaftskammer 
gegen Anerkenntnis auf Grund der Kriegslage erfolgte, ſind die durch 
die Bergung entſtandenen Nachteile als Kriegsſchaden zu behandeln. 
(Die Hälfte des Schadens.) (Erlaffe vom 21./28. April 1915. 
K. 4303/4706.) Anlage 41 und 42. 

3. Die Genehmigung nach Nr. 23 iſt allgemein erteilt, ſoweit 
es ſich um eine mäßige Zahl von Milchkühen für den eigenen Milh- 
bedarf oder um einige jüngere Kälber zur Aufzucht handelt. Zahlung 
an den Verkäufer unmittelbar. (Erlaß vom 25. April 1915. K. 4207.) 
Anlage 43.) 

4. Vorentſchädigung für aus Rußland eingeführte Pferde, 
Rinder und Schafe (auch zur Ausnutzung der Weiden) bis zum 
früheren Beſatze in den Grenzkreiſen ohne beſondere Genehmigung 
in den Grenzkreiſen zugelaſſen. (Erlaß vom 3. Mai 1915. K. 4804.) 
Anlage 44. 

5. Weidevieh aus dem Weſten darf in größeren Mengen nicht 
aus Vorentſchädigungsmitteln zur Beſetzung in die Gebiete nördlich 
von der Memel geſchafft werden, auch nicht, wenn die Beſchaffung 
durch Vermittlung der Landwirtſchaftskammer geſchieht. Ausge⸗ 
nommen ſind geringere Mengen Zugvieh, kleinerer Kälber und zur 
Verſorgung der Bevölkerung mit Milch beſchafften Viehes. (Erlaß 
vom 14. Mai 1915. K. 5261.) Anlage 45. 

6. Beſetzung der Weiden mit Weidevieh aus dem Inlande, 
Übertragung der Genehmigung zur Anſchaffung von Vieh, ſoweit es 
nicht durch Vermittelung der Landwirtſchaftskammer beſchafft wird, 
an die Regierungspräſidenten. (Erlaß vom 22. Mai 1915. K. 5533.) 
Anlage 46. 
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7. Verfahren bei Verrechnung der der Landwirtſchaftskammer 
gewährten Vorſchüſſe. (Erlaß vom 14. Juni 1915. K. 5933.) 
Anlage 47. 

Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 26. 

Kraftpflüge können auch dann auf Vorentſchädigung angeſchafft 
werden, wenn privatwirtſchaftlich die Ertragsfähigkeit ſich nicht 
ergibt. (Erlaß vom 6. April 1915. K. 3308.) Anlage 48. 

Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 28. P 

Die Gewährung von Vorentſchädigungen zum Wiederaufbau 
von Ziegeleien, Schneide- und Mahlmühlen an den Grenzbezirken 
iſt von Fall zu Fall zu entſcheiden. (Erlaß vom 8. Juni 1915. 
O. P. 5991 K.) Anlage 49. 

Zur Miniſterial⸗Anweiſung II, 33. 

1. Schiffseigner ſollen für den ihnen durch die militäriſcher⸗ 
ſeits angeordnete Ausweiſung ihrer Schiffe aus den Waſſerſtraßen 
zwiſchen der Weichſel und Oder entgangenen Arbeitsgewinn ent⸗ 
ſchädigt werden. Die Entſchädigung ſoll bei dem Erlaß des in § 35 
des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juni 1873 vorgeſehenen Spezial⸗ 
geſetzes berückſichtigt werden. (Erlaß vom 11. Januar 1915. O. P. 
283 K.) Anlage 50. 

Der Antrag, vorſtehenden Erlaß des Miniſters auf die in- 
ländiſchen Schiffer und Schifferfamilien auszudehnen, die in Ruß⸗ 
land ihres Eigentums beraubt und infolgedeſſen vorübergehend 
erwerbslos geworden ſind, iſt nicht entſprochen. (Erlaß vom 
21. Februar 1915. O. P. 1812 K.) Anlage 51. 

2. Hauseigentümer, deren Grundſtück nachweislich gelegentlich 
des Ruſſeneinfalls von einem Brand- oder Trümmerſchaden betroffen 
und dadurch unbrauchbar geworden ift, können neben dem Sad- 
ſchaden bei der vorläufigen Schadensermittelung Nutzungen, die in- 
folge des Krieges beſchränkt oder aufgehoben ſind, in Anſatz bringen, 
jedoch nicht höher als in der landesüblichen Verzinſung von 4 Prozent. 

Pächter oder Mieter find bei Kriegsſchäden, die den vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch der überlaſſenen Sache ganz oder teilweiſe be- 
hindern, von der Verpflichtung zur Zahlung des Pacht- oder Miet- 
zinſes für die Dauer der Behinderung ganz oder teilweiſe befreit. 
(Erlaß vom 18. Februar 1915, 1281 K., Anlage 52, und Erlaß vom 
20. März 1915, K. 3014, Anlage 53, bezieht fih auf ſtaatlich ange⸗ 
mietete Wohnungen.) 


B. Einzelne Erlaſſe. 
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Anlage 1. 
Abidrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 23. Dezember 1914. 


O. P. 2204 K. 


Perſonen, welche im Verlauf der kriegeriſchen Ereigniſſe 
Geſundheitsſchädigungen durch Mißhandlungen, Schändung 
und andere körperliche Eingriffe erlitten haben, können Ent⸗ 
ſchädigungen aus ſtaatlichen Mitteln einſtweilen nicht 
gewährt werden. 

Begründete Geſuche können bis auf weiteres nach ſorg⸗ 
fältiger Prüfung aus den Ihnen bewilligten Anteilen aus 
den Sammelgeldern befriedigt werden. Bei Beträgen über 
50 M hat der Empfänger ſchriftlich feine Rückzahlungspflicht 
anzuerkennen für den Fall, daß ſpäterhin aus gleichem Anlaß 
Reichs⸗ oder Staatsgelder in mindeſtens gleicher Höhe be— 
willigt werden. Eine Bekanntgabe des Inhalts dieſes Er- 
laſſes iſt nicht angebracht. Um ſelbſt einen Überblick zu ge⸗ 
winnen, bitte ich mir bis auf weiteres die Bewilligung kurz 
anzuzeigen. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Anlage 2. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 27. November 1914. 


O. P. 1555 K. 


Über die Abſchätzung von Flüchtlingsſchäden im allge⸗ 
meinen wird mit Zuſtimmung der Herren Miniſter folgendes 
beſtimmt: 

1. In den vom Feinde bis jetzt nicht berührten Kreiſen 
werden Kriegshilfsausſchüſſe auf Grund des Miniſterial⸗ 
erlaſſes vom 26. September 1914 — I, 2662 — gebildet, 
welche den Flüchtlingsſchaden abzuſchätzen haben. 

2. In den vom Feinde teilweiſe berührten Kreiſen erfolgt 
die Schätzung ebenfalls durch die Kriegshilfsausſchüſſe, 
und zwar auch da, wo es ſich unzweifelhaft um reinen 
Flüchtlingsſchaden handelt. 

3. Dieſe Erledigung greift Platz überall da, wo Flücht⸗ 
lings⸗ und Kriegsſchaden ſich nicht trennen laſſen. Eine 
beſondere Regelung findet ſtatt im Regierungsbezirk 
Königsberg bei Schätzung der durch Flüchtlings⸗ und 
Militärvieh verurſachten Flurſchäden. 

4. Die Bezahlung der Flüchtlingsſchäden erfolgt nach dem 
für Vorentſchädigungen und Entſchädigungen erlaſſenen 
Vorſchriften aus Staatsmitteln. 

5. Wo eigene Truppen außerhalb der kriegeriſchen Unter⸗ 
nehmungen bei Armierungsarbeiten oder ſonſt Schaden 
angerichtet haben, findet die Abſchätzung und Entſchädi⸗ 
gung wie bei Manöverflurſchäden ſtatt. 

Die Landräte ſind entſprechend zu benachrichtigen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz und den Herrn 
Landeshauptmann (Flüchtlingskommiſſar). 


Zuſatz für Königsberg: Soweit nötig, iſt für den 
Kreis Fiſchhauſen ein Kriegshilfsausſchuß zur Abſchätzung 
von Flurſchäden zu bilden, deſſen Zuſammenſetzung mir zu 
melden iſt. 
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Anlage 3. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 12. Februac 1915. 


O. P. 1438 K. 


Zum Bericht vom 7. Februar 1915. 
J. Nr. 1710 D. 


Die auf der Flucht entſtandenen Koſten für Unterhaltung 
der Familie und des Viehs können als Kriegsſchäden ange- 
meldet werden. Ob ſie als ſolche bei der endgültigen Rege⸗ 
lung anerkannt werden, iſt zweifelhaft. 

Es iſt geboten, die Anmeldenden hierauf hinzuweiſen. 
Vorentſchädigungen dürfen auf dieſe Koſten nicht gezahlt 
werden. 


An den Herrn Landrat hier. 


Abſchrift zur gefälligen Kenntnis. 
gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Anlage Za. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 9. Januar 1915. 


O. P. 280 K. 


Auf die Eingabe vom 30. Dezember. 
— 2020/15. — 


Die Vorentſchädigung ift nicht abhängig von dem Nad- 
weiſe der Vermögensloſigkeit. Sie hat zur Vorausſetzung den 
Nachweis, daß die beantragte Zahlung innerhalb des Geſamt⸗ 
ſchadens liegt, für den bezeichneten Zweck wirklich nötig iſt und 
auch dafür Verwendung finden wird. Jedoch iſt ſie unbedingt 
auf das zur Fortführung des gewerblichen Betriebes not- 
wendige Maß zu beſchränken. 

Unter Berückſichtigung dieſer für die Tätigkeit der 
Kriegshilfsausſchüſſe maßgebenden Grundſätze beſtehen keine 
Bedenken dagegen, daß zur Zahlung von Zinſen auch den an 
ſich nicht unvermögenden Perſonen, die Kriegsſachſchäden er⸗ 
litten haben und außerſtande ſind, ſich ohne verluſtreiche Maß⸗ 
regeln flüſſige Mittel zu verſchaffen, Vorentſchädigungen zuge⸗ 
billigt werden. 

Dem Antrage der Kammer, allen kriegsgeſchädigten 
Kaufleuten des Bezirks unterſchiedslos zur Bezahlung von 
Hypothekenzinſen Vorentſchädigungen zuzubilligen, kann nicht 
entſprochen werden. Es iſt jeder Fall von dem zuſtändigen 
Kriegshilfsausſchuß zu prüfen. 

Sollte etwa ein Geſchädigter über ein liquides Bank⸗ 


oder Sparkaſſenguthaben verfügen, das er ohne Beeinträchti⸗ 
gung ſeines Geſchäfts zur Wiederherſtellung des geſchädigten 
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Betriebes verwenden kann, jo läge zur Zahlung einer Vor⸗ 
entſchädigung ein Grund nicht vor, gleichviel, ob es ſich um 
einen Kaufmann oder Landwirt handelt. 

Der Kriegshilfsausſchuß in Inſterburg iſt mit An⸗ 
weiſung verſehen. 


An die Handelskammer in Inſterburg. 


Abſchrift zur gefälligen Kenntnis. 

Zuſatz für Inſterburg: Der dortige ſtädtiſche 
Kriegshilfsausſchuß iſt von meiner Entſcheidung in Kenntnis 
zu ſetzen. 

gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Anlage 4. 
Abſchrift. 
Miniſterium 
für Landwirtſchaft, Domänen Berlin W. 9, d. 19. Februar 1915. 
und Forſten. 


Journal⸗Nr. I. A. III. e. 2212. 
P 


Weideſchäden durch Bergungsvieh. Bericht vom 10. Januar 1915. 
— 1. A. 7078. ©. — 
1 Anlage 
Auf Weideſchäden, die durch den Befehl der Etappen⸗ 
inſpektion der 8. Armee, Vieh und Getreide aus den von den 
ruſſiſchen Truppen gefährdeten Bezirken über die Weichſel zu 
ſchaffen, oder durch entſprechende militäriſche Maßnahmen ent⸗ 
ſtanden ſind, finden die Vorſchriften des Kriegsleiſtungsgeſetzes 
vom 13. Juni 1873 (Reichsgeſetzblatt Seite 129) Anwendung. 
Soweit Kriegshilfsausſchüſſe gebildet ſind, liegt dieſen die Be⸗ 
gutachtung der Schäden ob. Die Gewährung einer Vorent⸗ 
ſchädigung für die Weideſchäden wird im allgemeinen nicht in 
Betracht kommen. Es wird durch geeignete örtliche Ermitte⸗ 
lungen zu verhüten ſein, daß Weideſchäden, die auf anderen 
Urſachen beruhen, mit angemeldet werden. 
Das eingereichte Heft füge ich ergebenſt wieder bei. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Marienwerder. 


Abſchrift überſende ich zur gefälligen Kenntnisnahme. 


3. B.: 
Unterſchrift. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Königsberg i. Pr., 
Gumbinnen, Allenſtein, Danzig und Köslin. 
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Anlage 5. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 9. Februar 1915. 


O. P. 1349 K. 


Zum Bericht vom 5. Februar 1915 — C. a. 139 — deſſen An⸗ 
lage beigefügt iſt. 


Die Verſagung einer Vorentſchädigung lediglich aus dem 
Grunde, daß der Geſchädigte oder ein Familienangehöriger 
wegen Plünderns beſtraft iſt, läßt ſich nicht rechtfertigen. Mit 
der Vorentſchädigung ſoll nicht allein dem Geſchädigten ein 
perſönlicher Dienſt erwieſen, ſondern vor allem der Allgemein⸗ 
heit genützt werden, indem ein Stück des Volksvermögens ge⸗ 
ſichert und erhalten wird. Dieſer Geſichtspunkt trifft beſonders 
zu, wo erheblicher Sachſchaden in landwirtſchaftlichen oder ge⸗ 
werblichen Betrieben, welche ohne Vorentſchädigung nicht ſach⸗ 
gemäß fortgeſetzt werden können, vorliegt. Vorentſchädigungen 
zur Fortführung des Haushalts müſſen ſo beurteilt werden, 
daß es nicht angängig wäre, einen beſtraften Geſchädigten der 
Armenpflege anheimfallen zu laſſen. Selbſtredend wird bei 
Plünderern eine beſonders ſcharfe Prüfung ſtattfinden, daß 
nicht mehr als das unbedingt Notwendige als Vorentſchädigung 
gezahlt wird. 


gez. v. Batocki. 


An den Herrn Regierungspräſidenten hier. 
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Anlage 6. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 19. Mai 1915. 
O. P. 5871 K. 


Der Finanzminiſter. 


S. J.⸗Nr. 886. 
M. d. J. I. e. 1517. 
Auf den gefälligen Bericht vom 8. März 1915. 
Nr. 106 C. 

Über die Gewährung von Vorentſchädigungen an Beamte, 
ſowie ſtändige Lohnangeſtellte und Arbeiter des Staates hat 
ſtets nur die dem Beamten uſw. vorgeſetzte Behörde zu befinden, 
doch empfiehlt es ſich, daß allgemein die Behörden vor der Be⸗ 
willigung von Vorentſchädigungen an Beamte uſw. die örtlich 
in Betracht kommenden Kriegshilfsausſchüſſe durch Vermittlung 
der Landräte gutachtlich hören. Bei der endgültigen Erſtattung 
der Kriegsſchäden, die auf Grund eines Spezialgeſetzes des 
Reiches erfolgen fol, wird im Gegenſatz zu den Vorent⸗ 
ſchädigungen ein Unterſchied zwiſchen Beamten uſw. und Nicht⸗ 
beamten nicht gemacht werden können, und zur Vorbereitung 
der endgütigen Feſtſetzung der Geſamtentſchädigung ſind die für 
die betreffenden Landesteile eingeſetzten Kriegshilfsausſchüſſe 
zur gutachtlichen Mitwirkung heranzuziehen, wobei ihnen die von 
den Behörden über Art, Umfang des Schadens der Beamten uſw. 
gemachten Feſtſtellungen zugänglich zu machen ſind. Demgemäß 
wollen Ew. Hochgeboren die wieder beigefügten Nachweiſungen 
den Kriegshilfsausſchüſſen vorlegen. Der in dem Erlaß vom 
2. Oktober 1914 — J. e. 272 C. M. d. J.; S. J.⸗Nr. 1816 Fin.⸗ 
Min. — angeordneten Einreichung der Nachweiſungen an mich, 
den Finanzminiſter, bedarf es in Zukunft nicht mehr. 

Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
e J. V.: gez. Drews. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in Königsberg. 


Abſchrift zur gefälligen Kenntnis. 
v. Batocki. 
An die Herren Landräte der Provinz. 


50 


Anlage 6a. 


Abſchrift. 


Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 27. Februar 1915. 


O. P. 2157 K. 


Der Finanzminiſter. Berlin C. 2, den 23. Februar 1915. 


S. J.⸗Nr. 202. 
M. d. J. I. e. 527. 
Auf den Bericht vom 19. Januar 1915. 
— I. B. 308. — 


Die Ermittelung und Feſtſetzung von Kriegsentſchädigun⸗ 
gen verſtorbener Beamten wird zweckmäßigerweiſe nicht durch 
die Behörde, die dem Beamten bei Lebzeiten vorgeſetzt war, 
ſondern nach der vom Königlichen Staatsminiſterium erxlaſſenen 
Anweiſung vom 18. Januar d. J. erfolgen. Euer Hochwohl⸗ 
geboren wollen nach Benehmen mit dem Herrn Oberpräſidenten, 
der Abſchrift dieſes Erlaſſes erhält, dafür Sorge tragen, daß den 
in Betracht kommenden Landräten (Oberbürgermeiſtern) die⸗ 
jenigen Beträge, welche verſtorbenen Beamten bei ihren Xeb- 
zeiten oder nach ihrem Tode ihren Hinterbliebenen durch die 
vorgeſetzten Behörden als Vorentſchädigung gezahlt ſind, alsbald 
mitgeteilt werden, damit dieſe Beträge bei Bewilligung weiterer 
Vorentſchädigungen berückſichtigt werden. 

Ferner findet ſich nichts dagegen zu erinnern, daß Euer 
Hochwohlgeboren vor der Bewilligung von Vorentſchädigungen 
an Beamte die örtlich in Betracht kommenden Kriegshilfsaus⸗ 
ſchüſſe durch Vermittelung der Landräte gutachtlich zu hören. 


J. V.: gez. Michaelis. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg i. Pr. 


Abſchrift zur gefälligen Benachrichtigung der Landräte. 
J. V.: gez. Graf Lambsdorff. 


An die drei Herren Regierungspräſidenten. 
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Anlage 7. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 3. November 1914. 


O. P. 762 K. 


Die zuſtändigen Herren Miniſter haben ſich damit einver⸗ 
ſtanden erklärt, daß die Vorentſchädigung der Königlichen 
Domänenpächter — abgeſehen von den für die Wiederherſtellung 
von fiskaliſchen Gebäuden erforderlichen Beträgen, deren Be⸗ 
reitſtellung ſich der Herr Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter 
vorbehalten muß, von den ordentlichen Verwaltungsbehörden 
nach gutachtlicher Anhörung der Kriegshilfsausſchüſſe in dem 
für dieſe vorzuſchreibenden Verfahren erfolgt. 

Wegen der Domänen, die ganz oder teilweiſe fiskaliſches 
Inventar haben, auf das ſich die Vorentſchädigung mit zu er⸗ 
ſtrecken hat, wird der Herr Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten den Regierungen beſonders Weiſung 
wegen Wahrung der fiskaliſchen Rechte angehen laſſen. 

Ich erſuche, die Landräte und Oberbürgermeiſter mit ent⸗ 
ſprechender Anweiſung zu verſehen. 

Eine Anderung des Erlaſſes des Herrn Miniſters des 
Innern vom 2. 10. 1914 (J. e. 2720 Fin.⸗Min. S. Nr. 1816), 
betreffend die Entſchädigung der Staatsbeamten kommt nicht 
in Frage, da dieſer Erlaß auf einer Vereinbarung des Staats⸗ 
miniſteriums mit den Reichsbehörden beruht und bereits in 
der Ausführung begriffen iſt. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Anlage 8. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 28. November 1914. 
O. P. 1644 K. 
Der Miniſter des Innern. Berlin, den 22. November 1914. 
I. e. 3393. 


Fin.⸗Min. S. Nr. 2228. 
Kr.⸗Min. 1251/11. 14 B. 


Zum Bericht vom 27. v. M. 
— O. P. 567 K. — 


Die Vorentſchädigung für die aktiven Militärperſonen — 
Offiziere, Unteroffiziere und Heeresbeamte — entſtandenen 
Kriegsſchäden erfolgt bis auf weiteres durch die vorgeſetzten 
militäriſchen Dienſtſtellen. 


Der Miniſter des Innern. Der Finanzminiſter. 
gez. v. Loebell. J. V.: gez. Michaelis. 


Der Kriegsminiſter. 
J. A.: gez. Friedrich. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg. 
Abſchrift zur gefälligen Kenntnis. 
gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte, Oberbürgermeiſter und Regierungs⸗ 
präfidenten der Provinz. 
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Anlage 9. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußzen. Königsberg, den 13. Februar 1915. 


O. P. 1414 K. 


Der Miniſter 
der geiſtlichen und Unterrichts⸗ Berlin, den 6. Februar 1915. 
Angelegenheiten. 


G. I. Nr. 5158 B. pp. 


Auf den gefälligen Bericht vom 12. Januar d. J. 
— 330 K. — 


Die wegen der Gewährung von Vorentſchädigungen an 
Beamte getroffenen Beſtimmungen beziehen ſich nicht auf Geiſt⸗ 
liche und andere Kirchenbeamte, deren kirchliches Amt mit einem 
Schulamt organiſch nicht verbunden iſt. Dieſe ſind, ſowohl was 
die Gewährung von Vorentſchädigungen, als auch was die Mit⸗ 
wirkung der Kriegshilfsausſchüſſe anlangt, ebenſo zu behandeln 
wie andere Privatperſonen. 


J. V.: gez. v. Chappuis. 
An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg i. Pr. 


Abſchrift zur Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung. 
Von jeder Bewilligung einer Vorentſchädigung an einen Geiſt⸗ 
lichen erſuche ich mir unter Angabe der Summe kurz Nachricht 
zu geben, damit ich gegebenen Falles dem Konſiſtorium, welches 
über ihm von anderer Seite zur Unterſtützung von Geiſtlichen 
gegebene Mittel nach Benehmen mit mir verfügt, Mitteilung 
machen kann, und ſo einer unnötigen Häufung von Zuwendun⸗ 
gen vorgebeugt wird. 

Wegen der Feſtſtellung der Schäden an Kirchen und 
ſonſtigem kirchlichen Eigentum wird demnächſt weitere Ver⸗ 
fügung ergehen. Zahlungen aus den allgemeinen Vorent⸗ 
ſchädigungsmitteln find für dieje Zwecke nicht zuläſſig. 


J. V.: Graf Lambsdorff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und Landräte der Provinz. 
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Anlage 10, 


Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 18. März 1915. 


O. P. 2839 K. 


Der Herr Finanzminiſter hat für die von den Kriegs⸗ 
ereigniſſen betroffenen Kirchengemeinden beſondere Mittel zur 
Erfüllung ihrer dringendſten Verpflichtungen zur Verfügung 
geſtellt, ſoweit fie hierzu ſelbſt außerſtande find und ihnen nicht 
durch Übernahme der Gehälter der Geiſtlichen auf den Staat 
bereits geholfen iſt. 

Nach den dazu ergangenen miniſteriellen Beſtimmungen 
ſind die Anträge auf Vorentſchädigung in Form von tabella⸗ 
riſchen Nachweiſungen von den Kirchenbehörden (Konſiſtorium, 
Biſchof) nach Begutachtung durch mich dem Herrn Miniſter der 
geiſtlichen und Unterrichts⸗Angelegenheiten vorzulegen. 

Die Ermittelung des Schadens an kirchlichen Gebäuden 
und ſonſtigem kirchlichen Eigentum zum Zwecke der Vorent⸗ 
ſchädigung ſowie zur Sicherung des Beweiſes behufs endgültiger 
Erſatzleiſtung iſt nach den Grundſätzen der Anweiſung vom 
18. 1. 15 durch die Kriegshilfsausſchüſſe und die Feuerſozietät 
vorzunehmen. 

Ich erſuche allen dahingehenden Anträgen kirchlicher Be⸗ 
hörden zu entſprechen. 

Der Abdruck eines im Einvernehmen mit mir von dem 
Königlichen Konſiſtorium an die Gemeindekirchenräte und 
Geiſtlichen gerichteten Erlaſſes wird von dem Konſiſtorium direkt 
zur Kenntnisnahme dorthin überſandt werden. 


v. Batocki. 


An die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter der Provinz. 
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Anlage 11. 
A bſchrift. 
Der Miniſter ö 
der geiſtlichen und Unterrichts⸗ Berlin W. 8, den 7. Juni 1915. 
Angelegenheiten. 


I. III. E. Nr. 371. 1 G. I. pp. 


Im Einverſtändnis mit dem Herrn Finanzminiſter und 
dem Herrn Miniſter des Innern beſtimme ich über die Ermitte⸗ 
lung der Kriegsſchäden der Schulverbände in der Provinz Oſt⸗ 
preußen und die Feſtſetzung der Vorentſchädigungen folgendes: 

1. Die Ermittelung der Schäden und die Gewährung der 
Vorentſchädigungen hat unter Beachtung der Beſtimmungen der 
Anweiſung des Königlichen Staatsminiſteriums vom 18. Ja⸗ 
nuar 1915 über die vorläufige Ermittelung der Kriegsſchäden 
und die Gewährung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung in den 
durch den Krieg unmittelbar berührten Landesteilen zu erfol⸗ 
gen, ſoweit nicht im folgenden etwas anderes angeordnet iſt. 

2. Die Ermittelung der Schäden und die Gewährung der 
Vorentſchädigung hat auf Grund der von den Schulverbänden 
oder deren beſtellten Vertretern (ſ. u. Nr. 4) an der Hand des 
beiliegenden Formulars aufzuſtellenden Schadensnachweiſung 
nach Einholung einer gutachtlichen Außerung des zuſtändigen 
Kriegshilfsausſchuſſes, ſoweit ein ſolcher vorhanden iſt, auch 
über die zu zahlende Vorentſchädigung von der Königlichen Ne- 
gierung zu geſchehen. 

3. Für die unter Nr. 6 des Formulars nachzuweiſenden 
Schäden (Schäden, die dadurch entſtanden find, daß der Schul- 
verband zur Aufſtellung von Schulbaracken oder zur Anmietung 
einſtweiliger Räume für Klaſſenzimmer und Lehrerwohnungen 
bzw. zur Gewährung von Entſchädigungen an Lehrer und Leh- 
rerinnen genötigt war), darf insgeſamt nicht mehr als 4 Pro⸗ 
zent des Wertes der Schulgebäude uſw., deren Nutzung dem 
Schulverbande infolge unmittelbarer Einwirkung des Krieges 
entzogen war, als Vorentſchädigung gewährt werden. 
Die Höhe des Schadens iſt indeſſen ohne Rückſicht auf dieſe Ein⸗ 
ſchränkung feſtzuſtellen. 


4. Die Schadensnachweiſungen find von den Schulvor⸗ 
ſtänden, in Eigenſchulverbänden von den Gemeindevorſtänden 
uſw. und, wo es ſich um Küſterſchulgebäude handelt, unter Zu⸗ 
ziehung des Gemeindekirchenrates bzw. Kirchenvorſtandes auf⸗ 
zuſtellen. 

Wo in Geſamtſchulverbänden zurzeit die Organe der Schul⸗ 
verwaltung fehlen oder nicht in der Lage ſind, ihre Obliegen⸗ 
heiten wahrzunehmen, hat die Königliche Regierung zur Wahr- 
nehmung der Vertretung des Geſamtſchulverbandes vermöge 
der ihr nach § 18 der Regierungsinſtruktion vom 23. Oktober 
1817 zuſtehenden umfaſſenden Ordnungsgewalt beſondere Ver⸗ 
treter zu beſtellen (efr. auch das Erkenntnis des Königlichen 
Kammergerichts vom 18. Juni 1914 — Zentr.⸗Bl. S. 756 ff.). 
Wenn es ſich in einem derartigen Falle um ein Küſterſchul⸗ 
gebäude handelt und wenn für die Kirchengemeinde ebenfalls 
die Beſtellung eines Vertreters erforderlich ift, fo ift darauf Be- 
dacht zu nehmen, daß zum Vertreter des Schulverbandes und 
der Kirchengemeinde dieſelben Perſonen beſtellt werden. 

Bei Eigenſchulverbänden gehört die Beſtellung etwa erfor⸗ 
derlicher Vertreter zu den Aufgaben der Kommunalaufſichts⸗ 
behörden. 

5. Für die feſtgeſtellten Schäden iſt die Königliche Regie⸗ 
rung befugt, an die Schulverbände die erforderlichen Vorentſchä⸗ 
digungen alsbald vorſchußweiſe zur Zahlung anzuweiſen. Auch 
wenn es ſich um Küſterſchulgebäude handelt, kann die Zahlung 
an die Schulverbände erfolgen. 

Sind zur Deckung der Koſten der Schadensbeſeitigung be⸗ 
reits Ergänzungszuſchüſſe oder Baubeihilfen bewilligt und aus⸗ 
gezahlt, ſo ſind die Ergänzungszuſchüſſe bzw. Baubeihilfen aus 
der Vorentſchädigungsumme im Wege der Verrech— 
nung zurückzuerſtatten. Bewilligte, aber noch nicht ausgezahlte 
Ergänzungszuſchüſſe (Baubeihilfen) ſind zurückzuziehen. 

Im übrigen iſt die Vorentſchädigung ſtets nur inſoweit 
zur Auszahlung zu bringen, als der anzuweiſende Betrag als⸗ 
bald zur Beſeitigung der Schäden, für die er beſtimmt iſt, ver⸗ 
wendet werden kann. 

6. Von der vorſchriftsmäßigen Verwendung der ausbe⸗ 
zahlten Vorentſchädigungen hat ſich die Königliche Regierung 
zu überzeugen. 
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Es bleibt der Königlichen Regierung überlaſſen, nähere 
Anordnung darüber zu treffen, in welcher Weiſe ihr im einzel⸗ 
nen die vorſchriftsmäßige Verwendung der Beträge nachzu⸗ 
weiſen iſt. Soweit möglich, wird indeſſen die Vorlage ord⸗ 
nungsmäßiger Quittungen über die Zahlungen ſeitens des 
Schulverbandes zu verlangen ſein. Die Quittungen und ſonſti⸗ 
gen Belege ſind ſorgfältig aufzubewahren. 

7. Soweit es ſich um die Beſeitigung ſolcher Schäden han⸗ 
delt, welche ganz oder teilweiſe von kirchlichen Baupflichtigen 
oder Kirchengemeinden zu tragen wären, falls eine Erſtattung 
nicht erfolgte, kann eine Verwendung der dafür beſtimmten 
Vorentſchädigung nur im Einvernehmen mit den kirchlichen 
Intereſſenten erfolgen. Wird eine Einigung nicht erzielt, ſo iſt 
bei Bauten gegebenenfalls im Wege eines — eventuell ge⸗ 
mäß § 53 Landes⸗Verw.⸗Geſ. für vorläufig vollſtreckbar zu er- 
klärenden — Baureſoluts zu entſcheiden. 

Zu den Baukoſten gehören auch die Koſten der Beſchaffung 
einſtweiliger Räume (Entſcheid. des O.⸗V.⸗G. vom 3. Oktober 
1891 — I. 1092 — abgedruckt im Zentr.⸗Bl. pro 1891 S. 725 
bis 727). Von einer Heranziehung der kirchlichen Baupflich⸗ 
tigen zur Deckung der Koſten für Aufſtellung von Schul⸗ 
baracken, der Anmietung einſtweiliger Räume und der Gewäh⸗ 
rung von Mietsentſchädigungen der Lehrer, denen die Be⸗ 
nutzung ihrer Dienſtwohnungen infolge des Krieges entzogen 
war (vergl. meinen Erlaß vom heutigen Tage — U. III. 
E. 388 pp.), über den Betrag des kirchlichen Anteiles an der 
dafür gewährten Vorentſchädigung (bzw. nach endgültiger 
Schadensregulierung durch das Reich der dafür gewährten Ent⸗ 
ſchädigung) wird indeſſen abzuſehen ſein. 

Handelt es ſich nicht um Baukoſten und kommt eine 
Einigung über Verwendung der Vorentſchädigung mit der Kir⸗ 
chengemeinde nicht zuſtande, hat die Auszahlung der Vorent⸗ 
ſchädigung für dieſe Schäden zunächſt zu unterbleiben. Duldet 
die Beſeitigung der Schäden indeſſen keinen Aufſchub, ſo kann 
die Königliche Regierung die Beſeitigung der Schäden nach 
ihrem Ermeſſen, ſoweit tunlich, nach Benehmen mit der kirch⸗ 
lichen Aufſichtsbehörde, unmittelbar anordnen (8 48 der Ber- 
ordnung vom 26. Dezember 1808), und die dafür aufgewen⸗ 
deten Beträge auf die zu zahlende Vorentſchädigung verrechnen. 


8. Wo es die Umſtände geftatten, können die notwendigen 
Aufräumungs⸗ und Reinigungsarbeiten im allgemeinen alsbald 
zur Ausführung gebracht werden. Unter der gleichen Voraus⸗ 
ſetzung werden bei geringeren Sachſchäden die erforderlichen 
Wiederherſtellungen und die Ergänzung bzw. Beſchaffung des 
notwendigen Inventars alsbald in die Wege zu leiten ſein. 

Wo es ſich indeſſen im weſentlichen um einen vollſtändigen 
Wiederaufbau zerſtörter Schulen handelt, wird zunächſt zu prü⸗ 
fen ſein, ob auch in Zukunft mit der bisherigen Schülerzahl zu 
rechnen fein wird, ob und welche Verbeſſerungen desSchulweſens 
damit verbunden werden können. Es erſcheint geboten, daß 
Mängel im Schulweſen, die aus der Wahl der Schulorte, der 
Lage der Schulhäuſer uſw. bisher beſtanden haben, bei dem 
Wiederaufbau möglichſt vermieden werden. Die Königliche Re⸗ 
gierung wird daher bei den Vorbereitungen zum Wiederaufbau 
vollſtändig in Fühlung zu bleiben haben mit den übrigen 
Dienſtſtellen und Behörden, welche an der Durchführung der 
Maßnahmen zum Wiederaufbau der Ortſchaften beteiligt find 
(vergl. auch die Notverordnung vom 19. Januar 1915 — Gk- 
jeßfamml. S. 7 — betreffend die Förderung des Wiederauf- 
baues der durch den Krieg zerſtörten Ortſchaften in der Hro- 
vinz Oſtpreußen). Es werden deshalb vorläufig in derartigen 
Fällen, in denen es ſich nicht im weſentlichen um völligen Wie⸗ 
deraufbau handelt, nur ſolche Schäden zu beſeitigen ſein, deren 
Abſtellung alsbald unbedingt notwendig iſt, oder wie z. B. die 
Wiederherſtellung zerſtörten Ackerlandes uſw. einer anderweiti⸗ 
gen Regelung des Schulweſens nicht vorgreifen. 

Über die für den Wiederaufbau zu ergreifenden Maßnal⸗ 
men behalte ich mir vor, erforderlichenfalls mit der Königlichen 
Regierung durch Kommiſſare zu verhandeln. Die erforderliche 
Zahl der Schadensnachweiſungsformulare wird der Königlichen 
Regierung nachträglich zugehen. 
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Anlage 12. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 3. Februar 1915. 


n 


Der Miniſter 
der geiſtlichen und Uunterrichts⸗ Berlin W. 8, den 26. Januar 1915. 
Angelegenheiten. 


I. III. E. Nr. 29. 1. 


Im Anſchluſſe an meinen Erlaß vom 11. November 1914 
— B. 1709 U. III. D. U. III. E. U. II. — beſtimme ich 
folgendes: 

J. Die Gewährung von Vorentſchädigungen an Lehrer 
hat ſich nicht auf die zur Fortführung ihres Haushalts unbe⸗ 
dingt erforderlichen Neuanſchaffungen zu beſchränken, ſondern 
es ſind auch die zur Fortführung des landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebes auf den Dienſtländereien notwendigen Mittel entſpre⸗ 
chend den für die Feſtſtellung der Kriegsſchäden bei Privatper⸗ 
ſonen geltenden Grundſätzen zu gewähren. Bei Feſtſetzung der 
Vorentſchädigungen ſind auch die Schäden an den Gärten 
(Hausgärten, Obſt⸗ und Gemüſegärten) ſowie an Bienenſtän⸗ 
den zu berückſichtigen. 

II. Nach den gleichen Grundſätzen wie den privaten 
Grundbeſitzern ſind auch den Lehrern die vernichteten Erntevor⸗ 
räte, Vieh, landwirtſchaftliche Geräte und auch der Wert nicht 
gelieferter Naturalien und ähnliches zu entſchädigen. 

Wo Lehrer neben Dienſtländereien noch Pachtland be⸗ 
ſitzen, iſt die Vorentſchädigung auch für das Pachtland mit 
feſtzuſetzen. 

III. Auf die Zahlung der Vorentſchädigungen für die in 
Fortfall gekommene Landnutzung und die etwa nicht gewähr⸗ 
ten Naturalien ſind die Beträge in Anrechnung zu bringen, die 
die Lehrer an Stelle der Naturalbezüge uſw. aus der Staatskaſſe 
oder von den Schulunterhaltungspflichtigen bzw. Dritten bereits 
erhalten haben (vergl. meinen Erlaß vom 12. Januar 1915 
— 1. III. E. 1897 —). 
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IV. Wenn auch die Feſtſetzung der Vorentſchädigungen 
von der Königlichen Regierung als der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde zu treffen iſt, ſo ſind hierüber doch, ſoweit es ſich nicht 
lediglich um Schädigungen im Haushalt handelt, in jedem Falle 
vorher in den Kreiſen, für welche Kriegsausſchüſſe eingerichtet 
und in Tätigkeit ſind, dieſe gutachtlich zu hören. In dringenden 
Fällen und, wo ohne weiteres zu erſehen iſt, daß ein erheblicher 
Schaden vorliegt, kann die Königliche Regierung auch vor Ein⸗ 
gang des Gutachtens des Kriegsausſchuſſes angemeſſene Teil⸗ 
beträge auf die Kriegsentſchädigung vorſchußweiſe auszahlen. 

V. Den Lehrern und Lehrerinnen, deren Rückkehr an 
ihren Dienſtort noch nicht möglich iſt, können auch bereits vor 
ihrer Rückkehr Vorentſchädigungen zur Beſchaffung von Klei⸗ 
dungsſtücken, Wäſche und notwendigem Hausgerät gewährt 
werden. 

(Unterſchrift.) 


An die Herren Vorſitzenden der Kriegshilfsausſchüſſe. 


An die Königliche Regierung in Königsberg, Gumbinnen und Allen⸗ 
ſtein. 


Abſchrift überſende ich Euer Exzellenz zur gefälligen 
Kenntnisnahme mit dem Erſuchen ergebenſt, die Kriegsaus⸗ 
ſchüſſe zu beauftragen, den Regierungen die erforderlichen Gut⸗ 
achten zu erſtatten. 

gez. von Trott zu Solz. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg i. Pr. 


Abſchrift mit dem Erſuchen, gegebenenfalls den Regie⸗ 
rungen die erforderlichen Gutachten zu erſtatten. 


v. Batocki. 
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i Anlage 13. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 28. Mai 1915. 
O. P. 5821 K. 


Auf den Bericht vom 14. Mai 1915. 
— J. ⸗Nr. I. C. 830. — 


An die Stadtgemeinde Stallupönen können Vorſchüſſe 
auf ihren Kriegsſchaden aus Vorentſchädigungsmitteln nur in⸗ 


gez. v. Batocki. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Gumbinnen. 
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Anlage 13a. 


Abſchrift. 


Der Miniſter des Innern. Berlin, den 16. Mai 1915. 


I. e. 1445. 


Fin.⸗Min. S. J.⸗Nr. 1253. 


Auf den gefälligen Bericht vom 1. d. M. 
— O. P. 4298 K. — 


Soweit die Wiederherſtellung von Brücken und Straßen⸗ 
bauten nicht durch die Militärverwaltung zu erfolgen hat, kön⸗ 
nen Vorentſchädigungen an die Wegeunterhaltungspflichtigen 
nach Maßgabe der Staatsminiſterialanweiſung vom 18. Ja- 
nuar d. J. bewilligt werden. Iſt ein öffentlich⸗rechtlicher Ver⸗ 
band (Gemeinde, Kreis, Provinz) zur Unterhaltung des be- 
ſchädigten Bauwerkes verpflichtet, ſo hat die Feſtſetzung der Vor⸗ 
entſchädigung nicht in dem in dieſer Anweiſung vorgeſchriebe⸗ 
nen Verfahren, ſondern durch die zuſtändige Kommunalauf⸗ 
ſichtsbehörde auf Grund beamteten techniſchen Gutachtens zu er⸗ 
folgen. 

Die Vorentſchädigung hat ſich auf Fälle von Kriegs⸗ 
ſchäden, die als ſolche zweifelsfrei feſtgeſtellt ſind und deren Er⸗ 
ſatz nicht der Militärverwaltung obliegt, zu beſchränken. Mit 
dieſen Maßgaben kann auch die Ausbeſſerung von rein örtlichen 
Schäden an Straßenteilen, welche durch die kriegeriſchen Ereig⸗ 
nijfe — z. B. durch Beſchießung und Erdarbeiten — zerſtört 
worden ſind, und die Ausbeſſerung einzelner durch militäri⸗ 
ſchen Laſtverkehr unpaſſierbar gemachter Stellen aus Vorent⸗ 
ſchädigungsmitteln erfolgen. Dagegen darf die Rückſicht auf 
die allgemein durch den Krieg herbeigeführte ſtärkere Abnutzung 
von Kunſtſtraßen nicht zu der Verwendung von Vorentſchädi⸗ 
gungsmitteln für eine umfangreiche Inſtandſetzung ſolcher 
Straßen Anlaß geben. 

Über den Umfang der hiernach auf Vorentſchädigungs⸗ 
fonds vorzunehmenden Arbeiten iſt es uns erwünſcht, alsbald 
einen Überblick zu erhalten. 
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Euerer Exzellenz ftellen wir anheim, den Kommunalver⸗ 
bänden beſtimmte Termin zur Einreichung der Vorentſchädi⸗ 
gungsanträge vorzuſchreiben und die Regierungspräſidenten 
und Landräte, für welche Abdrucke dieſes Erlaſſes beigefügt ſind, 
mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. 


Gefälligem weiteren Berichte ſehen wir zum 1. Juli 
d. J. entgegen. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 


gez. Lentze. gez. v. Loebell. 


An den Herrn Oberpräfidenten in Königsberg. 
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Anlage 14. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 10. März 1915. 


O. P. 2660 K. 


Ein Einzelfall gibt mir Veranlaſſung, darau hinzuwei⸗ 
ſen, daß wirtſchaftliche Maßnahmen und Anſchaffungen zur Er⸗ 
möglichung des Ausdreſchens und der Frühjahrsbeſtellung, 
gleichviel ob ſie aus eigenen oder aus Vorentſchädigungsmitteln 
bezahlt werden, auch in den Grenzbezirken ohne weiteres als 
wirtſchaftlich gerechtfertigt anerkannt werden. Ihre Beſchädi⸗ 
gung durch einen etwaigen neuen feindlichen Einbruch würde 
alſo einen neuen entſchädigungsberechtigten Kriegsſchaden dar⸗ 
ſtellen. a 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 


65 


Ache Anlage 15. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 19. April 1915. 


O. P. 4195 K. 


In Grenzbezirken der Provinz geht das Gerücht, daß Ge⸗ 
werbetreibende und Landwirte, die Anſchaffungen aus Vorent⸗ 
ſchädigungsmitteln zum Erſatz von Kriegsſchäden machen, im 
Falle eines erneuten feindlichen Einfalls für die Zerſtörung des 
Angeſchafften keinen nochmaligen Erſatz vom Staat oder Reich 
zu erwarten haben. Manche Gewerbetreibende haben aus die⸗ 
ſer Beſorgnis ſich geſcheut, ihre Geſchäfte wieder in Gang zu 
bringen; einzelne Landwirte Haben fih nicht entſchloſſen, für 
die zur Frühjahrsbeſtellung nötigen Anſchaffungen Vorent⸗ 
ſchädigung zu beantragen. Jenes Gerücht iſt unzu⸗ 
treffend. Vorentſchädigungen werden nur für ſolche 
Anſchaffungen gezahlt, die nach der wirtſchaftlichen Lage 
und den örtlichen Verhältniſſen ger echtfertigt ſind; 
werden ſie aber gezahlt und die Anſchaffungen damit als ge⸗ 
rechtfertigt anerkannt, ſo wird eine Beſchädigung des Ange⸗ 
ſchafften durch einen erneuten feindlichen Einbruch genau ſo als 
Kriegsſchaden behandelt und vergütet, wie die bei den früheren 
Einbrüchen erfolgten Beſchädigungen. Ganz abgeſehen von der 
ſicheren Hoffnung, daß auch die Grenzbezirke von einem 
erneuten feindlichen Einfall verſchont bleiben werden, können 
alſo auch vom wirtſchaftlichen Standpunkt die Bewohner der 
Grenzkreiſe unbedenklich die Vorentſchädigung beantragen, die 
ſie zur Wiedereinrichtung für den Bedarf der Bevölkerung not⸗ 
wendiger gewerblicher Betriebe oder zur Vorbereitung der 
Frühjahrsbeſtellung gebrauchen und können daraus die not⸗ 
wendigen Anſchaffungen machen. 

Vorſtehend überſende ich Abſchrift einer von mir der 
Preſſe übergebenen Mitteilung mit dem Erſuchen, für ihr Be- 
kanntwerden unter den Beteiligten Ihres Kreiſes zu ſorgen 
und die dortigen Maßnahmen, ſoweit es noch nicht geſchehen 
ſein ſollten, hiernach zu treffen. 

gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte der Grenzkreiſe. 
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Anlage 16, 


Abſchrift. 


Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 6. April 1915. 


O. P. 3168 K. 


Ein Einzelfall veranlaßt mich darauf hinzuweiſen, daß in 
den Kreiſen, wohin in nächſter Zeit eine große Zahl von Mr- 
beiter⸗ und Kleinbauernfamilien zurückkehren, die Zahlung der 
alsbald nötigen Vorentſchädigungen auf dem, den allgemeinen 
Vorſchriften entſprechenden Wege nicht durchführbar ſein wird. 
Die Zahlung wird bei alle den Familien, bei denen nach Lage 
des Falles ein entſprechender Kriegsſchaden durch Verluſt von 
Vieh, Hausgerät uſw. mit Sicherheit anzunehmen iſt, ohne 
vorherige Kriegsſchadensermittelung und Anhörung des Kriegs⸗ 
hilfsausſchuſſes in runder Summe angewieſen werden müſſen, 
welche zur Deckung der dringenden Bedürfniſſe vorläufig ge⸗ 
nügt. Für ländliche Arbeiter und ähnlich geſtellte Familien 
dürfte zur Beſchaffung von Saatkartoffeln, Hausrat, insbeſon⸗ 
dere Betten und Kleidung, Schweine, Ziegen uſw. ein Betrag 
von 200 bis höchſtens 400 M in Betracht kommen. Das Geld 
den Leuten bar in die Hand zu geben, wird nicht angehen. Die 
Zahlung wird in vielen Fällen zweckmäßig an die Gemeinde- 
und Gutsvorſteher zu leiſten fein, welche mit der Verwendungs- 
kontrolle zu beauftragen ſein werden. 


gez. v. Batocki. 


1. An den Herrn Regierungspräſidenten, Gumbinnen. 
2. An den Herrn Regierungspräſidenten, Allenſtein. 


67 


Anlage 16a. 


Abſchrift. 
Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 14. Dezember 1914. 
O. P. 2111 K. 
Der Minifter des Innern. Berlin, den 9. Dezember 1914. 
I. e. 3596. 


Fin.⸗Min. S. J.⸗Nr. 2370. 


Auf den Bericht vom 1. Dezember d. J. 
— O. P. 1615 K. — 


Den Anordnungen, die Euere Exzellenz hinſichtlich der 
Tätigkeit des für den Stadtkreis Königsberg gebildeten 
Kriegshilfsausſchuſſes getroffen haben, ſtehen keine Bedenken 


entgegen. 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: gez. Halle. J. V.: gez. Freund. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg. 


Abſchrift auf den Bericht vom 24. November 1914 
— C. a. 224 — zur weiteren Veranlaſſung. 

Der hieſige Kriegshilfsausſchuß ſoll zunächſt Entſchädi⸗ 
gungsanträge hieſiger und gegebenenfalls auswärtiger Kauf⸗ 
leute begutachten, welche an verſchiedenen Stellen der Provinz 
Kommiſſionslager unterhalten haben. 


gez. v. Batocki. 


An den Herrn Regierungspräſidenten hier. 
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Anlage 16b. 


ai. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 18. November 1914. 
O. P. 1247 K. 
Der Miniſter des Innern. Berlin, den 12. November 1914. 


M. d. J. I. e. 3278. 
Fin.⸗Min. S. J.⸗Nr. 2009 II. Ang. 


Auf den Bericht vom 15. Oktober d. J. 
— O, P. 237 K. — 


Die bei dem Oberpräſidium in Königsberg und bei den 
in Betracht kommenden Regierungen aus Anlaß des Wieder- 
aufbaues der Provinz Oſtpreußen entſtehenden Ausgaben für 
Reiſekoſten der Beamten, Bureaubedürfniſſe und dergleichen 
müſſen denjenigen Etatsfonds, die zur Beſtreitung derartiger 
den Behörden auch ſonſt erwachſender Ausgaben normaler- 
weiſe zur Verfügung ſtehen und die erforderlichenfalls erhöht 
werden können (Kap. 58 Tit. 10 und 11 des Etats), zur Laſt 
gelegt werden. Wir erſuchen aber, dieſe auf Etatsfonds zu 
übernehmenden Ausgaben unter einem beſonders einzurichten- 
den Abſchnitt buchen zu laſſen, damit ſpäter dem Reiche und 
dem Landtage gegenüber genau angegeben werden kann, welche 
Koſten von dem Staate aus dem eingangs erwähnten Anlaſſe 
aufgewendet worden ſind. 

Wegen Überweiſung der für das Oberpräfidium und die 
Regierungen erforderlichen Hilfskräfte, ſoweit es ſich um 
Staatsbeamte handelt, ſehen wir den weiteren Anträgen 
Euerer Exzellenz ergebenſt entgegen. Die Gehälter uſw. dieſer 
Beamten würden wie bisher etatsmäßig zu verrechnen ſein. 
Soweit private Hilfskräfte angenommen werden müſſen, ſind 
wir damit einverſtanden, daß deren Bezüge durch Euere 
Exzellenz ſelbſtändig nach billigem Ermeſſen — gegebenenfalls 
unter Beachtung etwa bereits beſtehender feſter Grundſätze — 
feſtgeſetzt werden. 
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Den zu verſetzenden höheren Verwaltungsbeam⸗ 
ten — von einer kommiſſariſchen Überweiſung wird bei der 
vorausſichtlich längeren Dauer der Beſchäftigung regelmäßig 
abzuſehen ſein — neben ihrem üblichen Dienſteinkommen und 
neben ihren etwaigen Reiſekoſten eine beſondere Vergütung 
zu gewähren, iſt etatsrechtlich nicht zuläſſig. Auch bei den 
übrigen Beamten wird von der Bewilligung derartiger Ver⸗ 
gütungen abgeſehen werden müſſen. 

Die Bureaugeſchäfte einſchließlich der Regiſtraturführung 
werden beim Oberpräſidium und bei den Regierungen grund⸗ 
ſätzlich durch ſtaatliche Beamte, die Erledigung der Kanzlei⸗ 
arbeiten und des Botendienſtes grundſätzlich durch Militär⸗ 
anwärter erfolgen müſſen; nur wenn geeignete Militär⸗ 
anwärter nicht zu bekommen ſind, können ausnahmsweiſe 
vorübergehnd weibliche Hilfskräfte eingeſtellt werden. 

Mit der Zahlung der Tagegelder und Reiſekoſten der 
Mitglieder der Kriegshilfskommiſſion und der Kriegshilfs⸗ 
ausſchüſſe ſowie der etwa hinzugezogenen Sachverſtändigen 
aus den zum Wiederaufbau der Provinz beſonders bereit⸗ 
geſtellten Geldern ſind wir einverſtanden. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
J. V.: gez. Michaelis. J. V.: gez. Freund. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg. 


Abſchrift zur weiteren Veranlaſſung. 
gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 8. April 1915. 


O. P. 3206 K. 


Nach einer Entſcheidung des Herrn Finanzminiſters 
und des Herrn Miniſters des Innern vom 20. März d. J. 
— S. 168 — können die Koſten für die von den Kriegshilfs⸗ 
ausſchüſſen vorübergehend angenommenen Hilfskräfte auch 
weiterhin aus den zum Wiederaufbau der Provinz beſonders 
bereit geſtellten Mitteln gezahlt werden. 


v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten und die Herren Landräte 
der Provinz. 
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Anlage 17. 
Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 26. Mai 1915. 
O. P. 5443 K. 
Miniſterium 
für Landwirtſchaft, Domänen Berlin W. 9, den 15. Mai 1915. 


und Forſten. 


J. Nr. M. f. L. I. A. I. a. 5222. 
Fin.⸗Min. S. J. Nr. 1295. 
M. d. J. I. e. 1551. 


Frühjahrsbeſtellung in Oſtpreußen. Bericht vom 2. Mai 1915. 
= I, 12, S DE N — 


Die durch unſeren Erlaß vom 3. v. Mts. — I. A. I. a. 
3530 M. f. L., S. J. 929 F.⸗M., I. e. 1065 M. d. J. — bereit- 
geſtellten 30 Millionen Mark ſind nur für den Bezirk beſtimmt, 
in dem für die ordnungsmäßige Frühjahrsbeſtellung ſtaatliche 
Prämien gewährt werden. (Stallupönen, Goldap, Oletzko, 
Lyck, Johannisburg, Tilſit, Ragnit, Pillkallen, Gumbinnen, 
Darkehmen, Angerburg, Lötzen, Sensburg, Ortelsburg, Neiden⸗ 
burg, g. F. Memel.) Euere Exzellenz ermächtigen wir, in dieſem 
Bezirke für die örtlichen Beſichtigungen und die Beratungen der 
zur Ueberwachung dieſer Beſtellung gebildeten Kreiskommiſſionen 
Fahrkoſten und Tagegelder bis zur Höhe der in dem Aller⸗ 
höchſten Erlaſſe, betreffend die Naturalleiſtungen für die be- 
waffnete Macht im Frieden, vom 21. Juni 1913 (Reichsgeſetzbl. 
S. 433) angegebenen Sätze zu bewilligen, und dieſe Ausgaben 
bei dem überwieſenen Vorſchuſſe von 30 Millionen Mark zu 
verrechnen. 

Ein Bedürfnis für weitergehende ſtaatliche Aufwendungen 
vermögen wir nicht anzuerkennen. Offenbar hat auch der Qand- 
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rat des Kreiſes Inſterburg bei Bildung der Kreisbeſtellungs⸗ 
kommiſſion die Inanſpruchnahme von Staatsgeldern nicht be⸗ 
abſichtigt. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
J. B.: Kü ter. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 


eller J. A: Freund, 


An den Herrn Oberpräfidenten zu Königsberg i. Pr. Sogleich. 


Abſchrift zur Kenntnis. Der Vorlage der auf 
ihre Richtigkeit ($ 22 der Rechnungsordnung) und rechneriſch 
geprüften Reiſekoſtenrechnungen ſehe ich bis zum 1. 7. 15 ent⸗ 
gegen. Vorſchußzahlung aus den Kreiskommunalkaſſen ſtelle ich 
anheim. 

J. V.: Graf Lambsdorff. 


An die Herren Landräte der Provinz. 
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Anlage 18. 
Abidrift 


Der Oberpräſident £ 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 28. Mai 1915. 


O. P. 5698 K. 


Der Herr Finanzminiſter und der Herr Miniſter des 
Innern haben durch Erlaß vom 22. d. Mts. — 8. 1139. 
F.⸗M. I. e. 1594, M. d. J. — beſtimmt, daß die den Mitgliedern 
der Kriegshilfsausſchüſſe für ihre Tätigkeit bei der vorläufigen 
Ermittelung von Kriegsſchäden in den durch den Krieg un⸗ 
mittelbar berührten Landesteilen nach Ziffer 6 der Anweiſung 
des Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1915 zuſtehenden 
Tagegelder auch für die Teilnahme an ſolchen Sitzungen zu⸗ 
gebilligt werden, die am Wohnorte des betreffenden Mitgliedes 
ſtattfinden. In dieſem Falle ſind aber nur die ermäßigten Tage⸗ 
gelder von 12 M zu zahlen. Mitglieder, die ein Staatsamt 
bekleiden, erhalten für die Tätigkeit an ihrem Wohnorte keine 
Tagegelder. 


J. V.: gez. Graf Lambsdorff. 


An die Herren Landräte der Provinz, die Herren Oberbürger⸗ 


meiſter in Königsberg, Allenſtein, Tilſit, Inſterburg 
und die Herren Regierungpräſidenten in Allenſtein, 
Gumbinnen und Königsberg. 


Anlage 19. 


Abſchrift. 
Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 2. Juni 1915. 


O. P. 5712 K. 


Zum Bericht vom 22. Mai d. J. 
— I. E. III. 1710. — 


1. Wenn Kriegsſchaden angemeldet wird, deſſen Art in 
den Vordrucken nicht beſonders vorgeſehen iſt, ſo muß für die 
Anmeldung eine Anlage verwendet werden. 

2. Zur Sicherung des Beweiſes iſt es erforderlich, daß 
die Kriegshilfsausſchüſſe bei den Schadensanmeldungen alle 
Unterlagen prüfen, die ſpäter für die endgültige Entſchädigung 
von Bedeutung ſein können, ohne Rückſicht darauf, ob eine Vor⸗ 
entſchädigung darauf gezahlt werden kann. Handelt es ſich um 
Schäden, die offenſichtlich außerhalb des Rahmens der Mini⸗ 
ſterialanweiſung vom 18. Januar 1915 liegen, ſo wird die 
Prüfung, wenn andere dringlichere Arbeiten vorliegen, nicht 
weiter auszudehnen ſein, als zur Sicherung des Beweiſes nötig 
iſt, ſo daß die ſpätere Fortſetzung des Verfahrens gewährleiſtet 
wird. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Allenſtein. 


Abſchrift im Anſchluß an meine Erlaſſe vom 12. Februar 
1915 (1438 K.) und 30. April 1915 (4519). 


J. V.: gez. Dr. Graf v. Lambsdorff. 


An den Herrn Regierungspräſidenten hier und in Gumbinnen. 
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Anlage 20. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 29. März 1915. 


O. P. 3275 K. 


Indem ich umſeitige Abſchrift eines Schreibens des land⸗ 
wirtſchaftlichen Zentralvereins in Inſterburg überſende, dem die 
Landwirtſchaftskammer beigetreten iſt, empfehle ich, die darin 
angegebenen Sätze den Entſchädigungsſummen der Kriegshilfs⸗ 
ausſchüſſe zugrunde zu legen. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte der Provinz, die Herren Oberbürger⸗ 
meiſter hier, Tilſit, Inſterburg, Allenſtein. 
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A bſchrift. 
Landwirtſchaftl. Zentralverein Inſterburg, den 5. März 1915. 
in Inſterburg. 
E 


Gelegentlich Abſchätzung von Kriegsſchäden auf obſtbau⸗ 
lichem Gebiete ſind die ermittelten Zahlen ab und zu wegen 
ihrer Höhe von den zuſtändigen Kommiſſionen beanſtandet 
ſowie Nachprüfung von fachmänniſcher Seite gefordert worden. 

Da für dieſe Prüfung wohl faſt immer die Fachbeamten 
der Landwirtſchaftskammer und ſonſtiger zuſtändiger Behörden 
herangezogen werden, erſcheint zur Erzielung möglichſter Ein⸗ 
heitlichkeit hierbei die Aufſtellung einer Norm zweckmäßig. 

Der Obſtbauinſpektor Rodenkirchen hat auf Grund 
ſeiner langjährigen exakten Aufzeichnungen aus dem Obſt⸗ 
Lehr⸗ und Muſtergarten zu Georgenburg zuſammen mit dem 
Garteninſpektor Kotelmann nachſtehende Sätze als zu⸗ 
treffend für die Abſchätzung von Schäden für geraubte Obſt⸗ 
erträge aufgeſtellt: 

Durchſchnittsertrag für Apfelbäume, 30 Jahre 
alt und darüber — 4 Zentner. Preiſe für den einzelnen 
Zentner, von dem je nach Schwierigkeit des Erntens 1,50 M 
bis 2,00 M Werbekoſten abzuziehen find, für Gravenſteiner, 
Cox Orangen⸗Reinette und Gelber Richard 18 M, für Bau⸗ 
manns Reinette, Apfel aus Croncels, Landsberger Reinette, 
Goldparmäne, Prinzenäpfel, Schöner aus Boskoop 15 M, Kurz⸗ 
ſtiel, Eiſerapfel, gr. rheiniſcher Bohnapfel, Kaiſer Alexander 
10 M, Lokalſorten ohne nähere Bezeichnung 8 M. 

Durchſchnittser träge für Birnbäume, 30 Jahre 
alt und darüber. Preis pro Zentner 18 M. Williams Chriſt⸗ 
birne 2 Zentner, Clapps Liebling 1½ Zentner, Borts 
Flaſchenbirne 1¼ Zentner, Napoleons Butterbirne 2 Zentner, 
Gute Louiſe von Avranches 2 Zentner, Winterforellenbirne 
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2 Zentner, Joſefine von Mecheln 1 Zentner, Gute Graue 
3 Zentner, Lokalſorten 2 Zentner. Preis pro Zentner 15 M. 
Durchſchnittsertrag eines Sauerkirſchenbaumes 
im tragfähigſten Alter / Zentner. Preis pro Zentner 20 M. 
Durchſchnittsertrag eines Süßkirſchenbaumes im 
tragfähigſten Alter 1 Zentner. Preis pro Zentner 15 M. 
Durchſchnittsertrag eines Pflaumenbaumes im 
tragfähigſten Alter 30 Pfund. Preis pro Zentner 15 M. 
Die Werbekoſten find bei Kirſchen mit 3 M pro Zentner, 
bei dem übrigen Steinobſt mit 2 M pro Zentner in Abzug zu 
bringen. 


gez. v. Saucken, Hauptvorſteher. 


78 


Anlage 21. 


A bſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 8. März 1915. 
O. P. 2290 K. 
WD Berlin, den 25. Februar 1915. 


Fin.⸗Min. I. 1616. 


A. Kriegsbrandſchäden an Gebäuden. 


1. Die Sozietät ſchätzt ſämtliche Gebäude-, Brand- und 
Trümmerſchäden ab, gleichgültig, ob die Gebäude bei ihr, ander⸗ 
weit oder garnicht verſichert ſind. Für die Abſchätzung gilt die 
Ziffer 19 der Anweiſung des Staatsminiſteriums vom 18. Ja⸗ 
nuar 1915. 

2. Die Sozietät überwacht, ſoweit die Gebäude bei ihr 
verſichert waren, den Wiederaufbau und beſcheinigt zum Zwecke 
der Auszahlung der Entſchädigung die Höhe der zum Wieder⸗ 
aufbau verwendeten Beträge. 

3. Die Feſtſetzung und Anweiſung der Entſchädigung 
erfolgt gemäß Ziffer 8, 9 und 20 der Anweiſung des Staats⸗ 
miniſteriums vom 18. Januar 1915. 


B. Kriegsbrandſchäden an beweglichen Sachen. 


1. Die Sozietät ſchätzt, ſoweit bei ihren Verſicherungs⸗ 
nehmern ein Brandſchaden vorliegt, den durch Brand, gewalt⸗ 
ſame Einwirkungen und Plünderung entſtandenen Schaden. 
In allen anderen Fällen erfolgt die Abſchätzung des Schadens 
gemäß Ziffer 6 und 21 Abſ. 1 der Anweiſung des Staatsmini⸗ 
ſteriums vom 18. Januar 1915. Die Sozietät wird den Hilfs⸗ 
ausſchüſſen nach Möglichkeit Sachverſtändige zur Verfügung 
ſtellen. 

2. Auf die Feſtſetzung und Auszahlung der Entſchädi⸗ 
gungen für ſämtliche, an beweglichen Sachen entſtandene 
Schäden finden die Ziffern 8, 9 und Ziffer 21 Abſ. 2 der An⸗ 
weiſung des Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1915 An⸗ 
wendung. 
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3. Die Sozietät hat dem Kriegshilfsausſchuß Nachricht 
zu geben, wenn ſie einem Geſchädigten einen Brandvergütungs⸗ 
ſchein ausſtellt. Dieſer Schein iſt bei jeder Zahlung vorzu⸗ 
legen und mit einem Vermerk über die erfolgte Zahlung zu 


verſehen. 


C. Vergütung für die Sozietät. 

Die Feuerſozietät für die Provinz Oſtpreußen erhält 
als Vergütung für ihre Mitwirkung bei den Abſchätzungen 
zu A. und B. und bei der Verwendungskontrolle 2 Prozent der 
von der Sozietät abgeſchätzten Schadenſummen. 


Vorſtehend überſende ich Abſchrift der von den Herren 
Miniſtern des Innern und der Finanzen genehmigten „Grund⸗ 
ſätze über die Regulierung der Kriegsbrandſchäden.“ 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte der Provinz, die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten und Oberbürgermeiſter. 
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Anlage 22. 


A bſchrift. 


Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 13. April 1915. 


O. P. 2905 K. 


Die bisherige Feſtſtellung von Kriegsſchäden an Ge- 
bäuden durch die Feuerſozietät hat ergeben, daß außer den 
größeren Schäden eine große Anzahl von kleineren Trümmer⸗ 
und Plünderſchäden — häufig nur im Betrage von wenigen 
Mark — vorgekommen ſind. Zu dieſen kleinen Schäden ſtehen 
die hohen Schätzungskoſten in keinem Verhältnis; vor allem 
aber wird die Tätigkeit der Bauſachverſtändigen der Sozietät 
dadurch derart in Anſpruch genommen, daß ſich die Erledigung 
der Hauptarbeiten, nämlich die Abſchätzung der gänzlich zer⸗ 
ſtörten oder in erheblichem Umfang beſchädigten Gebäude, über 
Gebühr verzögert. 

Zwecks Entlaſtung der Sozietät übertrage ich daher die 
Feſtſtellung derartiger kleinerer Schäden den Kriegshilfsaus⸗ 
ſchüſſen, die gegebenenfalls geeignete Perſonen mit der Er⸗ 
hebung betrauen können. 

Als Grenze beſtimme ich einen vorausſichtlichen Schadens⸗ 
betrag von 300 / bei dem einzelnen Geſchädigten. 

Soweit Zuſammenſtellungen derartiger kleinerer Schäden 
der Sozietät vorliegen, wird ſie den Kriegshilfsausſchüſſen 
die Unterlagen überſenden. 


v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Herren Landräte 


und die Herren Oberbürgermeiſter der Provinz. 
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Anlage 22a. 
A bſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 14. Juni 1915. 


O. P. 6245 K. 


Da die Abſchätzung der Gebäudeſchäden durch die Feuer⸗ 
ſozietät in manchen Kreiſen nicht ſo raſch vorwärts ſchreitet, 
wie es im Intereſſe der Geſchädigten wünſchenswert wäre, ſo 
ermächtige ich die Vorſitzenden der Kriegshilfsausſchüſſe, in 
denjenigen Fällen, in welchen wegen Inangriffnahme der 
erforderlichen Aufräumungsarbeiten und der baldigen Her⸗ 
ſtellung des Erſatzes des Zerſtörten auf das Eintreffen der 
Schätzungskommiſſion der Feuerſozietät nicht länger gewartet 
werden kann, ſelbſtändig eine vorläufige Beſchreibung des ab- 
gebrannten Gebäudes und der Reſte aufnehmen zu laſſen und 
die ſich hiernach ergebende vorläufige Schätzung einer etwa zu 
billigenden Vorentſchädigung zugrunde zu legen. Ein zuver⸗ 
läſſiger Bauverſtändiger iſt zuzuziehen. Soweit es die Dienſt⸗ 
geſchäfte des Bezirksarchitekten zulaſſen, iſt deſſen Zuziehung 
als Bauſachverſtändiger erwünſcht. 

Die Niederſchrift der mit der Schätzung beauftragten 
Kommiſſion iſt der Feuerſozietät in Abſchrift als Material 
für ihre demnächſtige Schadensfeſtſtellung zu überſenden. 


J. V.: gez. Graf v. Lambsdorff. 


An die Herren Landräte der Provinz und Oberbürgermeiſter der 
kreisfreien Städte. 
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Anlage 23. 


A bſchrift. 


Der Oberpräſident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 13. Januar 1915. 


O. P. 408 K. 


Die Amtsgerichte Allenburg und Gerdauen haben dem 
hieſigen Regierungspräſidenten Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchlüſſe zugeſtellt, wonach angebliche Anſprüche auf Kriegs⸗ 
entſchädigung gepfändet ſind. Der Regierungspräſident hat 
das Weitere nach § 766 Z. P. O. veranlaßt. Um ähnliche Vor⸗ 
kommniſſe und die damit verbundenen unnötigen Weiterungen 
und Koſten tunlichſt zu vermeiden, glaube ich auf die Rechts⸗ 
lage hinweiſen zu dürfen. 

Kriegsentſchädigung wird gezahlt auf Grund eines be- 
ſonderen Reichsgeſetzes, das auf Grund des § 35 des Reichs⸗ 
geſetzes vom 13. Juni 1873 (R. G.Bl. S. 129) zu erlaſſen iſt. 
Dieſes Geſetz ift zurzeit noch nicht erlaſſen. 

Der Preußiſche Staat hat ſich entſchloſſen, aus eigenem 
Antrieb und nach freiem Ermeſſen, ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht Vorſchüſſe auf die Reichskriegsentſchädigung 
(ſogen. Vorentſchädigung) in gewiſſem Umfang aus ſeinen 
Mitteln zu gewähren. 

Da niemand einen Anſpruch auf Vorentſchädigung hat, 
iſt auch nichts vorhanden, das der Pfändung oder Abtretung 
unterliegen kann. Abſchrift eines Juſtizminiſterialerlaſſes 
vom 9. Dezember 1912 — I 2429 — liegt bei. Ich ſtelle anheim, 
den Gerichten Kenntnis von dieſer Rechtsauffaſſung zu geben. 


An den Herrn Oberlandesgerichtspräſidenten hier. 


Abſchrift zur gefälligen Kenntnis. 
Zu ſatz für Königsberg: Von einer öffentlichen 
Bekanntmachung möchte ich abſehen. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Anlage 24. 
A bſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 19. April 1915. 


O. P. 4071 K. 


Zum Bericht vom 15. April 1915. 
— 2503 Kgr. — 


Ich trage keine Bedenken, in geeigneten Fällen die Ge⸗ 
währung einer Vorentſchädigung innerhalb des für die An⸗ 
rechnung von Nutzungen gegebenen Rahmens (vergl. meine 
Zuſatzbeſtimmungen vom 6. Februar und den Erlaß vom 
18. Februar 1281 K.) zuzulaſſen, auch wenn ein Sachſchaden 
nicht vorliegt, ſondern nur der in Anſatz gebrachte Nutzungs⸗ 
ausfall die Grundlage der Schadensermittelung bildet. Die 
Vorentſchädigung iſt zu den in der Anweiſung vom 18. Januar 
näher beſtimmten Zwecken zu bewilligen. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Der Oberpräfivent 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 6. Mai 1915. 


O. P. 4885 K. 


Ich erſuche, die Anmeldung aller Brand-, Plünder⸗ und 
Trümmerſchäden, welche in einem, wenn auch nur mittelbaren, 
urſächlichen Zuſammenhange mit dem Kriege ſtehen, insbeſon⸗ 
dere alſo auf Schäden, die von unſern Truppen, Armierungs⸗ 
arbeitern uſw., ſei es ſchuldhaft, ſei es ohne nachweisbares Ver⸗ 
ſchulden verurſacht worden find, als Kriegsſchäden nicht zurück⸗ 
zuweiſen, ſondern zwecks vorläufiger Schadensermittelung 
(vergl. Ziffer 7 der Anweiſung) entgegenzunehmen, und ge⸗ 
gebenenfalls die Gewährung einer Vorentſchädigung, ſoweit 
ihre Feſtſetzung nach der Anweiſung vom 18. Januar gerecht⸗ 
fertigt iſt, zu veranlaſſen. 

Die vorgeſchriebene Abtretung der Anſprüche gegen die 
Verſicherungsgeſellſchaften ſichert der Staat in jedem Fall. 
Darauf, daß die von Kriegsbrandſchäden betroffene, bei einer 
Privatfeuerverſicherungsgeſellſchaft verſicherten oſtpreußiſchen 
Geſchädigten umgehend ihren Schaden bei ihrer Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft anmelden, ſoweit dies nicht bereits geſchehen ift, habe 
ich ſchon hingewieſen. Von der Einleitung von Prozeſſen iſt 
Abſtand zu nehmen. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Herren Landräte 
und die Herren Oberbürgermeiſter der Provinz. 
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Anlage 26. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident. Königsberg, den 12. Februar 1915. 


O. P. 1498 K. 


Zu Nr. 8 der Staatsminiſterialanweiſung vom 18. 1. 1915. 


Wenn die Feſtſetzung der Vorentſchädigung bei Beträgen 
über 5000 „ den Regierungspräſidenten übertragen ift, jo find 
dabei die Fälle gemeint, wo in dem gerade vorliegenden Einzel- 
antrag die zur Feſtſetzung ſtehende Summe höher als 5000 iſt. 

Wenn durch mehrere zu verſchiedenen Zeiten bewilligte 
Vorentſchädigungsanträge desſelben Geſchädigten der Geſamt⸗ 
betrag der Vorentſchädigung über 5000 % anwächſt, jo kann 
dennoch die Feſtſetzung durch den Landrat erfolgen, ſofern auf 
den gerade vorliegenden Antrag nicht mehr als 5000 M feſt⸗ 
zuſetzen ſind. 


J. V.: gez. Graf v. Lambsdorff. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Anlage 97. 


Der Oberpräfident 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 14. Juni 1915. 


O. P. 6245 K. 


Da die Abſchätzung der Gebäudeſchäden durch die Feuer⸗ 
ſozietät in manchen Kreiſen nicht ſo raſch vorwärts ſchreitet, wie 
es im Intereſſe der Geſchädigten wünſchenswert wäre, ſo er⸗ 
mächtige ich die Vorſitzenden der Kriegshilfsausſchüſſe, in den⸗ 
jenigen Fällen, in welchen wegen Inangriffnahme der erforder⸗ 
lichen Aufräumungsarbeiten und der baldigen Herſtellung des 
Erſatzes des Zerſtörten auf das Eintreffen der Schätzungs⸗ 
kommiſſion der Feuerſozietät nicht länger gewartet werden kann, 
ſelbſtändig eine vorläufige Beſchreibung des abgebrannten Ge⸗ 
bäudes und der Reſte aufnehmen zu laſſen und die ſich hiernach 
ergebende vorläufige Schätzung einer etwa zu bewilligenden 
Vorentſchädigung zugrunde zu legen. Ein zuverläſſiger Bau⸗ 
verſtändiger iſt zuzuziehen. Soweit es die Dienſtgeſchäfte des 
Bezirksarchitekten zulaſſen, iſt deſſen Zuziehung als Bauſach⸗ 
verſtändiger erwünſcht. 

Die Niederſchrift der mit der Schätzung beauftragten 
Kommiſſion iſt der Feuerſozietät in Abſchrift als Material für 
ihre demnächſtige Schadensfeſtſtellung zu überſenden. 


J. V.: gez. Graf v. Lambsdorff. 


An die Herren Landräte der Provinz und Oberbürgermeiſter 


der kreisfreien Städte. 
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Anlage 28. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 6. Mai 1915. 


O. P. 4954 K. 


Anbei überſende ich Weiſungen zur Abſchätzung von 
Brand⸗, Trümmer: und Plünderſchäden an beweglichen Sachen. 
Die Weiſungen ſind von der Abteilung der Kriegshilfskommiſ⸗ 
fion, Abteilung für Brand- und Plünderſchäden, beraten. Grund- 
lage der Schadensermittelung ſoll danach ſtets der Zeitwert der 
Gegenſtände (Wert bei Eintritt des Schadensfalles) ſein. Die 
Kriegshilfsausſchüſſe, denen die vorläufige Schadensermitte⸗ 
lung obliegt, werden jedoch erſucht, auch den Anſchaffungswert 
der zerſtörten Gegenſtände tunlichſt anzugeben, damit erſichtlich 
iſt, welche Beträge notwendig ſind, um über den tatſächlichen 
Schaden hinaus die für die Hauswirtſchaft und zum Geſchäfts⸗ 
betriebe nötigen Gegenſtände zu beſchaffen. Das Material kann 
möglicherweiſe ſpäter zur Prüfung der Frage Verwendung fin⸗ 
den, ob zum Ausgleich Staatszuſchüſſe zu gewähren ſind. 

Für die Aufſtellung der ſtückweiſen Verzeichniſſe der zer⸗ 
ſtörten Gegenſtände empfiehlt ſich die Benutzung des beiliegen⸗ 
den Vordrucks Kr. 5 der Oſtpreußiſchen Feuerſozietät. 

über die Ermittelung der Ernteſchäden wird nach 
Anhörung der Abteilung der Kriegshilfskommiſſion für Land⸗ 
wirtſchaft weitere Anweiſung ergehen. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte der Provinz und die Herren Oberbürger⸗ 
meiſter in Königsberg, Allenſtein, Tilſit, Inſterburg. 
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Weiſungen zur Abſchätzung von Brand⸗, Trümmer- und Plünder⸗ 
ſchäden an beweglichen Sachen. 


Für die Abſchätzung des Schadens an beweglichen Gegenſtänden 

gibt es zwei Wege: 

1. die übliche Brandſchadenabſchätzung durch ſtückweiſe vorzu⸗ 
nehmende Aufſtellung und Bewertung der verbrannten, ab⸗ 
handen gekommenen und geretteten Gegenſtände, 

2. die durch die außergewöhnlichen Umſtände und die große Zahl 
der Schäden etwa im Intereſſe der ſchnellen Erledigung ge⸗ 
botene pauſchale Abſchätzung (verkürztes Verfahren). 


In den meiſten Fällen wird der Beſchädigte gegen Feuersgefahr 
verſichert und im Beſitze des Verſicherungsſcheins ſein. Nötigenfalls 
laſſen ſich die Verſicherungsunterlagen unſchwer von den betreffenden 
Geſellſchaften beſchaffen. 

Die Verſicherung bietet immer einen gewiſſen Anhalt. Man 
ſieht daraus, wie der Beſchädigte ſelbſt ſeinerzeit ſeine Sachen bewertet 
hat. 

Gelangt man nach Prüfung der Perſönlichkeit, der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe und ſonſtiger zu berückſichtigenden Umſtände zu 
der Überzeugung, daß die Verſicherung angemeſſen iſt, ſo kann man 
das abgekürzte Verfahren wählen. Die Beſchaffenheit und Größe der 
Unterbringungsräume, die Verhältniſſe des Geſchädigten, die Be⸗ 
ſchaffenheit der geretteten Gegenſtände, die Überreſte und Spuren der 
verbrannten Gegenſtände, Erkundigungen bei Nachbarn, Hausbewoh⸗ 
nern uſw. werden für die Verurteilung des Falles die nötigen An- 
haltspunkte geben. 

Man legt die Verſicherungsſummen der einzelnen Poſitionen 
der Abſchätzung zugrunde unter Berückſichtigung der etwa zwiſchen 
Verſicherungsabſchluß und Schadenfall eingetretenen Abnutzung und 
Entwertung, aber auch unter Berückſichtigung etwaiger Neuanſchaf⸗ 
fungen und Ergänzungen. 
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Liegt ein ausführliches Verſicherungsverzeichnis vor, oder hat 
der Beſchädigte bereits eine ſtückweiſe aufgeſtellte Schadensberechnung 
dem zuſtändigen Kriegshilfsausſchuß eingereicht, ſo ſind auch dieſe 
Unterlagen zu benutzen, da ſie die Abſchätzung weſentlich erleichtern. 

Allerdings ſind in den Schadensaufſtellungen die eingeſetzten 
Werte genau zu prüfen. Sie bedürfen meiſtens einer gründlichen 
Berichtigung. In Verkennung der Sach- und Rechtslage beanſpruchen 
die Beſchädigten meiſtens Neupreiſe, da ſie der irrigen Anſicht ſind, 
ihnen wäre der Schaden ſo zu erſetzen, daß ſie in die Lage verſetzt 
werden, ſämtliche vorhanden geweſenen Gegenſtände neu zu kaufen, 
ganz gleichgültig, ob ſie das hinterher tun oder nicht. 

Es ift jedoch der Standpunkt zu vertreten, der durch § 86 des 
Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 ge⸗ 
kennzeichnet iſt. Das Geſetz beſagt, daß bei Haushaltungs⸗ und ſon⸗ 
ſtigen Gebrauchsgegenſtänden, bei Arbeitsgerätſchaften und Maſchinen 
als Verſicherungswert der Betrag gilt, der erforderlich iſt, um Sachen 
gleicher Art anzuſchaffen unter billiger Berückſichtigung des aus dem 
Unterſchiede zwiſchen alt und neu ſich ergebenden Minderwerts. Es 
iſt olfo die gegen den Neubeſchaffungspreis der Gegenſtände durch 
Alter, Gebrauch, veränderte Geſchmacksrichtung, das Aufkommen 
neuer Rohſtoffe und Herſtellungsverfahren oder ſonſtiger Umſtände 
eingetretene Entwertung angemeſſen zu berückſſchtigen, und zwar im 
ungefähren Verhältnis des Alters der Sachen zu der ihrer Eigenart 
und der Art ihrer Benutzung entſprechenden Lebensdauer, d. h. der 
Zeit, während deren ſich erfahrungsgemäß ihre Gebrauchsfähigkeit 
erſchöpft und nach deren Ablauf ſie ſo abgenutzt ſind, daß ſie erneuert 
werden müſſen. 

Bei Teilſchäden iſt, wenn die Sachen wiederherſtellbar ſind, der 
zur Wiederherſtellung erforderliche Betrag als Schaden zu berechnen. 
Nur wenn die Wiederherſtellung nicht möglich iſt, oder mit ſo großen 
Koſten verknüpft ſein würde, daß ſie unwirtſchaftlich wäre, iſt der 
volle Zeitwert (Wert bei Eintritt des Schadenfalles), gekürzt um den 
Stoffwert der vorhandenen Reſte als Schaden zu berechnen. 

Die pauſchale Schätzung wird meiſtens nur erforderlich ſein bei 
den Haushaltungsgegenſtänden, deren Abſchätzung erfahrungsmäßig 
die meiſte Arbeit und den größten Zeitaufwand erfordert. 

Die ſtückweiſe vorzunehmende Abſchätzung des Inventars und 
Viehs bietet verhältnismäßig wenig Schwierigkeiten. 


90 


Bei der Ermittelung der Ernteſchäden find in der Regel die 
Fragen in dem hier beigefügten Vordruck zu berückſichtigen. 

Die Angaben des Beſchädigten ſind nachzuprüfen, namentlich 
über die Größe der angebauten Fläche, über Ausſaat, über die geern⸗ 
teten Erträge, über den Verbrauch, Verkauf und die geretteten Be⸗ 
ſtände. 

Bei zweifelhaften Angaben ſind in geeigneter Weiſe Erkundi⸗ 
gungen einzuziehen, namentlich über die Durchſchnittserträge, über 
den Verbrauch, Verkauf uſw. Erforderlichenfalls iſt die Größe der 
mit Getreide oder Futter belegt geweſenen Räume genau zu ermit⸗ 
teln, um ſo einen Anhalt dafür zu gewinnen, ob die von dem Beſchä⸗ 
digten als verbrannt angegebenen Mengen tatſächlich in den Räumen 
haben Platz finden können. 

Am zweckmäßigſten erfolgt die Schadensermittelung der Ernte 
nach dem Flächeninhalt oder dem Maße der Ausſaat, nach Fuhren, 
Schock, Stiegen uſw. Neben dem Werte des Körnerertrages iſt dabei 
der Wert des Strohs anzugeben, und zwar möglichſt mit einem be⸗ 
ſtimmten Bruchteil des erſteren (mit einem Fünftel, Viertel oder 
Drittel). 

Können nach Eintritt des Schadensfalles die Erntebeſtände, 
einſchließlich der aus früheren Jahren vorhandenen und der zugekauf⸗ 
ten oder ſonſt erworbenen Beſtände, weder durch ordnungsmäßig ge⸗ 
führte Wirtſchaftsbücher noch durch Belege, oder in anderer zuver⸗ 
läſſiger Weiſe ermittelt werden, ſo wird in der Verſicherungspraxis 
angenommen, daß eine gleichmäßige Verminderung der Beſtände ſtatt⸗ 
gefunden hat, und zwar bei Getreide und Stroh vom 1. September 
1904 ab täglich um 1/300, bei Futtergewächſen vom 1. November ab 
täglich um 1/24. Dieſe Beſtimmung iſt unter die Verſicherungs⸗ 
bedingungen aufgenommen worden im Einverſtändnis mit dem Deut- 
ſchen Landwirtſchaftsrat. 

Zur Feſtſtellung von Schäden an größeren Maſchinen ſind Sach⸗ 
verſtändige heranzuziehen, welche ſelbſt weder Maſchinen herſtellen 
noch verkaufen, noch ihren Verkauf vermitteln, noch an einer Fabrik 
oder Maſchinenhandlung angeſtellt oder ſonſt für ſie tätig ſind. 

Bei mittleren und größeren Warenſchäden iſt dem Beſchädigten 
aufzugeben, ſeine ſämtlichen Geſchäftsbücher, Bilanzen und Belege 
vorzulegen. Sollte er nicht im Beſitz dieſer Unterlagen fein, jo hat 
er mindeſtens Kontoauszüge feiner Lieferanten über den Warenein⸗ 
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kauf in den letzten zwei Jahren zu beſchaffen. Zur Ermittelung des 
Schadens ſind Sachverſtändige heranzuziehen. 

Die genaue, ſtückweiſe zu bewirkende Schadensfeſtſtellung wird 
nicht zu umgehen ſein, wenn offenbar die Verſicherungsſummen und 
die Schadensforderung zu hoch ſind, wenn die perſönlichen Verhält⸗ 
niſſe bedenklich ſind, der Beſchädigte unglaubwürdig erſcheint, oder 
ſobald offenſichtlich die Abſicht einer Bereicherung zutage tritt. 

In dieſem Falle iſt der Beſchädigte aufzufordern, dem Beauf⸗ 
tragten entweder unter Benutzung des beiliegenden Formulars eine 
genaue Aufſtellung der verbrannten, der beſchädigten und geretteten 
Gegenſtände einzureichen. Auf die Folgen wiſſenlich oder grobfahr⸗ 
läſſig falſcher Angaben iſt er aufmerkſam zu machen. Die Aufſtellung 
wäre genau durchzuprüfen und der Beſchödigte erforderlichenfalls über 
Anſchaffungszeit, Anſchaffungswert und Bezugsquelle eingehend zu 
befragen. 

Für Getreide ſind bisher gewiſſe Höchſtpreiſe angenommen, 
ohne Unterſchied an welchem Ort der Schaden eingetreten iſt. Sowohl 
über die Feſtſetzung der Getreidepreiſe wie der Viehpreiſe würde es 
ſich empfehlen, zunächſt die Landwirtſchaftskammer zu hören. 
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Anlage 29. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 2. Februar 1915. 


O. P. 1123 K. 


Anbei überſende ich Abſchrift eines Erlaſſes zur Frage 
der Bezahlung von Schuldverbindlichkeiten, die ſchon vor dem 
Einbruch des Feindes beſtanden. Ein Muſter für die Auffor⸗ 
derung eines Gläubigers an ſeinen Warenſchuldner zur Einrei⸗ 
chung eines Vorentſchädigungsantrages iſt dem Erlaß ange⸗ 
ſchloſſen. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte des Bezirks und die Herren Oberbürger⸗ 
meiſter in Allenſtein, Inſterburg, Königsberg und Tilſit. 
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Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 27. Januar 1915. 


O. P. 844 K. 


Zur Bezahlung von Schuldverbindlichkeiten, die ſchon vor 
dem Einbruch des Feindes bechanden, können den Schuldnern — 
beim Nachweis eines entſprechenden Kri egsſachſchadens 
— Vorentſchädigungen gewährt werden, ſoweit es ſich um 
Schulden handelt für Beſchaffung von Rohſtoffen, Vorräten 
uſw. in kaufmänniſchen und gewerblichen Betrieben, deren rich⸗ 
tige Verwertung durch den Krieg nicht möglich wurde und 
deren Bezahlung ſonſt aus dieſer Verwertung bei normalem 
Geſchäftsbetriebe hätte ſtattfinden müſſen. 

Zur Bezahlung älterer Schulden, bei welchen dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen nicht vorliegen, werden Vorentſchädigungen nicht 
gewährt. 

Die Anträge auf Vorentſchädigung find von den Schuld- 
nern bei dem Landrat des Kreiſes anzubringen, in dem ihre 
geſchädigte Betriebsſtelle ſich befindet, unter ſchätzungsweiſer 
Angabe des durch den feindlichen Einbruch verurſachten Geſamt⸗ 
ſchadens. Der Landrat ſetzt auf Grund des Gutachtens des 
Kriegshilfsausſchuſſes die Vorentſchädigung feſt. 

Sie als Gläubiger ſind zu der Schadensanmel⸗ 
dung und dem Antrag auf Vorentſchädigung nicht befugt. 
Ihnen kann nur anheimgegeben werden, den Schuldner, der 
einen Kriegsſchaden erlitten hat, nach anliegendem Muſter auf⸗ 
zufordern, eine Vorentſchädigung bei dem zuſtändigen Landrat 
— in Stadtkreiſen dem Oberbürgermeiſter — zu beantragen. 

Wegen Ermittelung des Aufenthaltes gebe ich im übrigen 
anheim, ſich an den Herrn Landeshauptmann hier zu wenden. 

Iſt der Aufenthaltsort der Schuldner nicht zu ermitteln, 
ſo bleibt nichts übrig, als die Einziehung der Forderung auf⸗ 
zuſchieben. 
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Eine Abtretung der Anſprüche auf Vorentſchädigung iſt 
unzuläſſig. Die Vorentſchädigung wird, ohne daß dem Geſchä⸗ 
digten ein Rechtsanſpruch auf ſie zuſteht, zu beſtimmten 
Zwecken unter beſtimmten Vorausſetzungen den kriegsgeſchädig⸗ 
ten Einwohnern der Provinz gewährt. 


gez. v. Batocki. 


Muſter. 
Nach Ausweis meiner Bücher ſchulden Sie mir feit dem... 
für gelieferte Waren einen Betrag von Mark. Wie ich er: 


fahren habe, haben Sie infolge des feindlichen Einbruches einen Sach⸗ 
ſchaden erlitten. Nach den mir bekannten Beſtimmungen der Anwei⸗ 
ſung über das Vorentſchädigungsverfahren haben Sie — beim Nach⸗ 
weis eines entſprechend hohen Kriegsſachſchadens — Ausſicht auf 
Vorentſchädigung zur Begleichung von Schulden für Beſchaffung von 
Vorräten, Rohſtoffen uſw., deren richtige Verwertung durch den Krieg 
nicht möglich wurde und deren Bezahlung ſonſt aus dieſer Verwertung 
hätte ſtattfinden müſſen. 

Ich fordere Sie auf, Ihren Antrag auf Vorentſchädigung bei 
dem für Ihre Betriebsſtätte zuſtändigen Landrat zu ſtellen — unter 
Nachweis Ihres Kriegsſchadens — und zu bitten, daß der mir geſchul⸗ 
dete Betrag unmittelbar an mich abgeführt wird. 
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Anlage 30. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 31. Mai 1915. 


O. P. 5937 K. 


Von kaufmänniſcher Seite habe ich folgende beachtens⸗ 
werte Anregung erhalten: 

Die Detailliſten der kleineren und Mittelſtädte ſind im 
Frieden genötigt geweſen, den größten Teil ihres Geſchäftes 
unter weitgehender Kreditgewährung zu betreiben. Ihre Buch⸗ 
forderungen beim feindlichen Einbruch gingen größtenteils er⸗ 
heblich über den Wert des vom Feinde zerſtörten eigenen Waren⸗ 
lagers hinaus. Infolgedeſſen gehen auch ihre Verpflichtungen 
gegenüber den Groſſiſten in der Regel über ihren direkten 
Kriegsſchaden hinaus. Selbſt erhebliche Abſchlagszahlungen 
auf ihren direkten Kriegsſchaden würden nicht ausreichen, um 
den zum Teil ſtark drängenden und mit Klagen vorgehenden 
Groſſiſten genügende Abzahlungen leiſten zu können und da⸗ 
neben noch die nötigen Waren zur Wiederinbetriebſetzung des 
Geſchäftes zu beſchaffen. Deshalb müſſe, wenn die geſchädigten 
Detailgeſchäfte trotz der Zugriffe der Groſſiſten in Gang ge⸗ 
halten werden ſollen, mit der Einziehung ihrer Forderungen 
bei den Eingeſeſſenen Ihres Kreiſes bald vorgegangen werden. 

Verſuche auf dem von den Groſſiſten geübten Wege durch 
Anſchreiben an die Schuldner, dieſe zu Anträgen auf Vorentſchä⸗ 
digung zu veranlaſſen, ſind für die Detailliſten erfolglos. Die 
Schuldner in den Grenzkreiſen reagieren auf ſolche Aufforde⸗ 
rungen faſt niemals. 

Es iſt vorgeſchlagen, zur Hebung dieſes Mißſtandes ein aus 
2 oder 3 Gewerbetreibenden der Kreisſtadt beſtehendes „Eini⸗ 
gungsamt“ einzurichten. Seine Tätigkeit wäre keine amtliche. 
Sie wäre amtlich nur inſofern zu unterſtützen, als der Landrat 
als Vorſitzender des Kriegshilfsausſchuſſes die in Frage kom⸗ 
menden Schuldner zu erſuchen hätte, zur Beſprechung der Rege⸗ 
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lung ſeiner Warenſchulden durch Vorentſchädigung ſich bei dem 
Einigungsamt einzufinden. Dieſes hätte darauf einzuwirken, 
daß die nötigen Anträge auf Vorentſchädigung zur Bezahlung 
der ſeit Anfang 1914 aufgelaufenen Warenſchulden an die ört⸗ 
lichen. Detailliften ſofort von den Schuldnern geſtellt werden. 
Die Weitergabe der Anträge an den Landrat würde durch das 
Einigungsamt in einer Form erfolgen, welche die geſchäftliche 
Behandlung beim Landratsamt möglichſt vereinfacht. 

Es ſei zu erwarten, daß in den meiſten Fällen eine Eini⸗ 
gung erfolge, zumal die ganze Einrichtung koſtenlos arbeiten 
würde. Vor allem müßte durch das Einigungsamt den Schuld⸗ 
nern klar gemacht werden, daß ihre Ausſicht für andere Zwecke 
(Zinszahlungen, Anſchaffung von landwirtſchaftlich nötigen 
Gegenſtänden, Notbauten, Fortführung des Haushaltes, Löhne 
uſw.) Vorentſchädigungen innerhalb des Geſamtſchadens zu 
erhalten, durch weitere Vorentſchädigungsanträge auf Bezah⸗ 
lung von aus dem Jahre 1914 ſtammenden Warenſchulden in 
keiner Weiſe beeinträchtigt wird. 

Der Vorſchlag erſcheint erwägenswert. Er kann auch bei 
richtiger Ausgeſtaltung zu einer Erleichterung des Vorentſchä⸗ 
digungsgeſchäftes führen. Die Aufforderung zum Erſcheinen 
vor dem Einigungsamt durch die Landräte müßte ſo aufgefaßt 
werden, daß ſie nicht als behördliche Anordnung, ſondern als 
Ratſchlag zur Vermeidung geſchäftlicher Nachteile aufzufaſſen 
iſt. Bei zweckmäßiger Faſſung werden verſtändige Schuldner, 
von denen ein Eingehen auf die Vorſchläge überhaupt zu erwar⸗ 
ten iſt, der Aufforderung Folge leiſten. 

Daneben muß, um den Gewerbetreibenden der Grenzkreiſe 
bald und wirkſam aufzuhelfen, von der durch die ſtaatsminiſte⸗ 
riellen Beſtimmungen gegebenen Möglichkeit umfaſſend Ge- 
brauch gemacht werden, bis zu einem erheblichen Teil der Höhe 
ihres eigenen direkten Schadens ihnen die Mittel zur Bezah⸗ 
lung ihrer nach dem 1. Januar 1914 entſtandenen Warenſchul⸗ 
den als Vorentſchädigung zu gewähren. Die Fünftauſend⸗ 
markgrenze hat hierbei keine Bedeutung, da in ſolchen klar⸗ 
liegenden Fällen die Anweiſung auch höherer Beträge durch den 
Regierungspräſidenten ohne weiteres erfolgen kann. 

Bei einem kleinſtädtiſchen Detailliſten würde ſich die Ord- 
nung ſeiner Verhältniſſe beiſpielsweiſe etwa wie folgt geſtalten: 
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Sachverhalt: 


Gebäudeſchäden . 30000 M 
Schäden an Hausrat. 5 000 „ 
Schäden am Warenlager. . 20000 „ 


zuſammen 55 000 M 


Buchforderungen für Lieferungen vor dem 

IE. Nene MODE 5 2 0 & „ „ „ eee T 
Buchforderungen für ee gen nach dem 

i gautar eff 60000 „ 


zuſammen 80 000 M 
Schulden an Groſſiſte n . 70000 M 


Davon für Lieferungen vor dem 1. Januar 
BIE ee. e 3000, 


(Dieſe werden am 31. Juli 1914 bei ordnungsmäßig 
wirtſchaftenden Detailliſten, die faſt immer mit höch⸗ 
ſtens 6 Monaten Ziel regulieren, ſehr gering ſein.) 


Regelung: 
Vorentſchädigung zur vorläufigen Wiederher⸗ 
der Gebäunde . 10000 M 
Vorentſchädigung zur Boclähfigen Beschaffung 
von Hausrat . 2000 , 


Vorentſchädigung zur a 2 8 
den an Groſſiſten und Wiederherrichtung 
Der Waärenilage . 18000 „ 
9 10 1 5 30 000 M 


Zur Wiedereinrichtung des Geſchäftes durch Neuanſchaf⸗ 
fung von Waren werden, wenn eine Vorentſchädigung in aus⸗ 
reichender Höhe zur Abzahlung der alten Schulden geleiſtet 
wird, erhebliche Beträge in der Regel nicht nötig ſein. Bei er⸗ 
heblichen Abzahlungen werden die Groſſiſten Waren auf kurzen 
Kredit geben und von den Käufern wird der Detailliſt in der 
Regel während der Kriegsdauer Barzahlung verlangen, zu der 
dieſe auf Grund ihrer Vorentſchädigung auch faſt immer im⸗ 
ſtande ſein werden. 
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Um den Reſt der alten Schuld an die Groſſiſten tilgen zu 
können, greift dann das eingangs vorgeſchlagene Verfahren 
wegen Einziehung der Warenforderungen des Detailliſten 
Platz. Wird dieſes Verfahren energiſch durchgeführt, ſo kann 
bei einigermaßen gut fundierten Detailgeſchäften die Schuld bei 
den Groſſiſten binnen wenigen Monaten ganz oder doch zum 
größten Teil abgedeckt werden. Im vorliegenden Beiſpiel könn⸗ 
ten z. B. von den 60 000 M nach dem 1. Januar entſtandenen 
Warenforderungen 40000 M durch Vermittelung des Eini⸗ 
gungsamtes eingezogen werden. Die Schulden bei den Groſſi⸗ 
ften werden dann noch 70000 — (18 000 ＋T 40 000) 
= 12 000 & betragen, die allmählich abgedeckt werden könnten. 

Im Intereſſe der Wiedererweckung des Wirtſchaftslebens 
und der Feſtigung des Kredites der oſtpreußiſchen Geſchäftswelt 
iſt auf eine baldige Durchführung der Schuldenabtragung Wert 
zu legen, welche am beſten durch Zuſammenwirken der kaufmän⸗ 
niſchen Organiſationen mit den Behörden möglich iſt. In ein⸗ 
zelnen, ſeit dem Herbſt vom Feinde freien Kreiſen iſt dieſe 
Regelung ſchon im weſentlichen mit beſtem Erfolg durchgefülrt 
worden. Über die Art des Vorgehens muß nach den örtlichen 
Verhältniſſen Beſtimmung getroffen werden. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte der Provinz und die Herren Oberbürger— 
meiſter in Königsberg, Inſterburg, Tilſit und Allenſtein. 


99 


Anlage 31. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußzen. Königsberg, den 25. Februar 1915. 


O. P. 1842 K. 


Unter Aufhebung der Nr. 11 der Zuſatzbeſtimmungen 
vom 7. Februar 1915 — K. 1265 — zur Miniſterialanweiſung 
vom 18. Januar 1915 übertrage ich die Genehmigung zu den 
in Nr. 17 a, b der Miniſterialanweiſung erwähnten Zahlun⸗ 
gen den Herren Regierungspräſidenten mit der Ermächtigung, 
wo es angezeigt erſcheint, bis zu einer zu beſtimmenden Höchſt⸗ 
grenze die Landräte mit der ſelbſtändigen Zahlung zu betrauen. 
Die Landräte ſind entſprechend zu verſtändigen. 


gez. v. Batocki. 


An die drei Herren Regierungspräſidenten. 
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Anlage 32. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 13. April 1915. 


O. P. 3384 K. 


Soweit üblicherweiſe die Abrechnung wegen der Zinſen 
aus beſtehendem Perſonalkredit in laufender Rechnung nur 
einmal jährlich zu geſchehen pflegt oder ſonſt aus den Umſtän⸗ 
den zu entnehmen iſt, daß das Rückſtändigwerden an Perſonal⸗ 
kreditzinſen ſchon vor Kriegsausbruch nicht auf einen damals 
ſchon beſtehenden Vermögensverfall des Schuldners zurückzu⸗ 
führen iſt, erteile ich hiermit gemäß Nr. 17, 5, 6 der Anweiſung 
vom 18. Januar 1915 die Genehmigung zur Zinſenzahlung aus 
Mitteln der Vorentſchädigung. Dieſe Genehmigung beſchränkt 
ſich auf die vom 1. Januar 1914 ab laufenden Zinſen, jedoch 
unabhängig von dem Zeitpunkte ihrer Fälligkeit. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Gumbinnen. 


Abſchrift zur Kenntnis. 
gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten hier und in Allenſtein, 


die Herren Landräte und die Herren Oberbürgermeiſter 
der Provinz. 


101 


Anlage 83. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 24. Februar 1915. 


O. P. 1972 K. 


Auf die Eingabe vom 21. d. M. 


Anliegend überreiche ich Ihnen meinen als unbeſtellbar 
zurückgekommenen Beſcheid vom 20. Juni d. J. Ich kann daher 
nur anheimſtellen, ſich an die zuſtändigen Landräte zu wenden. 
Kapitalzahlungen aus der Vorentſchädigung finden nicht ſtatt, 
Zinszahlungen von Hypotheken, die innerhalb drei Viertel des 
Verkehrswerts liegen, auf Antrag des Schuldners. Wenn dieſer 
auch mit Hilfe des Landrats nicht zu beſchaffen iſt, würde nichts 
übrig bleiben, als beim zuſtändigen Amtsgericht die Einſetzung 
eines Pflegers zu beantragen, der für den abweſenden Schuldner 
den Antrag auf Zinszahlung zu ſtellen hätte. 


J. V.: gez. Graf v. Lambsdorff. 


An den Major und Kommandeur des 2. Landſturm⸗Infanterie⸗Erſatz⸗ 
Bataillons Gotha, Herrn Boehnke, Truppenübungsplatz 
Ohrdruf bei Gotha. 
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Anlage 34. 
Abidrift. 
Der Oberpräfident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 12. März 1915. 


O. P. 2628 K. 


Sofern die ſonſtigen Vorausſetzungen gegeben ſind, können 
auch die nach dem 31. März 1915 fälligen Zinſen und Abgaben 
bis auf weiteres aus Vorentſchädigungsmitteln gezahlt werden. 


J. V.: gez. Graf v. Lambsdorff. 


An die Herren Landräte der Provinz und die Herren Oberbürger⸗ 
meiſter in Königsberg, Inſterburg, Tilſit, Allenſtein. 


Abſchrift überſende ich zur Kenntnis. 


An die Herren Regierungspräſidenten hier, Gumbinnen 
und Allenſtein. 


103 
Anlage 35. 


Der Oberpräfident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 27. Januar 1915. 


O. P. 744 K. 


Die für das zweite Halbjahr 1914 zu zahlenden Feuer⸗ 
ſozietätsbeiträge ſind in vielen Kreiſen unbeglichen geblieben. 
Ich genehmige ihre Zahlung aus Vorentſchädigungsmitteln, 
ausnahmsweiſe auch ohne Antrag des Schuldners, wenn dieſer 
Antrag zurzeit nicht beſchafft werden kann und anzunehmen iſt, 
daß ein entſprechender Kriegsſchaden beſteht. Auch wo dieſe 
Vorausſetzung nicht mit voller Sicherheit feſtzuſtellen iſt, kann 
dennoch gezahlt werden, da die Sozietät ſich zur Rückzahlung 
bereit erklärt hat, falls nachträglich ſich das Fehlen eines ent⸗ 
ſprechenden Kriegsſchadens wider Erwarten ergeben ſollte. 

Die im Dezember und Januar fälligen Zinſen der Land⸗ 
ſchaft und öffentlichen Sparkaſſen können leinſchließlich etwat- 
ger Verzugszinſen) in der gleichen Weiſe gezahlt werden. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte der Provinz und die Herren Oberbürger⸗ 
meiſter in Königsberg, Tilſit, Inſterburg, Allenſtein. 
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Anlage 36. 


Abſchrift. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 27. März 1915. 


O. P. 2922 K. 


Für Pachtzahlungen aus Vorentſchädigungsmitteln über⸗ 
trage ich das Genehmigungsrecht für alle fiskaliſchen Grundſtücke 
ohne Rückſicht auf die Pachthöhe an den Herrn Regierungs⸗ 
präſidenten, für alle ſonſtigen Pachtungen an die Herren Qand- 
räte und Oberbürgermeiſter, ſoweit die Jahrespacht nicht mehr 
als 3000 % beträgt. Bei Jahrespachten von mehr als 3000 M 
bleibt meine Entſcheidung einzuholen. 

Auch in Zukunft dürfen Pachtzahlungen nur dann aus 
Vorentſchädigungsmitteln gezahlt werden, wenn dem Pächter 
aus der Nichtzahlung der Pacht erhebliche wirtſchaftliche 
Schwierigkeiten erwachſen würden. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte und die Herren Oberbürgermeiſter 


der Provinz. 
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Anlage 37. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 5. November 1914. 


O. P. 884 K. 


Anbei überſende ich etliche von der Direktion der hieſigen 
Feuerſozietät angefertigte Zuſammenſtellungen durchſchnittlicher 
Wertſummen des häuslichen Mobilars von Inſtleuten und 
kleinen Beſitzern. Die Aufſtellungen werden den Kriegshilfs⸗ 
ausſchüſſen einen Anhalt bieten können bei den Schadenser⸗ 
mittelungen, da durch ſie in den Fällen, in denen eine Erſatz⸗ 
pflicht der Feuerſozietät nicht vorliegt, die Schätzung der Brand⸗ 
und Trümmerſchäden an beweglichen Sachen erfolgt. (II 3 b 
der Grundſätze der Kriegshilfskommiſſion.) 

Der Vordruck auf der erſten Seite iſt zu beachten. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte der Provinz und Oberbürgermeiſter 
in Königsberg, Tilſit, Allenſtein, Inſterburg. 


106 


Zuſammenſtellung 


durchſchnittlicher Wertſummen des häuslichen Mobiliars von Inſt⸗ 
leuten, Arbeitern, Kätnern und kleinen Beſitzern aus den Kreiſen 
Angerburg, Inſterburg, Lyck und Ortelsburg. 


Der Zuſammenſtellung liegen die zum Zwecke der Verſicherung 
angefertigten Wertberechnungen des häuslichen Mobiliars von je 10 
Inſtleuten bzw. Arbeitern und Kätnern bzw. kleinen Beſitzern der 
genannten Kreiſe zugrunde. Die Wertſummen der Haushaltungs⸗ 
Einrichtungen ſchwanken bei Inſtleuten und Arbeitern zwiſchen rund 
900 und 2700 A und ergeben Durchſchnittsbeträge von rund 1400 
bis 1800 M. Im allgemeinen ift die Höhe des Wertes wohl abhängig 
von dem Maße der Wirtſchaftlichkeit der fraglichen Perſonen ſowie der 
Anzahl und dem Alter der Familienmitglieder. 

Für Schadensfeſtſtellungen haben die umſtehenden Aufſtellungen 
nur einen bedingten Wert, weil die Verhältniſſe verſchiedenartig ſind. 
Es wird ſich oft nicht umgehen laſſen, den Wert der Haushaltungen im 
einzelnen Falle unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe ſowie der Zahl und des Alters der Familienangehörigen min⸗ 
deſtens ſummariſch ermitteln zu laſſen. Als Norm kann aber gelten, 
daß der Wert der Nr. 2 — Kleidung, Wäſche, Betten und Stoffe zu 
dieſen Sachen — bei kleinen Haushaltungen 60 bis 75 % des Wertes 
des geſamten Mobiliars und etwa das Zwei- und Dreifache des Wertes 
der Nr. 1 — Möbel, Haus- und Küchengeräte, Näh- und ſonſtige 
Haushaltungsmaſchinen, Spiegel, Stand- und Wanduhren, Reiſeuten⸗ 
ſilien, Schirme, Stöcke — beträgt. Dieſes Verhältnis ändert ſich er⸗ 
fahrungsgemäß mit der zunehmenden Größe der Haushaltungen und 
der Wohlhabenheit des Familienvorſtandes. 

Zu dem Wert des Hausmobiliars tritt dann gewöhnlich noch der 
Wert für eine Kuh, für Schweine und Geflügel hinzu. 
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Häusliches Mobiliar. 


1. | Möbel, Haus⸗ und Küchengeräte, Näh⸗ und ſonſtige Haushaltungs⸗ 
maſchinen, Spiegel, Stand⸗ und Wanduhren, Reiſeutenſilien, 
Schirme, Stöcke. 

2. ][ Kleidung, Wäſche, Betten und Stoffe zu dieſen Sachen. 

3 Vorhänge, Teppiche, Decken, Gobelins, Stickereien. 

4. | Glasſachen, Porzellan, Steingut, Beleuchtungsgegenſtände aller Art. 

5. ] Gemälde, Bilder, Skulpturen. 

6 Kunſtgewerbliche Gegenſtände, Galanterie⸗, Leder⸗ und Nippesſachen. 

7 Gold⸗ und Silberſachen, Schmuckſachen, Taſchenuhren. 

8. | Gedruckte Bücher und Noten, Albums, Karten. 

9. ][Muſikinſtrumente, Spielwerke und Sprechmaſchinen mit Zubehör. 

10. | Photographiſche, phyſikaliſche und optiſche Apparate mit Zubehör. 

11. | Waffen, Jagdgeräte und Sportſachen. 

12. | Vorräte für den Haushalt einſchließlich Wein, Spirituoſen, Zigarren. 


Laufende Nummer der obenſtehenden Mobiliar⸗Spezifikation 


ene fie 


a) Inſtleute und Arbeiter. 
AA |A| , , , M] , , , , AI A 


Kreis Angerburg| 295,2 | 1117,4 42,7 21, 23,6 0,2 35,1 13,00 6,0 — — [145,5 1700, 1 
„ Inſterburgſ 333,0 | 855,8 37,1 26,2 13,1 — 26,7] 9,3] 9,0 — 2,0 140,8 | 1453,0 
„ he 311,4] 893,9 31,7 24,9 20,5 — 38,0] 9,4] — |—| 5,0 96,0 1430, 


„ Ortelsburg 373,2 | 1111,4 | 48,0 35,9 19,5 2,9 | 19,8 | 16,6 | 12,2 | — | 15,0 130,8 f 1785,3 


b) Heine Beſitzer und Kätner. 

Kreis Angerburg] 398,6 |1216,6 76,5 45,7 | 13,2 | 1,1 [33,8 | 10,4 167,5 — | 11,4 | 128,0 J 1997,8 
„ Inſterburg 266,9] 880,0 [49,1 43,4 41 — [21/86] 80] — |—| 1.5 92811367, 
eie 369,7 1089,67, 29,1] 96 — [281 |125| —— 2,0 133,7 |1786, 
„ Ortelsburg 414,2 |1253,8 | 70,9 49,7 24,2 0,5 39, | 14,5 | 2,3 — 3,8120, | 1994,1 
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Anlage 38. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 5. März 1915. 


O. P. 2388 K. 


Zur Eingabe vom 25. Februar 1915. 


Eine Auszahlung der von der Oſtpreußiſchen Feuerſozietät 
geſchätzten Brandſchadenſumme von 9632 M aus Vorentſchädi⸗ 
gungsmitteln in bar in einem Betrage zwecks Baues eines 
Vierfamilienhauſes nebſt Stallung iſt nach den beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen nicht angängig. 

Barmittel können — nach ordnungsmäßiger Feſtſetzung 
der Vorentſchädigung gemäß Ziffer 8 der Anweiſung vom 18. 
Januar — dem Geſchädigten nur bis zum Geſamtbetrage von 
1000 AH zur Bezahlung von Rechnungen überwieſen werden. 
Zahlungen für fortlaufende Bedürfniſſe — wie für Lebens⸗ 
mittel und Löhne — wozu auch die Löhne der Bauarbeiter bei 
Bauten in eigener Regie gehören, find in Monats- oder Viertel- 
jahresbeträgen, dem nachzuweiſenden alsbaldigen Bedarf ent⸗ 
ſprechend, an den Geſchädigten zu leiſten. (Ziffer 10 und 11 
der Anweiſung.) 

Ausnahmen von dieſen, vom Staatsminiſterium feſtge⸗ 
ſetzten Beſtimmungen bin ich nicht in der Lage zuzulaſſen, weder, 
wie es beantragt wird, allgemeine, noch in dieſem einen Fall, 
um Berufungen zu vermeiden. 

Die Auffaſſung, die Bauangelegenheit erleide bei dem 
vorgeſchriebenen Verfahren Verzögerungen, vermag ich nicht zu 
teilen. Die Genehmigung zur Beſchaffung von Bauholz aus 
Vorentſchädigungsmitteln über den Betrag von 1000 M hinaus 
für den geplanten Bau erteile ich hiermit; die ſofortige Feſt⸗ 
ſetzung der Vorentſchädigung gemäß 7, 8 der Anweiſung durch 
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den Regierungspräſidenten ergibt ebenfalls bei der Höhe des 
Geſamtkriegsſchadens keine Schwierigkeiten. Nach Feſtſetzung 
der Vorentſchädigung und Prüfung der vorzulegenden Rechnun⸗ 
gen werden die notwendigen Anſchaffungen bis zur Höhe des zu 
gewährenden Betrages ſogleich aus der Staatskaſſe bezahlt. 
Es kann alſo von Beginn des Baues an mit dem Bereitſtehen 
der fraglichen Summe von 9632 M gerechnet werden. 


gez. v. Batocki. 


An den Herrn von Hippel auf Kuglack. Herrn Landrat in Wehlau. 
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Anlage 39. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 29. März 1915. 


O. P. 3235 K. 


Auf vielfache Vorſtellungen hin, daß der von der Pro- 
vinzial⸗Feuerſozietät ermittelte Wert zerſtörter Gebäude, der 
der vom Kriegshilfsausſchuß feſtgeſetzten Vorentſchädigung zu⸗ 
grunde zu legen iſt, nicht ausreicht, um die Neubaukoſten zu 
decken, bemerke ich folgendes: 

Die Zahlung von Vorentſchädigung hat ſich auf alle Fälle 
nach der Anweiſung des Staatsminiſteriums vom 18. Januar 
1915 und meinen Zuſatzbeſtimmungen vom 6. Februar 1915 
zu richten. Darüber, wie die Spannung zwiſchen den Neubau⸗ 
koſten und dem feſtgeſtellten Wert des alten zerſtörten Gebäudes 
auszugleichen iſt, um dem leiſtungsſchwachen Geſchädigten den 
völligen Aufbau zu erömglichen, ſchweben Verhandlungen, 
welche noch längere Zeit dauern. Bis dieſe zum Abſchluß gebracht 
ſind, darf aus Vorentſchädigungsmitteln in keinem Falle mehr 
als ein Bruchteil des von der Feuerſozietät feſtgeſetzten Schadens 
erftattet werden. Darüber hinausgehende Forderungen können 
einſtweilen, auch wenn damit erhebliche Härten verbunden ſind, 
nicht erfüllt werden. Es iſt da, wo die Mittel nicht zur völligen 
Wiederherſtellung aller Gebäude ausreichen, zunächſt nur ein 
Teil der Gebäude wieder aufzubauen, während mit der Errich⸗ 
tung der weniger dringenden Bauten gewartet werden muß, bis 
über die Gewährung von Mitteln hierfür entſchieden iſt. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Abidhrift. Anlage 39a. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 12. April 1915. 


O. P. 4020 K. 


In Beſtätigung des Ferngeſpräches genehmige ich, daß 
in dringlichen Fällen Vorentſchädigungen zur Errichtung von 
Wohnhäuſern mit kleinem Stall für Beſitzer und von Arbeiter- 
häuſern für Güter in Barackenform bewilligt werden. In⸗ 
wieweit ein dringliches Bedürfnis vorliegt, überlaſſe ich Ihrer 
Verantwortung. Die Konſtruktion iſt nach Möglichkeit ſo zu 
wählen, daß bei geringen Anſprüchen an Wärme die Wohnung 
auch für den nächſten Winter benutzbar iſt. Sobald ſich der 
Umfang des Bedürfniſſes ungefähr abſehen läßt, iſt mir zu 
berichten. Zeichnungen über die gewählten Ausführungs⸗ 
arten unter Angabe der vereinbarten Koſten ſind mir ſchleu⸗ 
nigſt einzureichen. Der Beſchluß kann vor Eingang meiner 
Genehmigung erfolgen. Vorentſchädigungen für Scheunen⸗ 
bauten können nach wie vor nur mit meiner Genehmigung 
gegeben werden, welche nötigenfalls in einem alle bisher 
erörterten Fälle umfaſſenden kurzen Sammelbericht möglichſt 
mit Angabe der gewählten Konſtruktion und der Koſten je 
Kubikmeter umbauten Raum einzuholen iſt. 


An den Herrn Landrat in Darkehmen. 


Vorſtehende Abſchrift zur Kenntnis. Ich bitte, auch in 
anderen Kreiſen, wo ein dringendes Bedürfnis für Baracken⸗ 
bauten in Frage kommt, entſprechende Anordnungen zu 
treffen. Einerſeits muß, wo wirklich ein in anderer Weiſe 
nicht zu befriedigendes Wohnbedürfnis beſteht, für ſchleunige 
Errichtung der Baracken Sorge getragen werden, ohne daß 
durch beſondere Genehmigungsanträge Zeit verſäumt wird; 
andererſeits muß die Zahl der errichteten Baracken nach wie 
vor auf das unbedingt notwendige Maß beſchränkt bleiben, 
ſchon im Intereſſe der Beſitzer, deren Geſamtentſchädigung 
durch den Barackenbau beeinträchtigt wird. 

gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Anlage 39b. 
A bſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 22. April 1915. 
O. P. 4275 K. 


Um in den Orten, in welchen die Gebäude faſt ſämtlich 
zerſtört ſind, ſchleunigſt Unterkunftsräume durch Aufſtellen 
von Baracken oder Herrichten anderer Notbauten für die 
Menſchen zu ſchaffen, welche zur Frühjahrsbeſtellung und den 
erſten Vorarbeiten zum Wiederaufbau in dieſe Ortſchaften 
zurückkehren müſſen, denen aber die Koſten für dieſe Not⸗ 
bauten auf ihre Vorentſchädigung nicht voll angerechnet werden 
können, da weniger Leiſtungsfähigen ſonſt ein zu geringer 
Betrag für den endgültigen Aufbau ihres Beſitzes verbleiben 
würde, überweiſe ich den Betrag von .... M. Die Koſten 
der Barackenbauten können zunächſt der Eilbedürftigkeit halber 
auf Vorentſchädigungsmittel, welche dem einzelnen kriegs⸗ 
geſchädigten Benutzer zuerkannt ſind, verrechnet werden. Über 
die endgültige Verrechnung ſehe ich Ihren Vorſchlägen entgegen. 
Ich bemerke indes, daß dem jeweiligen Benutzer im allge⸗ 
meinen ein Fünftel des Herſtellungswertes der Baracke oder 
des von ihm bewohnten Teils als Benutzungsgebührmiete wird 
auferlegt werden müſſen. Im Einzelfall kann ausnahms⸗ 
weiſe bis auf ein Zwanzigſtel dieſes Wertes heruntergegangen 
werden, wobei auf die Dauer der Benutzung billige Rückſicht 
zu nehmen ſein wird. Es iſt beabſichtigt, die Baracken nach 
Ablauf der Benutzung auf den Staat zwecks weiterer Ver⸗ 
wendung zu übernehmen. In der geſchilderten Weiſe iſt nur 
dort vorzugehen, wo ſich andere Möglichkeiten, eine Unterkunft 
für die jetzt unbedingt erforderlichen Arbeitskräfte zu ſchaffen, 
nicht bieten. Im einzelnen wird die Durchführung dieſer 
ſtaatlichen Hilfsmaßnahmen im Rahmen der zur Verfügung 
geſtellten Mittel dortigem Ermeſſen überlaſſen. Über das 
Veranlaßte ſehe ich einem Bericht binnen vier Wochen entgegen. 

gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Gumbinnen 


und Allenſtein. 
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Anlage 39e. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 9. Juni 1915. 


O. P. 6098 K. 


In Nr. 13 der Zuſatzbeſtimmungen vom 6. Februar 1915 
zum Staatsminiſterialerlaß vom 18. Januar 1915 iſt die Ge⸗ 
währung von Vorentſchädigungen ohne meine beſondere Ge- 
nehmigung für Baumaterialien geregelt. 

Durch Erlaß vom 22. April 1915 (K. 4272) waren für 
die Kreiſe des Regierungsbezirks Königsberg, in denen Be- 
zirksarchitekten angeſtellt find, weitergehende Ausnahme— 
beſtimmungen getroffen. 

Unter Aufhebung des Erlaſſes vom 22. April 1915 
ordne ich für den Umfang der ganzen Provinz an, daß für alle 
zur Fortführung der Wirtſchaft erheblichen landwirtſchaftlichen 
Bauten (Ställe, Scheunen, Schuppen) ſowie für Baracken und 
Notbauten in Stadt und Land, ſoweit die Baukoſten des 
einzelnen Gebäudes 3000 M nicht überſteigen, durch die Herren 
Landräte (Oberbürgermeiſter) ohne meine Zuſtimmung Vor⸗ 
entſchädigungen gegeben werden können, ſofern dieſe ſich im 
Rahmen der allgemeinen Beſtimmungen halten und der Bezirks⸗ 
architekt keine Einwendungen macht. Erhebt der Bezirks⸗ 
architekt keine Einwendungen, ſo iſt meine Entſcheidung, in 
beſonders eiligen Fällen drahtlich einzuholen. 

Ferner hebe ich meinen Erlaß vom 13. April 1915 
(T. 434) auf. Von jetzt ab ſind daher innerhalb des Wirkungs⸗ 
kreiſes der Bezirksarchitekten ausnahmslos alle Baugeſuche vor 
Erteilung der Baugenehmigung zur Begutachtung den Bezirks⸗ 
architekten vorzulegen. Dieſen ift die größtmöglichſte Ye- 
ſchleunigung ihrer Prüfung zur Pflicht gemacht. 


Abſchrift mit dem Erſuchen, alle Baugenehmigungs⸗ 
anträge mit der größten Beſchleunigung zu bearbeiten und 
tunlichſt am Tage des Eingangs zu erledigen. Sie wollen 
eine Liſte der begutachteten Anträge nach nachſtehendem Muſter 
führen und mir am Monatsſchluß abſchriftlich einreichen. 


Uns Kurzer In⸗ 


= 8 A 8 

& J Antragſteller [Art der 5 > gefähre halt etwaiger. 8 8 
A a Ta 5 aus ean⸗ 1 
Name Wohnort Gebäude 11015 er foften | ftandungen | R-S 
1: 2. 3. 4. 5. 6. Ta 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte der Provinz und die Herren Oberbürger⸗ 
meiſter hier, Inſterburg, Tilſit und Allenſtein. 
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Anlage 40. 
A bſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 19. Februar 1915. 


O, P. 1801 K. 


Mit Genehmigung des Oberbefehlshabers Oſt plant die 
hieſige Landwirtſchaftskammer, aus Rußland eingeführte 
Pferde, Vieh, Geſchirre, Wagen, Geräte und Futter an die 
Landräte der vom Feinde beſetzt geweſenen Teile der Provinz 
zu verkaufen. Die Stellen des Verkaufs werden bekannt 
gemacht werden. 

Der Kauf wird gegen Bezahlung aus eigenen Mitteln 
oder ſo abgeſchloſſen werden, daß Käufer der Verkäuferin eine 
landrätliche Beſcheinigung übergibt, wonach für ſie bis zu einer 
beſtimmten Höchſtſumme Zahlungen zur Beſchaffung von 
Pferden uſw. zur Inbetriebſetzung der eigenen Wirtſchaft auf 
Vorentſchädigung geleiſtet werden können. 

Ich erſuche, den dortigen Kreiseingeſeſſenen auf Antrag 
derartige Beſcheinigungen, ſoweit es auf der allgemeinen Be⸗ 
ſtimmung zuläſſig iſt, auszuſtellen. Die Zahlung ſelbſt würde 
demnächſt für Rechnung des Käufers an die Kammer erfolgen. 


1. An den Herrn Landrat in Tilſit. 


2. Wie zu 1 an die Herren Landräte in Ragnit, Pillkallen, Niede⸗ 
rung, Stallupönen, Gumbinnen, Darkehmen, Goldap, Anger⸗ 
burg, Oletzko, Lyck, Sensburg, Johannisburg, Neidenburg, 
Oberbürgermeiſter Tilſit. 


3. An die Regierungspräſidenten zu Allenſtein, Gumbinnen, die 
Landwirtſchaftskammer. 
Vorweg Abſchrift zu 1. 
Abſchrift zur gefälligen Kenntnis. 


gez. v. Batocki. 
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Anlage 41. 


Abidrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 21. April 1915. 
O. P. 4303 K. 


1. An Herrn Gutsbeſitzer Gottſchalk-Sauerwalde. 


Auf die mündliche Anfrage, betreffend Kriegsſchaden 
durch Bergung von Vieh, erwidere ich folgendes: 

Soweit die Bergung von Vieh durch Übergabe an die 
Landwirtſchaftskammer auf Grund Anerkenntniſſes durch die 
Kriegslage gerechtfertigt war, was für den größten Teil des 
Kreiſes Ragnit zutrifft, ſind die durch die Bergung entſtan⸗ 
denen Nachteile als Kriegsſchaden zu betrachten. Es ift angu- 
nehmen, daß die Landwirtſchaftskammer weniger als die Hälfte 
des Wertes als Bergungserlös nach Abſchluß der Rechnungen 
wird verteilen können. Die Hälfte des Wertes kann alſo un⸗ 
bedenklich als Kriegsſchaden behandelt und darauf, den alge- 
meinen Beſtimmungen entſprechend, bei Bedarf Vorentſchädi⸗ 
gung gewährt werden. 


2. Abſchrift von Nr. 1 dem Herrn Landrat in Ragnit zur Kenntnis. 


3. Abſchrift von Nr. 1 den Herren Regierungspräſidenten der Pro⸗ 
vinz zur Kenntnis. 
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A bſchrift. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 28. April 1915. 


O. P. 4706 K. 


Anläßlich eines Sonderfalles teile ich mit, daß die bei 
der Räumung der Grenzkreiſe im vorigen Herbſt der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer gegen Anerkenntnis abgelieferten Pferde und 
Rinder aus dem von der Landwirtſchaftskammer vereinnahm⸗ 
ten Erlöſe in keinem Falle mit mehr als der Hälfte des 
Handelswertes werden bezahlt werden können. Die andere 
Hälfte dieſes Wertes kann alſo unbedenklich ſchon jetzt als 
Kriegsſchaden behandelt und als Unterlage für Vorentſchädi⸗ 
gungen betrachtet werden. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Landräte der Provinz. 
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Anlage 43. 
A bſchrift. 
Der Oberpräfident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 25. April 1915. 


O. P. 4207 K. 


Nach Ziffer 23 der ſtaatsminiſteriellen Anweiſung vom 
15. Januar d. J. bedürfen Vorentſchädigungen zur Anſchaffung 
von Rindvieh, ſoweit fie n i ch t durch Vermittelung der Landwirt- 
ſchaftskammer erfolgen ſoll, meiner Genehmigung. Ich erteile 
dieſe Genehmigung bis auf weiteres hiermit allgemein, 
ſoweit es ſich nicht um Neubeſchaffung ganzer Herden oder 
größerer Mengen Weidevieh handelt, ſondern einer mäßigen 
Zahl von Milchkühen für den eigenen Milchbedarf oder um 
einige jüngere Kälber zur Aufzucht. Die Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes hat unmittelbar an den Verkäufer zu geſchehen. 

Die Genehmigung der Verwendung von Mitteln der 
Vorentſchädigung zum Ankaufe größerer Beſtände Vieh behalte 
ich mir im einzelnen Falle vor. 


An die Herren Landräte der Provinz. 
Abſchrift zur Kenntnis. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
gez. v. Batocki. 
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Anlage 44. 
Abpfidrift. 
Der Oberpräſident . 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 3. Mai 1915. 


O. P. 4804 K. 


Ich habe an die Landräte in Memel, Tilſit, Ragnit, Pill⸗ 
kallen, Stallupönen, Gumbinnen, Darkehmen, Goldap, Anger⸗ 
burg und Marggrabowa folgende Drahtung gerichtet: 

„Vorentſchädigungen zur Beſchaffung aus Rußland 
eingeführter Pferde, Rinder und Schafe auch zur Weideaus⸗ 
nutzung, können bis auf weiteres ohne meine Genehmigung 
bewilligt werden. Durch Anſchaffung darf Geſamtbeſatz vor 
dem Kriege nirgends überſchritten werden. Nötige Geldmit⸗ 
tel ſind rechtzeitig bereitzuhalten.“ 

Der Zweck iſt, den Landwirten der Grenzkreiſe zu ermöglichen, 
wenn, wie zu erwarten, aus dem neuerdings eroberten Gebiet 
nördlich der Memel trotz des beſtehenden militäriſchen Verbots, 
durch den Handel größere Mengen von Pferden und Vieh zu 
billigen Preiſen herausgeſchafft werden, daraus ihre Beſtände 
aufzufüllen und wirtſchaftlich vorwärts zu kommen. Die Maß⸗ 
regel iſt deswegen auf die im Winter in Feindesland geweſenen 
Kreiſe beſchränkt, welche zu dem Gebiet nördlich der Memel in 
erreichbarer Nähe liegen. Das Verbot, zum Ankauf andern als 
aus Rußland eingeführten Viehs zur Beſetzung der Weiden 
größere Vorentſchädigungen ohne meine Genehmigung zu geben, 
bleibt beſtehen. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Königsberg und Gumbinnen. 
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Anlage 45. 


Abſchrift. 


Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 14. Mai 1915. 


O. P. 5261 K. 


Ein Beſitzer größerer, nördlich des Memelſtromes gelege⸗ 
ner Wieſenflächen hat mir die Abſicht mitgeteilt, 1000 Stück 
Rindvieh zur Ausnutzung der Wieſen aus dem Weſten zu be⸗ 
ſchaffen und angefragt, ob er im Fall des Verluſtes dieſes Viehs 
durch einen feindlichen Einbruch Ausſicht auf Schadenserſatz 
haben würde. Ich habe ihm erwidert, daß, ſoweit es ſich nicht 
um direkt über die ruſſiſche Grenze eingeführtes Vieh handelt, 
die Heranſchaffung von Weidevieh in das Gebiet nördlich der 
Memel trotz der zurzeit günſtigen Kriegslage als eine Maßregel 
zu betrachten iſt, deren Gefahr der Unternehmer ſelbſt zu tragen 
hat, und daß ich Zuſagen wegen Erſatz im Falle des Verluſtes 
für ſolche Fälle nicht machen kann. Wenn dort ähnliche Abſichten 
bekannt werden, erſuche ich, den Beteiligten von dieſer Entſchei⸗ 
dung Kenntnis zu geben. Staatsmittel dürfen für dieſen Zweck, 
auch wenn es ſich um von der Landwirtſchaftskammer bezogenes 
Vieh handelt, nicht gegeben werden. Auf geringere, zur Milch⸗ 
verſorgung der Bevölkerung und als Zugvieh beſchaffte Vieh⸗ 
mengen und auf kleinere Kälber findet dieſe Beſchränkung keine 
Anwendung. 


An die Herren Landräte in Memel, Heydekrug, Tilſit, Ragnit und 


Heinrichswalde. 


Abſchrift von Nr. 1 dem Herrn Regierungspräfidenten in Gumbinnen 


zur Kenntnis ſenden. 
gez. v. Batocki. 
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Anlage 46. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 22. Mai 1915. 


O. P. 5538 K. 


In letzter Zeit gehen zahlreiche Anträge wegen Bewilli⸗ 
gung großer Vorentſchädigungsmittel zur Beſchaffung von 
Weidevieh ein. So begreiflich vom wirtſchaftlichen Standpunkt 
der Wunſch der geſchädigten Landwirte iſt, ihre Weidegärten in 
der im Frieden üblichen Weiſe voll auszunutzen, ſo muß bei Er⸗ 
füllung der Wünſche doch Vorſicht walten. Daß Vorentſchädi⸗ 
gungen zur Bezahlung aus Rußland über die Grenze gebrachten 
Viehs ohne Einſchränkung gegeben werden können, um den 
Grenzbezirken den Vorteil des Erwerbes ſolchen Viehs zugäng⸗ 
lich zu machen, habe ich bereits verfügt. Bezüglich des aus dem 
Inlande anzuſchaffenden Weideviehs muß der Grad der militä⸗ 
riſchen Sicherheit berückſichtigt werden. Für das Gebiet weſtlich 
der ungefähren Linie Ruß, Tilſit, Winterſtellung öſtlich Gum⸗ 
binnen, Darkehmen, Angerburg, Lötzen, Ortelsburg, Gilgenburg 
kann die Genehmigung in ſolcher Höhe erfolgen, wie das zur 
normalen Ausnutzung der Weideflächen nötig iſt. In den vor 
dieſer Linie liegenden Grenzbezirken kann nicht ſo weit gegangen 
werden. Hier muß im allgemeinen an dem Grundſatz feſtgehal⸗ 
ten werden, daß Vorentſchädigungsmittel nur zur Anſchaffung 
der als Zugvieh und zur Milchernährung der Bevölkerung er⸗ 
forderlichen Rinder, von kleineren Kälbern in einer dem witt- 
ſchaftlichen Umfange entſprechenden mäßigen Menge und von 
aus Rußland eingeführtem Vieh beſchränkt werden muß. Aus⸗ 
nahmen werden wegen der unvermeidlichen Berufungen im all⸗ 
gemeinen von mir nicht zugelaſſen werden können. Den von 
der Einſchränkung betroffenen Landwirten muß die Ausnutzung 
der nicht abgeweideten Weideflächen durch Mähen und Heuberei⸗ 
tung, ſo wenig günſtig dieſe Maßnahme wirtſchaftlich iſt, über⸗ 
laſſen bleiben. Die Ausſicht auf günſtige Verwertung des Heus 
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im nächſten Wirtſchaftsjahr bietet einen gewiſſen Erſatz für die 
entgangene Ausſicht auf Gewinn am Weidevieh. Im übrigen 
werde ich ſpäter verſuchen, eine Erſtattung der durch dieſe Ein⸗ 
ſchränkung entſtandenen Verluſte als indirekten Kriegsſchaden 
zu erreichen, ohne daß hierüber zur Zeit beſtimmte Zuſicherun⸗ 
gen gemacht werden können. 

Innerhalb der angegebenen Richtlinien bitte ich von jetzt 
ab über die Gewährung von Vorentſchädigungen zur Beſchaffung 
von Vieh, gleichviel ob dieſe durch Vermittlung der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer erfolgt oder nicht, ſelbſtändig zu befinden. 

Soweit bekannt wird, daß Beſitzer aus eigenen Mitteln 
innerhalb der bezeichneten Grenzbezirke Vieh in größerem Um⸗ 
fange auf die Weide nehmen wollen, ſind dieſe darauf hinzuwei⸗ 
ſen, daß ſie im Falle der Beſchädigung des Viehs durch einen er⸗ 
neuten feindlichen Einbruch auf Erſatz für dieſes Vieh nicht mit 
Sicherheit rechnen können. Allgemeine Bekanntmachungen in 
dieſer Richtung ſind zu unterlaſſen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 


Abſchrift zur Kenntnis. 
gez. v. Batocki. 


An die Landwirtſchaftskammer hier. 
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lage 47, 
Der Oberpräfident Anlage 


der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 14. Juni 1915. 


O. P. 5933 K. 


Zum Schreiben vom 3. Juni d. Js. 
K. XV. 1878/15. 

Um den miniſteriellen Vorſchriften über die Verrechnung 
und Erſtattung der der Landwirtſchaftskammer durch Erlaß vom 
22. Mai 1915 I. A. I. a. 5626 gewährten Vorſchüſſe zu ent⸗ 
ſprechen erſuche ich, folgendes Verfahren einzuſchlagen: 

1. Die Landwirtſchaftskammer verkauft und übergibt die 
Gegenſtände nur gegen eine Beſcheinigung gemäß § 9 Abſ. 3 
letzter Satz der Anweiſung vom 18. Januar 1915. 

2. Demnächſt füllt ſie den anliegenden Vordruck auf Seite 
3 und 1 mit voller Namensunterſchrift an den bezeichneten 
Stellen aus, füllt den Vordruck auf Seite 4 mit Ausnahme der 
* bezeichneten Stellen aus und überſendet den Vordruck an den 
Landrat (Oberbürgermeiſter). 

3. Dieſer vollzieht die Anweiſung (Seite 4) mit Adreſſe, 
Datum und Unterſchrift und verfügt auf Seite 2 den Abgang. 
Er trennt Seite 3, 4 ab und überſendet dieſe der Kaſſe. 

4. Hiermit iſt das Verfahren abgeſchloſſen, da die Beſchei⸗ 
nigung der Verwendung (Seite 3) in den Händen der Kaſſe 
bleibt. 

5. Ich bitte, die Vordrucke dort herſtellen zu laſſen. 

6. Soweit beſtimmungswidrig Barzahlungen an die Land⸗ 
wirtſchaftskammer ſtattgefunden haben, erſuche ich, die Beträge 
der Regierungshauptkaſſe hierſelbſt, die von mir mit Anweiſung 
verſehen iſt, ſogleich wieder zuführen zu laſſen. In dieſer 
Beziehung kann von den Landräten eine Verwendungsbeſcheini⸗ 
gung nicht erteilt werden. 

7. Was die Beſchaffung des Saatgutes betrifft, ſo ſind 
der Landwirtſchaftskammer weder für die Verausgabung der 
hierfür darlehnsweiſe gegebenen 6 500 000 M noch für den Nach⸗ 
weis der Verwendung Beſchränkungen auferlegt wie für die zur 
Anſchaffung von Pferden, Ochſen, Geſchirren und Pflügen. Es 
bedarf deshalb inſoweit nicht des Verfahrens, wie es zu 1 bis 5 
vorgeſchrieben iſt. 
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8. Die Erſtattung der der Landwirtſchaftskammer früher, 
durch Miniſterialerlaß vom 11. März 1915 I. A. I. a. 2223, 
M. f. L. und 27. April 1915 L A. I. a. 4740 M. f. L. über⸗ 
wieſenen Vorſchüſſe bleibt der Landwirtſchaftskammer über⸗ 
laſſen. Sie hat, ſoweit es noch nicht geſchehen iſt, alsbald zu 
erfolgen. 

Einer Außerung hierüber ſehe ich bis Ende Juni ent- 
gegen. 

An die Landwirtſchaftskammer hier. 


Abſchrift zur Kenntnis. Der hieſigen Landwirtſchafts⸗ 
kammer iſt durch Erlaß des Herrn Miniſters für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten vom 22. Mai 1915 zur 

1. nachträglichen Deckung bereits vollzogener 
Ankäufe von Pferden und n 1 406 000 M 
von Geſchirren 1 0983 000 „ 
binnen 2 499 000 M 

ferner: zum weiteren Ankaufe von Pferden 

Aid Zugochſen 459000 

zuſammen 6 999 000 M 
überwieſen. 

Dieſe Gegenſtände ſollen der Landwirtſchaftskammer ab⸗ 
gekauft werden. Käufer ſollen nur Perſonen ſein, die berechtigt 
ſind zum Empfang von Vorentſchädigungen. Eine bare Bezah⸗ 
lung des Kaufpreiſes ſoll nach miniſterieller Beſtimmung durch 
die Käufer nicht geſchehen, ſondern die bei den Vorentſchädi⸗ 
gungsmitteln in Ausgabe geſtellten Summen ſollen gleichzeitig 
dazu verwendet werden, die der Landwirtſchaftskammer über⸗ 
wieſenen Vorſchüſſe auf die genannten Beträge zu decken. 

Durch das vorgeſchriebene Verfahren zu 1 bis 5 erwächſt 
Ihnen keine weſentliche Mehrarbeit, nur der Vordruck iſt auf 
Seite 4 an den bezeichneten Stellen zu ergänzen. 

Die Anordnungen zu 6 bis 8 haben für Sie keine unmit⸗ 
telbare Bedeutung, werden jedoch bekannt gemacht, um einen 
Überblick über das geſamet Verfahren zu geben. 

In Vertretung: Graf Lambsdorff. 
An die Herren Landräte der Provinz und die Herren Oberbürger⸗ 
meiſter hier, Inſterburg, Tilſit, Allenſtein. 


Landwirtſchaftskammer Koni dern den W 
für die Proving Oftpreußen. 
— Abſchrift — 
von Seite 3. 


. er terre 


Es wird hiermit befcheinigt, daß der (Die) 


ol ee e . ĩͤ 
C M 
SEE P 
Geenien ne Ta 7 
SOE aaa a 7 

Zufammen für ..... M 


aus den der Landwirtſchaftskammer gemäß dem Miniſterial⸗ 
erlaſſe vom 22. Mai 1915 I. A. I. a. 5626 M. f. L. 8 
überwieſenen Mitteln gekauft hat. 


(Name.) 


Landwirtſchaftskammer eee eea 
für die Provinz Oſtpreußen. 


Vorſtehende Abſchrift überſenden wir mit dem Erſuchen, 
die Anrechnung des Betrages auf den uns von der Regierungs⸗ 
hauptkaſſe in Königsberg gewährten Vorſchuß zu veranlaſſen. 


Der Entwurf einer Kaſſenanweiſung iſt beigefügt. 


(Seite 4.) 
(Zu vollziehen.) 


An 


den Herrn Landrat 
Oberbürgermeiſter 


in 


M eee. 


(Ganz von der Landwirtſchaftskammer auszufüllen.) 
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Der Landing. „den 
Oberbürgermeiſter. 


1. Kaſſenanweiſung vollziehen und abſenden. 


2. Nachricht an 


Antragſteller, 


Landwirtſchaftskammer. 


3. Zu den Akten. 


Landwirtſchaftskammer Königsberg den 
für die Provinz Oſtpreußen. 
Es wird hiermit beſcheinigt, daß der (die · ) 
All ee ae se A AE o o 
Pferde aa 78 M 
Ode >...” es ee 5 
Genrer ee S > 
Purge :: 8 A 
gufammen Tür un sr. M 
aus den der Landwirtſchaftskammer gemäß dem Miniſterial⸗ 


erlaſſe vom 22. Mai 1915 I. A. I. a. 5626 M. f. L. % 


überwieſenen Mitteln gekauft hat. 
(Zu vollziehen.) 


(Ganz von der Landwirtſchaftskammer auszufüllen.) 


Der Landrat. E EE , Den A ee è 
Oberbürgermeiſter. 
* 
i T—J— 8 
jjö;: , pff ĩ - 
iſt eine Vorentſchädigung bewilligt zur Beſchaffung von 
Pferden in Höhe von M 
Scen im Bine on - 
Geſchirren in Höhe von 1 
Pflügen in Höhe von m 
Allanımenm u. ae M 


Dieſe Gegenstände ſollen von der Landwirtſchaftskammer 
aus den ihr durch Miniſterialerlaß vom 22. Mai 1915 I. A. I. a. 


(5577 K) 


5626 M. f. L. 567 überwieſenen und durch die Regierungs⸗ 
hauptkaſſe in Königsberg gezahlten Mitteln gekauft werden. 

Nach vorſeitiger Erklärung der Landwirtſchaftskammer 
hat der Kauf ſtattgefunden. Der Kaufpreis beträgt: 

se M, 

a, Mark 

Ich weiſe die T Kaffe an, dieſen Betrag bei den Vor⸗ 
entſchädigungsmitteln zu verausgaben und gleichzeitig zum 
Zwecke der Erſtattung der der Landwirtſchaftskammer von der 
Regierungshauptkaſſe Königsberg gezahlten Vorſchüſſe einſt⸗ 
weilen bei den Aſſervaten unter dem Abſchnitte „Erſtattung 
der Landwirtſchaftskammer zum Ankauf von Vieh uſw. ge⸗ 
zahlten Vorſchüſſe“ zu vereinnahmen und den bei dieſem Mb- 
ſchnitte aufgekommenen Geſamtbetrag bei der monatlichen 


Abrechnung an die Regierungshauptkaſſe inn 
abzuführen. . 
(Name.) 
An 
% Kreis⸗ , 
die Zoll Kaſſe 
in 


eee 


Bemerkung: Die mit * bezeichneten Stellen find von dem Landrat (Oberbürger⸗ 
meiſter) auszufüllen, alles übrige von der Landwirtſchaftskammer. 
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Anlage 48. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 6. April 1915. 


O. P. 3303 K. 


Zum Schreiben vom 24. v. Mts. 
— J. ⸗Nr. 492 M. — 


Wie inzwiſchen allgemein von mir angeordnet iſt, müſſen 
die Rückſichten der Volksernährung bei Fragen der diesjährigen 
Frühjahrsbeſtellung allen andern Rückſichten vorgehen. Wenn 
die Frühjahrsbeſtellung durch Beſchaffung eines Motorpfluges 
weſentlich gefördert wird, muß dieſe Beſchaffung aus Vorent⸗ 
ſchädigungsmitteln bei Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen 
genehmigt werden, auch wenn privatwirtſchaftlich eine Rentabi⸗ 
lität ſich nicht ergibt. Ob der Pflug ſpäter mit Verluſt weiter 
verkauft wird, wenn er auf die Dauer für das Gut nicht ren⸗ 
tabel iſt, kann der Zukunft überlaſſen bleiben. Es iſt alſo zu 
prüfen, welche Fläche mit dem Motorpflug beſtellt werden kann, 
wobei ſelbſt eine mangelhafte Beſtellung dem Unbeſtelltbleiben 
vorzuziehen iſt. Iſt dieſe Fläche einigermaßen beträchtlich, ſo iſt 
die Vorentſchädigung zur Beſchaffung des Pfluges zu bewilligen. 
Daß die Beackerung von 800 Morgen mit einigen beſchafften 
Pferden und Ackergeräten möglich wäre, iſt nicht anzunehmen. 
Dieſe Anſchaffungen müſſen, um die Beſtellung des ſteinigen, 
für Motorpflugarbeiten völlig ungeeigneten Ackerteiles zu er⸗ 
möglichen, neben dem Motorpfluge durch Vorentſchädigung un⸗ 
terſtützt werden. Soweit die Herübernahme von Vieh und 
Schweinen zur Ausnutzung der Weiden wirtſchaftlich gerechtfer- 
tigt iſt, iſt ſie zu genehmigen und nach Herüberſchaffung der 
Tiere iſt der Wert, die Erfüllung der allgemeinen Bedingungen 
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vorausgeſetzt, als Vorentſchädigung zu bewilligen. Auch hierbei 


tritt den Intereſſen der Volksernährung gegenüber die Gefahr 
des Verluſtes bei einem neuen feindlichen Einbruch zurück. 


An den Herrn Landrat in Angerburg. 


Umſtehend Abſchrift eines in einem Sonderfall an den 
Landrat in Angerburg erlaſſenen Beſcheides zur Kenntnis. 


gez. v. Batocki. 


An die drei Herren Regierungspräſidenten. 
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Anlage 49. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 8. Juni 1915, 


O. P. 5991 K. 


Über die Gewährung von Vorentſchädigung zum Wieder⸗ 
aufbau von Ziegeleien, Schneide- und Mahlmühlen in den 
Grenzbezirken iſt von Fall zu Fall zu entſcheiden. Dabei iſt von 
dem Grundſatz auszugehen, daß der vollſtändige Aufbau 
von Ziegeleien und Schneidemühlen jetzt nur vorzunehmen iſt, 
wenn, was nur ſelten der Fall ſein wird, unter Berückſichtigung 
der ſchwierigen Beſchaffung von Arbeitern, Maſchinen, Kohlen 
uſw. die Inbetriebſetzung noch in dieſem Jahre mit Sicherheit 
zu erwarten iſt. Andernfalls muß mit der Entſcheidung zu⸗ 
nächſt bis zum Herbſt gewartet werden. Zu Vorarbeiten zum 
Wiederaufbau (Aufräumungsarbeiten uſw.) können die erfor⸗ 
derlichen Koſten jedoch ſchon jetzt bewilligt werden. 

Der vollſtändige Aufbau der zerſtörten Mahlmühlen iſt, 
ſoweit größere Summen hierzu erforderlich ſind, nur dort ſtatt⸗ 
haft, wo der ſofortige Aufbau für die Mehlverſorgung des Ab⸗ 
ſatzgebietes der Mühle nötig iſt. Bei kleineren Summen ſteht 
einer Bewilligung von Vorentſchädigung nichts im Wege. Der 
Antrag des Rittergutsbeſitzers Kroll iſt bisher hier nicht ein⸗ 
gegangen, ſo daß über ihn nicht entſchieden werden konnte. 


An den Herrn Landrat in Goldap. 


Abſchrift mit dem Erſuchen, vorkommendenfalls obige 
Grundſätze zu beachten und die beteiligten Landräte entſprechend 
anzuweiſen. 

gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Anlage 50, 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 11. Januar 1915. 
O. P. 288 K. 
Der Miniſter des Innern. Berlin, den 7. Januar 1915. 
Nr 22 


Nach Vereinbarung mit den beteiligten Reſſorts wird be⸗ 
abſichtigt, die Schiffseigner für den ihnen durch die militäriſcher⸗ 
ſeits angeordnete Ausweiſung ihrer Schiffe aus den Waſſer⸗ 
ſtraßen zwiſchen der Weichſel und Oder und durch ihre vorläu⸗ 
fige Unterbringung im Danziger Hafen pp. entgangenen Ar⸗ 
beitsverdienſt zu entſchädigen. Die Entſchädigungen ſollen bei 
dem Erlaſſe des im 8 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 
13. Juni 1873 vorgeſehenen Spezialgeſetze berückſichtigt werden. 
Die Abſchätzung dieſer Schäden wird durch die nach dem Kriegs⸗ 
leiſtungsgeſetz gebildeten Kommiſſionen zu erfolgen haben. 

Die durch die Hinſchaffung der Schiffe nach dem Bu- 
fluchtsort und durch die etwa erforderliche Bewachung herren⸗ 
loſer Kähne entſtandenen und noch entſtehenden Koſten fallen 
unter 8 3 Ziffer 6 des Kriegsleiſtungsgeſetzes und find gemäß 
§ 20 Abſatz 1 des Geſetzes und Ziffer 11 Nr. 1 der Ausfüh⸗ 
rungsverordnung vom 1. April 1876 bei der zuſtändigen ſtell⸗ 
vertretenden Korpsintendantur anzufordern. 

Befinden ſich die Schiffer und Schifferfamilien in einer 
hilfsbedürftigen Lage, ſo können ihnen ſeitens der Regierungs⸗ 
präſidenten aus der Staatskaſſe Vorſchüſſe auf die ſpäter durch 
das Reich zu gewährenden Entſchädigungen für entgangenen 
Arbeitsverdienſt bewilligt werden. 

Euere Exzellenz erſuche ich ergebenſt, den Regierungs⸗ 
präſidenten in Marienwerder gefälligſt hiernach zu verſtändigen. 
Der dortige Regierungspräſident hat bereits von hier aus Mn- 
weiſung erhalten. 
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Drei Eingaben von Schiffern werden nebſt dem entſtan⸗ 
denen Schriftwechſel zur entſprechenden weiteren Veranlaſſung 
beigefügt. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Danzig. 


Abſchrift erhalten Euere Exzellenz zur gefälligen Kennt⸗ 
nisnahme und entſprechenden Verſtändigung der unterſtellten 
Regierungspräſidenten. 

Eine Eingabe des Fiſchers Knöpke in Königsberg wird 
zur weiteren Veranlaſſung beigefügt. 

Im Auftrage: 
gez. v. Jarotzky. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg i. Pr. 


Abſchrift erfolgt zur weiteren Veranlaſſung. Zuſatz für 
Königsberg: Die Eingabe des Schiffers Knöpke iſt beigefügt. 


gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Anlage 51. 


er: 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 21. Februar 1915 
O. P. 1812 K. 
Der Miniſter des Innern. Berlin, den 17. Februar 1915. 
V. 1974. 


Auf den Bericht vom 15. Januar d. Is. 
Nr. 385 K. 


Dem Antrage, den Erlaß vom 7. Januar d. 38. — V. 
5722 — betreffend die Entſchädigung der aus den Waſſerſtraßen 
zwiſchen der Weichſel und Oder ausgewieſenen inländiſchen 
Schiffer, auf diejenigen inländiſchen Schiffer und Schifferfami⸗ 
lien auszudehnen, die in Rußland ihres Eigentums beraubt und 
infolgedeſſen vorübergehend erwerbslos geworden find, kann 
nicht entſprochen werden. 

Der Grund für die fragliche Regelung lag ausſchließlich 
darin, daß es ſich um Anordnungen der eigenen Mi⸗ 
litärbehörde handelte. Dieſer Grund entfällt aber bei fol- 
chen Schiffseignern, deren Schiffe im feindlichen Auslande be- 
ſchlagnahmt worden ſind. Solchen Eigentümern könnte wohl 
ſpäter durch das gemäß § 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes zu er- 
laſſende Reichsgeſetz ein Erſatz für den erlittenen Sach ſchaden 
gewährt werden; ob aber dabei auch ein Schaden aus entgan⸗ 
genem Arbeitsverdienſt als mittelbarer Sachſchaden in 
Betracht kommen wird, ſteht dahin, und auch wenn das Reich 
dies grundſätzlich bejahen wollte, ſo liegt doch für Preußen keine 
Veranlaſſung vor, auf dem Sachſchadengebiet außerhalb des 
Rahmens des Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. September 1914 
mit Vorſchüſſen einzutreten. 

Bei einer Gewährung des Antrages würden unabſehbare 
Berufungen eintreten, da die Fälle der Beſchädigungen inlän⸗ 
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diſchen Guts im feindlichen Auslande nicht ſelten find. Für die 
betroffenen Schiffseigner iſt daher nur dieſelbe Fürſorge mög⸗ 


lich, wie ſie anderen aus dem feindlichen Ausland in ihre Heimat 
geflüchteten Staatsangehörigen zuteil geworden iſt. 


J. V.: gez. Drews. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg i. Pr. 
Abſchrift im Anſchluß an den Erlaß vom 11. Januar 
( 9, ee IR 
gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 
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Anlage 52. 
Abſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 18. Februar 1915. 


O. P. 1281 K. 


Zum Bericht vom 4. d. Mts. 
I. E. III. 478. 


1. Hauseigentümer, deren Grundſtück nachweislich ge- 
legentlich des Ruſſeneinfalls von einem Brand- oder Trümmer- 
ſchaden betroffen und dadurch unbrauchbar geworden iſt, können 
neben dem Sach ſchaden bei der vorläufigen Schadensermitte⸗ 
lung Nutzungen, die infolge des Krieges beſchränkt oder auf⸗ 
gehoben ſind, in Anſatz bringen, jedoch nicht höher als in Höhe 
der landesüblichen Verzinſung von 4 Prozent (vergl. Nr. 7 
meiner Zuſatzbeſtimmungen vom 6. 2. 15 und die Vordrucke 
A und B). Wenn das Hausgrundſtück in einer vom Feind be⸗ 
ſetzten oder auf militäriſche Anordnung geräumten Ortſchaft 
liegt, ſo iſt eine Aufhebung der Nutzung in obigem Sinne eben⸗ 
falls als vorliegend zu erachten. 

Die Grundſätze über Gewährung einer Vorentſchädi⸗ 
gung darf ich als bekannt vorausſetzen (vergl. Anweiſung 
vom 18. 1. und Zuſatzbeſtimmungen vom 6. 2.). 

2. Pächter oder Mieter ſind bei Kriegsſchäden, die den 
vertragsmäßigen Gebrauch der überlaſſenen Sache ganz oder 
teilweiſe behindern, von der Verpflichtung zur Zahlung des 
Padt- oder Mietzinſes für die Dauer der Behinderung ganz 
oder teilweiſe befreit. (88 323, 537, 581 BGB.) (Anmerkung 11 
Vordruck A.) 

Für den Vermieter gilt wegen des Ausfalls an Pacht oder 
Miete die Beſtimmung unter 1. Hat der Mieter infolge des 
Krieges einen Sachſchaden erlitten und beſteht der Mietvertrag 
fort, ſo kann, wie zutreffend ausgeführt iſt, bei Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit des Geſchädigten die Miete aus der Vorentſchädigung 
gezahlt werden. (Anweiſung vom 18. 1. Ziffer 16.) 
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3. Kann die Miete lediglich aus wirtſchaftlichen Gründen 
nicht gezahlt werden (liegt alſo weder ein Sachſchaden des 
Grundeigentümers, noch eine Beſchränkung der Aufhebung der 
Nutzung des Grundſtücks infolge kriegeriſcher Ereigniſſe noch ein 
Sachſchaden und Leiſtungsfähigkeit des Mieters — bei Fort⸗ 
dauer des Mietsvertrages — vor) ſo kommt die Gewährung von 
Vorentſchädigungsmitteln nicht in Betracht. 

Ob bei der endgültigen Regelung der Entſchädigungsfrage 
durch das in Ausſicht ſtehende Reichsgeſetz ein den Vermietern 
von Wohnungen entſtandener Mietsausfall in den vom Krieg 
berührten Landesteilen — wenigſtens teilweiſe — auch dann 
vergütet wird, wenn weder Sachſchaden noch Aufhebung oder 
Beſchränkung der Nutzung infolge unmittelbarer Kriegs— 
einwirkung vorliegt, bleibt abzuwarten. 

Die Berichtsanlagen ſind angeſchloſſen. 


gez. v. Batocki. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Allenſtein. 


Abſchrift zur gefälligen Kenntnis. 
gez. v. Batocki. 


An die Herren Regierungspräſidenten zu Inſterburg und hier. 
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Anlage 53. 
Ab ſchrift. 
Der Oberpräſident 
der Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 20. März 1915. 
O. P. 8014 K. 
Der Finanzminiſter. Berlin, den 10. März 1915. 


J.⸗Nr. I. 1093. II. 
III. 2467. 


Auf den Bericht vom 14. Jauuar d. Js. 
— B. S. 21. — 


Die Verpflichtungen des Staates zur Zahlung des Miet⸗ 
preiſes für ſtaatlich angemietete Wohnungen wird mit dem Tage 
der Zerſtörung oder Beſchädigung der Wohnung, durch die ihre 
weitere Benutzung unmöglich gemacht wird, als erloſchen anzu⸗ 
ſehen ſein. Das gleiche gilt, wenn die weitere Benutzung durch 
eine Anordnung militäriſcher Behörden unmöglich gemacht wird. 
In anderen Fällen iſt der Mietpreis zu zahlen. 

Ich erſuche, dem Herrn Oberpräfidenten von dieſen Grund⸗ 
ſätzen Kenntnis zu geben, damit ſie bei der vorläufigen Ermitt⸗ 
lung des Kriegsſchadens der Hauseigentümer beachtet werden. 


J. A.: gez. Köhler. 


An den Herrn Präſidenten der Königlichen Oberzolldirektion 
in Königsberg i. Pr. 


Abſchrift im Anſchluß an meinen Erlaß vom 18. Februar. 
— O. P. 1281 K. — 


J. V.: gez. Dr. Graf v. Lambsdorff. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinz. 


Anhang. 
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1. 


Mitglieder der Kriegshilfskommiſſion für Oſtpreußen. 


L 


d. 9 


= Namen | Stand 


Se 


11 von Batocki, Vorſitzender Oberpräſident 


2 Dr. Gramſch Regierungspräſident, 
Wirklicher Geheimer 
Oberregierungsrat 
3 von Hellmann Regierungspräſident 


40 Dr. Graf von Lambsdorff | Negierungspräfident 
5 Fürſt zu Dohna⸗Schlobitten Vorſitzender des Pro⸗ 


Durchlaucht vinziallandtages 
6 | Jungſchulz von Röbern Vorſitzender des Proz 
vinzialausſchuſſes, 
Rittergutsbeſitzer 
7 von Berg Landeshauptmann, 
Königl. Kammerherr 
8 Dr. Kapp Generallandſchafts⸗ 


direktor, Wirklicher 
Geheimer Ober⸗ 


regierungsrat 
9 Dr. Körte Oberbürgermeiſter 
10 Winckler Vorſitzender des mittel⸗ 


deutſchen Feuerſozie⸗ 
tätsverbandes, Land⸗ 
rat a. D. 
11|Sdidert Generaldirektor der 
Feuerſozietät für die 
Provinz Oſtpreußen, 
Oberregierungsrat 
a. D. 


Wohnort 


Königsberg 
Königsberg 


Allenſtein 
Gumbinnen 
Schlobitten 


Laggarben 
bei Bahnhof 
Skandau 
Königsberg 


Königsberg 


Königsberg 
Merſeburg 


Königsberg 


141 


Namen 


fd. Nr. 


| Stand 


12 | Gramberg 


Generaldirektor der 
Oſtpreußiſchen Land⸗ 
geſellſchaft, 
Regierungsrat a. D. 


13 Freiherr von Tettau⸗Tolks Majoratsbeſitzer, 


14 Prill 


15 Meyer, Otto 


16 Korn, A. 


17 Karſchuck 


Die Stelle des Vertreters 


Schloßhauptmann, 
ſtellvertretender Vor⸗ 
ſitzender der Land⸗ 
wirtſchaftskammer 
Beſitzer und Amts⸗ 
vorſteher 
Obervorſteher der Kauf⸗ 
mannſchaft, General⸗ 
konſul a. D., Mit⸗ 
glied des Herren⸗ 
hauſes 
Hofbäckermeiſter, Stadt⸗ 
rat, Vorſitzender der 
Handwerkskammer 
Vorſitzender der Hand⸗ 
werkskammer 


Wohnort 


Königsberg 


Kraphauſen 


Damerau 
bei Bartenſtein 


Königsberg 


Königsberg 


Gumbinnen 


der Handelskammer Tilſit iſt zurzeit unbeſetzt. 
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2, 


Das Hauptbauberatungsamt Königsberg und die Bau⸗ 
beratungsämter. 


Bekanntmachung. 


Um den Wiederaufbau der zerſtörten Ortſchaften der Provinz 
Oſtpreußen einheitlich zu überwachen, werden Bauberatungsämter ein⸗ 
gerichtet, die von mir durch das dem Oberpräſidium angegliederte 
Hauptbauberatungsamt geleitet werden. Die Vorſteher der Baubera⸗ 
tungsämter haben die Amtsbezeichnung „Bezirksarchitekt“ und ihren 
Wohnſitz innerhalb des ihnen zugeteilten Zerſtörungsgebietes, das ſich 
in den meiſten Fällen mit den Kreisgrenzen deckt. 

Damit die Bezirksarchitekten ihre Aufgabe erfüllen können, in 
Stadt und Land die Anwendung einer ſchlichten, geſunden und ge⸗ 
ſchmackvollen Bauweiſe, welche dem Orts- und Straßenbilde fih an- 
paßt, durchzuſetzen, bedürfen ſie der Unterſtützung aller ſtaatlichen und 
kommunalen Behörden. Dieſe muß darin zum Ausdruck kommen, daß 
über alle öffentlichen baulichen Maßnahmen innerhalb eines Baubera⸗ 
tungsbezirkes nach Möglichkeit eine Verſtändigung zwiſchen der bauen⸗ 
den Behörde und den Bezirksarchitekten im Sinne einer architektoniſch 
einheitlichen Geſtaltung des Straßen- und Landſchaftsbildes und der 
Verhütung der Verunſtaltung von Stadt und Land ſtattfindet. Des⸗ 
halb iſt es erwünſcht, daß alle Behörden, die in den Zerſtörungsgebieten 
Neubauten auszuführen haben, vor der endgültigen Feſtſetzung des 
Bauentwurfs dieſen dem zuſtändigen Bezirksarchitekten oder in geeig⸗ 
neten Fällen dem Hauptbauberatungsamt in Königsberg, Krugſtr. 1a, 
zur Außerung darüber einſchicken, ob mit Rückſicht auf die künftige 
architektoniſche Geſtaltung des betreffenden Straßen- und Landſchafts⸗ 
bildes eine Anderung des Bauplanes erwünſcht erſcheint. 


Königsberg, den 25. April 1915. 


Der Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen. 
v. Batocki. 
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Verzeichnis 
der als Leiter der Bauberatungsämter beſtellten Bezirksarchitekten. 


Name des 


8 
5 Bezirks⸗ Amtsſitz Umfang des Dienſtbezirks 
& architekten 


1 Hoffmann Domnau Kreiſe Friedland und Pr.⸗Eylau. 


2] Engler Gerdauen Kreiſe Gerdauen und Raſtenburg. 

3f Rother Tapiau Kreis Labiau und ein Teil des 
Kreiſes Wehlau, 

4 Locke Allenburg der übrige Teil des Kreiſes Wehlau. 

5 Roßwog Ortelsburg [Kreis Ortelsburg. 

6] Rahm Soldau Kreis Neidenburg. 

7] Kräutle Hohenſtein Kreis Oſterode. 

8| Wolf Sensburg b Sensburg, Röſſel und Heils⸗ 
erg. 

9] Brurein Lyck Kreis Lyck. 

10| Wagner Johannisburgſ Kreis Johannisburg. 

111 Werz Lötzen Kreis Lötzen. 

12| Maul Darkehmen Kreiſe Darkehmen, Angerburg und 
Inſterburg. 

13 Frick Stallupönen [Kreiſe Stallupönen, Gumbinnen, 
Stadt Schirwindt, Gemeinde 
Eydtkuhnen und ein Teil des 
Kreiſes Pillkallen, 

14| Lotz Pillkallen der übrige Teil des Kreiſes Pill⸗ 
kallen. 

15 Keller Goldap Kreis Goldap. 


16| Radtke Marggrabowaſ Kreis Marggrabowa. 
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Bauſtoff⸗Geſellſchaft für Oſtpreußen (G. m. b. H.) in Königsberg, 
Krugſtraße. 


Geſchäftsführung: 


Geheimer Baurat Fiſcher, Liſztſtraße Nr. 4 in Königsberg, 

Bankdirektor Kauffmann, Kneiphöfiſche Langgaſſe 11/12 in 
Königsberg, 

Kaufmann Wegener, Theaterplatz 7/8 in Königsberg. 


Aufſichtsrat: 


Vorſitzende: 


Oberpräſidenl v. Batocki⸗Königsberg, 
Landeshauptmann v. Berg⸗Königsberg. 


Stellvertreter: 


Regierungsaſſeſſor Dr. Penner⸗Königsberg, 
Geheimer Regierungsrat Triebel- Königsberg. 


Generalkonſul a. D. Meyer⸗Königsberg, 

Wirklicher Geheimer Oberregierungsrat Dr. Kapp- Königsberg. 
Präſident Dr. Brandes⸗-⸗Althof⸗Inſterburg, 

Generaldirektor Gramberg-Königsberg, 

Fabrikbeſitzer Roenſch-Allenſtein. 

Kommerzienrat Teppich⸗ Königsberg, 

Dr. jur. Leweck⸗ Königsberg, 

Freiherr v. Tettau⸗Tolks, 

Direktor Werbfe- Königsberg, 

Stadtrat Lion-Allenſtein. 


Auszug aus dem Geſellſchaftsvertrag. 
Geſellſchaftsvertrag: 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 
8 1. 
Unter der Firma: 
„Bauſtoffgeſellſchaft für Oſtpreußen Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung“ 
wird auf Grund des gegenwärtigen Geſellſchaftsvertrages eine Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung errichtet, welche ihren Sitz in Königs⸗ 
berg i. Pr. hat. 
Gegenſtand des Unternehmens iſt der An- und Verkauf und die 
Vermittelung von Bauſtoffen in Oſtpreußen. 


II. Stammkapital, Geſchäftsanteile und 
Geſellſchafter. 


8 5. 
Das Stammkapital beträgt. . 1600 000 M 
Eine Million ſechshunderttauſend Mark. 
Es übernehmen auf dieſes Stammkapital fol⸗ 
gende in bar zu leiſtende Stammeinlagen: 


1. der Preußiſche Staat ee . 1000000 MÆ 
2. der Provinzialverband reiten „„ „„ RR 
3. die Korporation der Königsberger Kaufmann⸗ 
N berg e e h a e a a 100000 , 
4. die Oſtpreußiſche Landihaft . . : 100000 „ 
5. die Landwirtſchaftskammer für die Proving 
Oſtſtreußen ; 100000 „ 
6. die Oſtpreußiſche Landge feld af eo „ 
7. die Handelskammer zu Allenſtein .. 100 000 „ 


zuſammen 1 600 000 M 


Eine Übertragung ganzer Geſchäftsanteile und Teile derſelben 
ift nur mit Genehmigung der Geſellſchaft zuläſſig. 
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8 6. 

Auf jede Stammeinlage iſt der vierte Teil des Nennwertes ſo⸗ 
fort einzuzahlen. 

Weitere Einzahlungen kann die Geſchäftsführung nur auf Grund 
eines Beſchluſſes des Aufſichtsrats einfordern. 


III. Verwaltung. 


Sir 
Die Organe der Geſellſchaft find: 
a) die Geſchäftsführung 
b) der Aufſichtsrat 
c) der Staatsbevollmächtigte 
d) die Verſammlung der Geſellſchafter. 


9 8. 
a) Die Geſchäftsführung. 


Die Geſchäftsführung befteht nach Beſtimmung des Aufſichtsrats 
aus einem oder mehreren Geſchäftsführern. 

Die Beſtellung und ihr Widerruf liegen dem Auffichtsrat ob. 

Die erſte Geſchäftsführung beſtellt dieſe begründende Geſell⸗ 
ſchaftsverſammlung. 

Zu Geſchäftsführenden werden hierdurch beſtellt: 

Herr Geheimrat Baurat Paul Fiſcher hier 

Herr Direktor der Oſtbank für Handel und Gewerbe Ludwig 

Kaufmann hier 
Herr Kaufmann Alfred Wegener hier. 


89. 

Die Geſchäftsführenden find verpflichtet den Anordnungen des 
Aufſichtsrats hinsichtlich der geſamten Geſchäftsführung nachzukommen. 

Den Geſchäftsführern wird eine ſchriftliche Geſchäftsanweiſung 
vom Auffſichtsrat erteilt. 

8 10. 

Alle die Geſellſchaft verpflichteten Erklärungen müſſen, wenn die 
Geſchäftsführung aus einer Perſon beſteht, entweder von dieſer allein 
oder von zwei Prokuriſten, wenn aber die Geſchäftsführung aus meh⸗ 
reren Perſonen beſteht, entweder von zwei Geſchäftsführern, oder von 
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einem Geſchäftsführer und einem Prokuriſten oder von zwei Proku⸗ 
riſten abgegeben werden. 


IV. Bilanz und Gewinnverteilung. 
8 19. 
Das Geſchäftsjahr läuft vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
jedes Jahres. 
Das erſte Geſchäftsjahr beginnt mit der Eintragung der Ge⸗ 
ſellſchaft in das Handelsregiſter und endet mit dem 31. Dezember 1915. 


§ 20. 

Von dem Reingewinn, der ſich nach Feſtſtellung der Bilanz er⸗ 
gibt, dürfen höchſtens 4% — vier vom Hundert — auf das von den 
Geſellſchaftern eingezahlte Kapital ausgezahlt werden. Der Reſt iſt 
in einen Reſervefonds zu legen. 


V. Auflöſung der Geſellſchaft. 

Im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft iſt der der Teil der 
Liquidationsmaſſe, welcher nach Rückzahlung der auf die Anteile ge⸗ 
leiſteten Einzahlungen und Auszahlung von 4 % Zinſen fürs Jahr 
ſeit Beginn der Geſellſchaft verbleibt, zur Unterſtützung der Hinter⸗ 
bliebenen der im Kriege durch den Feind getöteten oder in Gefangen⸗ 
ſchaft verſtorbenen Zivilperſonen aus Oſtpreußen nach näherer Be⸗ 
ſtimmung der Geſellſchaftspverſammlung zu verwenden. 


4. 
Kriegskreditbank für Oſtpreußen, Königsberg i. Pr., Börſe. 


Unter der Firma Kriegskreditbank in Oſtpreußen iſt in Königs⸗ 
berg eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung errichtet. Gegenſtand 
des Unternehmens iſt die Linderung der durch den gegenwärtigen 
Krieg herbeigeführten Kreditſchwierigkeiten, vornehmlich in den Han⸗ 
dels⸗ und Gewerbekreiſen der Provinz, durch Beſchaffung von Wechſel⸗ 
kredit unter Beobachtung der Grundſätze eines vorſichtigen Kauf⸗ 
manns. Das Stammkapital beträgt zehneinhalb Millionen Mark. 

Wer die Gewährung eines Kredites wünſcht, hat dies unter Dar⸗ 
legung ſeiner Verhältniſſe bei dem Vorſtand zu beantragen. Der 
Vorſtand beſteht aus den Herren Bankdirektoren Kaufmann, Perlies 
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und Stadtrat Braun. Der Sitz der Geſchäftsführung befindet ſich im 
Börſengebäude. Neben dem Vorſtand iſt ein Aufſichtsrat be⸗ 
ſtellt (Vorſitzender: Generalkonſul Meyer) und von dem Miniſter 
ein Staatsbevollmächtigter Geheimer Finanzrat Meydenbauer), deſſen 
Vertreter Geheimrat Krohne in Königsberg iſt. 

Die Bewilligung eines Kredites iſt nur zuläſſig, wenn der An⸗ 
trag von dem Vorſtand einſtimmig genehmigt iſt. Kredite über 
3000 M im Einzelfalle dürfen nur bewilligt werden, wenn der Staats⸗ 
bevollmächtigte oder ſein Vertreter gegen die Gewährung Einſpruch 
nicht erheben. 

Dem Aufſichtsrat iſt monatlich mindeſtens einmal eine Überſicht 
über ſämtliche gewährten Krediten vorzulegen. 

Der Reichsbank gegenüber iſt die Ausſchließlichkeitserklärung ab⸗ 
zugeben und dauernd durchzuführen; die Diskontierung an anderen 
Stellen iſt daher dem Vorſtande verboten. 


- 
9. 


Unternehmungen zur Förderung der Handwerker in der Provinz 
Oſtpreußen. 


1. Lieferungsverband für Tiſchlerarbeiten in 
der Provinz Oſtpreußen E. G. m. b. H., Königsbergi. Pr., 
Altſtädtiſche Bergſtraße 41/42. Zweck des Verbandes iſt zu 
helfen: 

a) die geflüchteten Handwerker ſeines Faches zurückzuführen 
und wieder erwerbsfähig zu machen, 

p) dem Gewerbe der Provinz die Herſtellung eines möglichſt 
großen Teiles des entſtandenen Bedarfs zu ſichern. 

2. Oſtpreußiſche Töpfergenoſſenſchaft für gemein⸗ 
ſchaftlichen Bezug und Arbeitsübernahme E. G. m. b. H., Königs⸗ 
berg i. Pr. Vorſitzender: H. Janzon, Töpfermeiſter (Schnürling⸗ 
ſtr. 30.) Gegenſtand des Unternehmens iſt der gemeinſchaftliche Be⸗ 
zug der zum Betriebe des Töpfer- und Ofenſetzer⸗Gewerbes erforder⸗ 
lichen Rohſtoffe, Halbfabrikate und Werkzeuge und die Abgabe an die 
Mitglieder, ſowie die Beteiligung an Arbeiten und Lieferungen. 

3. Die Verdingungsſtelle der oſtdeutſchen Handwerks⸗ 
kammern in Königsberg, Königſtr. 64 mit folgenden Auf⸗ 
gaben: 
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1. Erteilung von Auskünften, betr. Uebernahme und 
Weiterverteilung von Leiſtungen und Lieferungen für den 
Wiederaufbau der zerſtörten Ortſchaften, 

2. Vermittelung von Handwerkszeug, Maſchinen, Geräten, 
Betriebsmitteln und Rohſtoffen für Handwerksbetriebe 
Oſtpreußens, 

3. Errichtung von Muſterlägern von Bauarbeiten aller 
Art ſowie von Wohnungs⸗ und Haushaltungsgegenſtänden, 

4. Förderung der Errichtung von Genoſſenſchaften und Liefe⸗ 
rungsverbänden im Handwerk, 

5. Techniſche Beratungen für Wiederaufbauarbeiten, und zwar 
insbeſondere: 

a) Unterſtützung bei der Preisberechnung, 

p) Unterſtützung bei der Erlangung der Bauerlaubnis, 

c) Bereitſtellung von Entwürfen, Zeichnungen und dergl. 
für den Innenausbau. 

6. Vermittelung von Arbeitskräften, 

7. Vertretung des Handwerks in Fragen des Wiederaufbaues, 

8. Beſtellung geeigneter Sachverſtändiger, deren beſonderer 

Aufgabenkreis in einer Sachverſtändigenordnung feſtzu⸗ 

legen iſt, 

. Schiedsgerichtliche Regelung von SEN. gewerb⸗ 

licher Art.“ 


4. Oſtpreußiſcher Arbeitsnachweisverband. Ge- 
ſchäftsſtelle: Königsberg i. Pr., Viktoriaſtr. 9, Fernruf 6380. 
Geſchäftsführer: Dr. O. Michalke. Hauptziel des Verbandes iſt 
die Bildung eines engmaſchigen Netzes öffentlicher, gemeinnütziger 
Arbeitsnachweiſe, welche die Arbeitsvermittelung in den ihnen zu— 
gewieſenen Gebieten zu beſorgen haben. — Ausgleich zwiſchen Angebot 
und Nachfrage nach Arbeit. — Verhütung der Abwanderung aus der 
Provinz. 

5. Kunſtgewerbliche Beratungsſtelle des Kunſt⸗ 
gewerbe⸗Vereins zu Königsberg i. Pr., Adr. Profeſſor M. Rode⸗ 
meier, Bahnſtr. 33, mit dem Zweck, in allen Fällen, in denen Beſteller 
und Auftraggeber ſowohl wie Handwerker und Gewerbetreibende in 
Zweifel und Unklarheit ſind hinſichtlich zweckmäßiger und ſchöner Ge⸗ 
nütziger und unparteiiſcher Weiſe Rat zu erteilen. — Auch Bezugs⸗ 
ſtaltung von Arbeiten auf kunſtgewerblichem Gebiete in uneigen⸗ 
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quellen ſollen nachgewieſen werden. — Die Raterteilung ift unent- 
geltlich und kann durch Skizzen unterſtützt werden. 


6. 
Gemeinnützige Einrichtungen. 


Die Münchener Oſtpreußenhilfe, München, Roeckl⸗ 
platz 1 u. 2. Zweck: Herſtellung geſchmacklich einwandfreier Möbel, 
welche der Provinz Oſtpreußen als Liebesgabe zugedacht ſind. Die 
Möbel werden nach Fertigſtellung durch die Landräte zu mäßigen 
Preiſen verkauft werden. 


ie: 
Beratungsſtelleu der Königsberger Kaufleute. 


1. Beratungsſtelle der Königsberger Groſſiſten der Textilwaren 
und aller Bekleidungszweige. (Vorſitzender Kommerzienrat Weſſel, 
Leiter der Beratungsſtelle Kaufmann, Syndikus des Hanſabundes. 
Büro Börſenſtr. 4.) 

2. Oſthandelshilfe, Beratungsſtelle der Königsberger Großhänd⸗ 
ler für Oſt⸗ und Weſtpreußens Kleinhandel in Nahrungsmitteln und 
verwandten Waren (Leiter Dr. Oſtermeyer, Büro Vordere Vor⸗ 
ſtadt 62). 

3. Oſtpreußiſche Kriegszentrale E. V. (Vorſitzender Kommerzien⸗ 
rat Marx. Geſchäftsführer Syndikus Kauffmann, Büro Kaiſer⸗ 
ſtraße 9). 


8. 
Kriegsverband oſtpreußiſcher Genoſſenſchaften. 


Auf Anregung der Kriegszentrale des Hanſabundes iſt am 
13. April in Königsberg ein Kriegsverband oſtpreußiſcher Genoſſen⸗ 
ſchaften gegründet worden, durch den die genoſſenſchaftlichen Arbeiten 
für den Wiederaufbau Oſtpreußens nutzbar gemacht werden ſoll. Der 
Kriegsverband fol insbeſondere die Gründung von Rohſtoff- und 
Lieferungsgenoſſenſchaften der Gewerbetreibenden anregen, fördern 
und deren Tätigkeit durch Rat und Tat unterſtützen. Der Vorſtand 
des Kriegsverbandes beſteht aus den Herren Verbandsdirektor Seel- 
mann (Klapperwieſe 17), und Direktor Prollius (Mozartſtraße 43). 
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Verzeichnis der „Patenſtädte“. 


Regierungsbezirk Königsberg. 


— '.. . — fe... ́½ vmk) — —:: . ò—̃d.m(' ͥ vꝛ .ꝛ5«æZ —— 


Kreis 


Lfd. Nr. 


In Ausſicht genommene Förderer 


1 | Pr.⸗Eylau (ländliche 
Ortſchaften) 


2 Domnau (Stadt) 


3 [Gerdauen (Stadt) 
4 | Nordenburg (Stadt) 
5 Gerdauen (ländliche 


Ortſchaften) 
6 Heilsberg (ganzer 
Kreis) 


7 | Memel (Stadt und 
Kreis) 

8 Raſtenburg (ganzer 
Kreis) 


9 Wehlau (ganzer Kreis) 


KriegshilfsvereinGroßherzogtumSachſen 
für den Kreis Pr.⸗Eylau (Vorſitzender: 
Oberbaudirektor Krieſche) Weimar. 

Kriegshilfsvereine Berlin-Schöneberg 
(Vorſitzender: Freiherr von Lüding— 
hauſen). 

Kriegshilfsvereine Berlin-Wilmersdorf 
(Vorſitzender: Freiherr von Lüding⸗ 
hauſen). 

Kriegshilfsverein Grunewald (Vorſitzen⸗ 
der: Regierungsrat a. D. Dr. Stad- 
mann, Gemeindevorſteher). 

Südliche Vororte Berlins (Vorſitzender 
noch unbeſtimmt). 

Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Düſſeldorf (Vorſitzender noch nicht 
beſtimmt). 

Kriegshilfsverein Mannheim (Vorſitzen⸗ 
der noch nicht beſtimmt). 

Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Arnsberg (Vorſitzender noch unbe⸗ 
ſtimmt). 

Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Düſſeldorf (Vorſitzender noch unbe⸗ 

ſtimmt). 


*) Die mit bezeichneten Vereine find bereits ins Vereinsregiſter ein⸗ 


getragen. 
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Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Kreis 


Angerburg 
Kreis) 


(ganzer 


Darkehmen (ganzer 
Kreis) 


Goldap (Stadt und 
Kreis, jedoch ohne 
die Kirchſpiele Gr.⸗ 
Rominten und Du⸗ 
beningken) 

Kirchſpiele Gr.⸗Ro⸗ 
minten und Du- 
beningken, Kreiſes 
Goldap 

Gumbinnen (ganzer 
Kreis) 


Oletzko 


Pillkallen (ganzer 
Kreis) ohne Schir⸗ 
windt 

Stallupönen (Stadt) 


Stallupönen (Land⸗ 
kreis ohne Eydt⸗ 
kuhnen) 

Eydtkuhnen 


In Ausſicht genommene Förderer 


Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Düſſeldorf (Vorſitzender noch unbe- 
ſtimmt). 

Kriegshilfsverein in Dresden und Um- 
gebung (Vorſitzender: Oberbürger⸗ 
meiſter Dr. Beutler). 

Landesverein Braunſchweig (Vorſitzender: 
Handelskammerpräſident, Geh. Kom⸗ 
merzienrat Schmidt). 


Kriegshilfsverein Potsdam (Bürger⸗ 
meiſter Rauſcher). 


Kriegshilfsverein Berlin vorm. Metall⸗ 
ſammlung (Vorſitzender: Freiherr 
v. Lüdinghauſen). 

Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Düſſeldorf (Vorſitzender noch unbe- 
ſtimmt). 

Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Breslau (Vorſitzender: Regierungs⸗ 
präſident Freiherr v. Tſchammer). 

Kriegshilfsverein der Stadt Kaſſel und 
des heſſiſch⸗waldeckſchen Städtetages 
(Vorſitzender: Oberbürgermeiſter Koch). 

Kriegshilfsverein im Regierungsbezirk 
Wiesbaden (noch unbeſtimmt). 


Bremen. 


G 


) Die mit bezeichneten Vereine find bereits ins Vereinsregiſter ein- 
getragen. 
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Regierungsbezirk Allenſtein. 


Kreis In Ausſicht genommene Förderer 


Lid. Nr. 


1 Lyck (ganzer Kreis) | Hilfsverein im Regierungsbezirk Oppeln 
(Vorſitzender: Regierungspräſident 
von Schwerin). 

2 | Neidenburg (ganzer [Verein im Regierungsbezirk Arnsberg 

Kreis ohne Soldau) (Vorſitzender noch unbeſtimmt). 


3 | Soldau (Stadt) Kriegshilfsverein Charlottenburg (Vor⸗ 
ſitzender: Polizeipräſident von Hertz⸗ 
berg). 

4 Ortelsburg (ganzer | Kriegshilfsverein Berlin (Vorſitzender: 

Kreis) Präſident v. Klitzing). 
5 Hohenſtein (Stadt) Kriegshilfsverein Leipzig (Vorſitzender: 


Regierungsrat Ackermann). 


Gedruckt in der Oſtpreußiſchen Druckerei und Verlagsanſtalt Akttengeſellſchaft, Königsberg i. Pr. 


